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Aktuelles aus der Küsten-Geotechnik 
 
Dipl.-Ing. Fritz Peter Eißfeldt, Bundesanstalt für Wasserbau – Dienststelle Hamburg, Referat Geotechnik 
Nord (K1) 
 
 
1 Einführung  
Wegen der Ortsnähe zu den Dienststellen im norddeutschen Küstenbereich und wegen der typisch nord-
deutschen Böden (Klei, Mudde, Geschiebemergel) berät die Dienststelle Hamburg mit dem Referat Geo-
technik Nord die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) seit vielen Jahrzehnten beim Bau von Was-
serbauwerken und beim Ausbau der Wasserstraßen im nord- und ostdeutschen Raum. Damals wie heute 
bemüht sich das Referat bei der Bearbeitung der geotechnischen Probleme um eine ganzheitliche Be-
trachtung. Mit geotechnischen Laborversuchen und geotechnischen Bauwerksmessungen ist es möglich, 
die getroffenen Annahmen zu verifizieren und zu überprüfen. Zur Gewährleistung einheitlicher Aussagen 
zu den Standards an den Wasserstraßen sowie bei speziellen geotechnischen Fragestellungen und La-
borversuchen wird eine enge Zusammenarbeit mit der Abteilung Geotechnik in Karlsruhe praktiziert. Dr. 
Schuppener als Fachkoordinator hat diese Zusammenarbeit stets gefördert und verbessert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 1:  Derzeitige Projekte des Referates  
 
Das Bild 1 gibt einen Überblick über die derzeitig betreuten WSV-Projekte durch das Referat Geotechnik 
Nord. Die dicker herausgestellten Punkte stellen diejenigen Projekte dar, die aus dem Erfahrungswissen 
mit folgenden Schwerpunkten ganzheitlich bearbeitet werden: 
 
– Erstellung des Baugrundgutachtens mit Hinweisen zur Bemessung (z. B. von Pfählen, Ankern etc.) 
und zur Gründung (z. B. Tiefgründung, Dichtsohlen etc.) 
– Grundbauliche Beratung bei der Entwurfsplanung und Vorbemessung 
– Konzeption und Durchführung geotechnischer Bauwerksmessungen 
Sp
ülf
eld
 D
rig
ge
Sc
hif
fsh
eb
ew
er
k N
ied
er
fin
ow
Ne
ub
au
 S
ch
leu
se
 K
lei
nm
ac
hn
ow
Zu
fah
rt 
W
ism
ar
Na
ch
so
rg
e M
EW
Na
ch
so
rg
e Q
ue
rb
au
we
rk
e E
SK
Ne
ub
au
 S
ch
leu
se
 W
us
ter
wi
tz
Sc
hle
us
e Z
er
be
n
Ne
ub
au
 N
ied
rig
wa
ss
er -
Sc
hle
us
e M
ag
de
bu
rg
Kü
Em
s
De
ck
we
rk
e W
es
er
De
ck
we
rk
e E
lbe
Ku
rv
en
ab
lac
hu
ng
 N
OK
Le
ve
ns
au
er
Ho
ch
br
üc
ke
Sc
hle
us
e u
. D
ük
er
Br
un
sb
üt
tel
Au
sb
au
 E
HK
Au
sb
au
 H
OW
Au
sb
au
 Te
K
Si
ch
er
un
g L
an
dw
eh
rk
an
al
Vo
rh
afe
n W
ilh
elm
sh
av
en
W
ind
en
er
gie
an
lag
en
-O
ffs
ho
re
 
BAW-Kolloquium 
Aktueller Stand und Herausforderungen der Geotechnik im Verkehrswasserbau 
am 24. September 2009 in Karlsruhe 
 
 
 
 
Seite 6 
 
– Gründungstechnische Stellungnahmen (Gründungsgutachten) zum Entwurf 
– Bewertung von Alternativ- und Sondervorschlägen auf geotechnische Gleichwertigkeit im Rahmen 
der Ausschreibung 
– Beratungen bei Problemen und Fragen zur Bemessung und Bauausführung 
 
In den Projekten der kleineren Punkte werden einzelne oder mehrere der vorgenannten Aufgaben bear-
beitet oder bei Planung, Bemessung und Bauausführung beraten. Aus den Projektaufgaben ergeben sich 
immer wieder grundsätzliche, geotechnische Fragestellungen, die im Rahmen unserer Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben – auch unter Beteiligung von Hochschulinstituten usw. – genauer untersucht wer-
den. 
 
Nachfolgend werden einige Projekte vorgestellt. 
 
 
2 Erosionsverhalten von Geschiebemergel  
Der Hamburger Hafen wird von immer größeren Schiffen mit mehr Tiefgang angelaufen und bis im letzten 
Jahr vor der Wirtschaftskrise haben die internationalen Verkehre derart zugenommen, dass eine Fahrrin-
nenanpassung der Unterelbe geplant ist. Der bei der Vertiefung anfallende Sand aus der Fahrrinne wird 
seitlich in so genannten Unterwasserablagerungsflächen (UWAs) abgelegt, die möglichst lange in ihrer 
Lage stabil bleiben sollen und deren Oberflächen und Randbereiche daher durch Abdeckungen vor Ero-
sion gegen tide- und seegangsinduzierte Strömungen zu sichern sind. Nahezu gleichzeitig fallen aus den 
7 Kurvenabflachungen an der Oststrecke des Nord-Ostsee-Kanals (NOK) insgesamt 8,5 Mio. Kubikmeter 
kohäsiver Geschiebemergel vorwiegend steifer bis halbfester Konsistenz an, der hinsichtlich seiner 
Verbringung (z. B. Verklappung in der Ostsee) auf Erosionsstabilität gegenüber Strömung zu untersu-
chen ist. 
 
In Zusammenarbeit mit dem Referat K2 Ästuarsysteme I der Dienststelle Hamburg wurde das Erosions-
verhalten des Geschiebemergels in einer wasserbaulichen Versuchsrinne auf seine Erosionsstabilität als 
Abdeckmaterial für Unterwasserablagerungsflächen untersucht. 
 
Die grundsätzliche Eignung wurde zunächst durch Vorversuche in einer kleinen Versuchsrinne (Länge 
30 m; Breite 0,5 m und Tiefe 0,5 m) mit Strömungsgeschwindigkeiten bis 0,7 m/s untersucht. Im Ergebnis 
zeigte sich, dass der Geschiebemergel bei mehrstündiger Anströmung unter diesen Versuchsbedingun-
gen erosionsstabil war. Das rechtfertigte weitergehende aufwändigere Untersuchungen in der Umlaufrin-
ne (Breite 2 m; Wassertiefe 1,3 m) mit höheren stationären Strömungsgeschwindigkeiten bis 1,7 m/s 
(Bild 2). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 2:  Wasserbauliche Versuchsrinne  
 
BAW-Kolloquium 
Aktueller Stand und Herausforderungen der Geotechnik im Verkehrswasserbau 
am 24. September 2009 in Karlsruhe 
 
 
 
 
Seite 7 
 
Dazu wurden mehrere Kubikmeter Geschiebemergel an der NOK-Böschung entnommen. An diesem 
Material wurde eine Vielzahl von Klassifikationsversuchen (Korngrößenverteilung, natürlicher Wasserge-
halt, Fließ-/Ausroll- und Schrumpfgrenze, Wasseraufnahmevermögen, Kalkgehalt, Korndichte, Zerfalls-
beständigkeit und undränierte Scherfestigkeit) durchgeführt. Ein Vergleich mit den Ergebnissen von Klas-
sifikationsversuchen aus der gesamten Oststrecke bestätigte die Repräsentativität des Probenmaterials. 
Der Geschiebemergel wurde anschließend mit einer Schichtdicke von 0,5 m in die Umlaufrinne eingebaut 
(Bild 3). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 3:  Mergeleinbau in der Versuchsrinne mit Lage der Probenkörper 
 
Beginnend mit Strömungsgeschwindigkeiten von 0,5 m/s wurden sie stufenweise um 0,2 m/s bis zu einer 
maximalen Strömungsgeschwindigkeit von 1,7 m/s gesteigert. In jeder Geschwindigkeitsstufe wurden 
dann Mergelproben für geotechnische Klassifikationsversuche entnommen. Die Untersuchungen in der 
Umlaufrinne gliederten sich in zwei Bereiche: 
– Die wasserbaulichen Versuche hatten zum Ziel, die Entwicklung der Sohldicke mittels hochpräzi-
ser, flächiger Echolotungen in Abhängigkeit von der Strömungsgeschwindigkeit zu beschreiben. 
– Die geotechnischen Versuche sollten nicht nur einen Vergleich der geotechnischen Eigenschaften 
vor und nach der Überströmung ermöglichen, sondern auch eine zeitliche Entwicklung von Korn-
größenverteilung, natürlichem Wassergehalt, Konsistenz und Kalkgehalt in Abhängigkeit von der 
Strömungsgeschwindigkeit beschreiben. 
 
Um die Entwicklung der geotechnischen Eigenschaften beurteilen zu können, wurden insgesamt 30 Ge-
schiebemergelproben mit einem Durchmesser von 15 cm hergestellt, in strapazierfähige Kunststoffnetze 
verpackt und oberflächennah in die Geschiebemergelschicht in der Rinne eingebaut (Bild 4). Dies erlaub-
te, Probenkörper nach festgesetzten Überströmungszeiten gezielt zu bergen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 4:  Herstellung und Einbau der Probekörper 
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Der Vergleich der Proben vor und nach dem Überströmen ergab keine relevante Änderung der Korngrö-
ßenzusammensetzung und des Kalkgehaltes (Bild 5). Erwartungsgemäß nehmen oberflächlich lediglich 
die undränierte Scherfestigkeit und die Konsistenz mit zunehmender Strömungsgeschwindigkeit bzw. 
Verweildauer in der Rinne ab bzw. der natürliche Wassergehalt nimmt in der Aufweichungszone zu 
(Bild 5). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 5:  Vergleich von Kornzusammensetzungen, Kalkgehalte und undränierten Scherfestigkeiten 
zwischen Ausgangs- und Rinnenresidualmaterial 
 
 
 
 
 
BAW-Kolloquium 
Aktueller Stand und Herausforderungen der Geotechnik im Verkehrswasserbau 
am 24. September 2009 in Karlsruhe 
 
 
 
 
Seite 9 
 
Das Maß für die Erosionsstabilität unter Strömung ist deshalb nicht die Veränderung der beschriebenen 
geotechnischen Parameter, sondern der Zerfallprozess des Probekörpers, dass heißt  der Gewichtsver-
lust unter Berücksichtigung des erhöhten Wassergehaltes und die Anzahl der Probenteile im Probennetz 
in Abhängigkeit von der Strömungsgeschwindigkeit. Bild 6 zeigt die Ergebnisse. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Ergebnis zeigt sich, dass die Probekörper des Geschiebemergels aus der Oststrecke des NOK bis zu 
einer Strömung von ca. 1 m/s erosionsstabil sind, wobei vereinzelt erste Materialverluste ab einer Strö-
mungsgeschwindigkeit von ca. 0,8 m/s auftreten. Diese Ergebnisse der geotechnischen Untersuchungen 
stehen im Einklang mit den wasserbaulichen Versuchen, die erste Schichtdickenverluste ab 0,6 m/s und 
größere Erosion ab ca. 1 m/s ergaben (Bild 7). Auf Grundlage dieser Strömungsgeschwindigkeiten kön-
nen Aussagen zur Eignung als Abdeckung von Unterwasserablagerungsflächen oder anderer Unterbrin-
gungskonzepte gemacht werden. 
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Bild 7:  Schichtdickenverlust 
aus den wasserbauli-
chen Untersuchungen 
nach einer Überströ-
mung von jeweils 6 
Stunden 
Bild 6:  Zerfallene Probenkörper 
(Probenanteile) und Ma-
terialverluste in Abhän-
gigkeit der Strömungs-
geschwindigkeiten 
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3 Neue Schleuse und neuer Düker in Brunsbüttel  
Für die Schleusenanlage Brunsbüttel ist vor dem Bau der neuen 5. Schleusenkammer zunächst der Er-
satzneubau eines Dükers für die vorhandenen Versorgungsleitungen auszuführen. Die Lage der geplan-
ten 5. Kammer und des neuen Dükers ist dem Bild 8 zu entnehmen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 8:  Lage der geplanten 5. Kammer und des neuen Dükers 
 
Die Lage des Dükers ist mit dem erkundeten Baugrundaufbau im Bild 9 dargestellt. Wegen der beste-
henden Kammerwandgründung auf Holzpfählen muss der Düker in ca. 37 m Tiefe vorgetrieben werden. 
Der Abstand zwischen OK Düker und UK Holzpfahlgründung beträgt lediglich 2,7 m. Zur Herstellung des 
Dükers sind in den Mittelmauern der beiden bestehenden Schleusen, auf der Schleuseninsel und jeweils 
auf der Landseite Schächte bis ca. 40 m Tiefe abzuteufen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 9:  Düker im Schnitt mit Bodenaufbau 
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Die Baugrunderkundung ergab zwei maßgebende Bodenschichten: Unter der GOK steht in einer Mäch-
tigkeit bis ca. 22 m ein typisch norddeutscher Klei weicher Konsistenz an, der in weiten Tiefenbereichen 
auch mehr oder weniger starke Sandbänderungen enthält und dort auch als sandiger Klei zu bezeichnen 
ist. Darunter schließen sich ab etwa NN -20 m Sande und kiesige Sande unterschiedlicher Kornzusam-
mensetzungen an, denen nach den Sondierergebnissen eine vorwiegend große bis sehr große Festigkeit 
– örtlich allerdings auch mittlere – zuzuordnen ist. In die Sande eingelagert sind zahlreiche Steine und 
Blöcke, denen im Hinblick auf den Rohrvortrieb eine besondere Bedeutung zukommt. Sie stellen Hinder-
nisse dar und müssen beim Vortrieb beseitigt werden. In den Sanden und kiesigen Sanden sind in größe-
ren Tiefen bindige Schichten aus tragfähigem Geschiebemergel und Beckenschluff vorwiegend halbfester 
Konsistenz eingelagert.  
 
Im Rahmen der Baugrunderkundung wurden in mehreren Bohrungen jeweils Porenwasserdruckaufneh-
mer in verschiedenen Tiefen im Klei und Sand eingebaut. Beim Einbau wurde durch unsere Aufsicht ge-
nau darauf geachtet, dass die Porenwasserdruckaufnehmer in der Bohrung oben und unten jeweils eine 
dichtende Tonschicht erhalten haben und somit die tatsächlichen Wasserdrücke in der jeweiligen Tiefen-
lage gemessen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 10:  Anordnung der Porenwasserdruckaufnehmer in einer Aufschlussbohrung 
 
Die Auswertungen führen zu dem Ergebnis, dass im Klei weder die Tideschwankungen der benachbarten 
Elbe noch die Schleusungen nennenswerte Schwankungen in den Grundwasserstandshöhen ergeben, 
während im Sand deutliche Grundwasserstandsschwankungen erkennbar sind. Das Fahrwasser der na-
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he gelegenen Elbe schneidet die Sande an, so dass im Schleusenbereich dort gedämpfte Tideeinflüsse 
vorhanden sind (Bild 11). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 11:  Grundwasserstandshöhen im Klei und Sand aus Porenwasserdruckmessungen 
 
 
 
Bild 12:  Lastfallbezogene Grundwasserstände für die Bemessung der neuen Schleuse 
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Durch Auswertung der Porenwasserdruckmessungen konnten bereits für die statischen Vorberechnun-
gen zur Schleusenplanung lastfallbezogene Grundwasserstände im Klei und im Sand angegeben werden 
(Bild 12). Außerdem liefern die Porenwasserdruckmessungen wichtige Informationen für den auszufüh-
renden Rohrvortrieb. Der Stützdruck an der Ortsbrust lässt sich auf die wechselnden Grundwasserver-
hältnisse infolge Tide einstellen. Die Kenntnis des Grundwasserpotentials ist besonders wichtig, wenn der 
Rohrvortrieb aus dem Bereich der Kammerwand mit hohen geostatischen Auflasten in Richtung Schleu-
senkammer mit geringen geostatischen Auflasten übergeht. 
 
 
4 Bau des neuen Schiffshebewerkes Niederfinow und der Südkammer Schleuse Wusterwitz  
Im Rahmen der ganzheitlichen Bearbeitung von großen Wasserbauwerken mit hohem Schwierigkeitsgrad 
wurden für die Neubauten der Südkammer Schleuse Wusterwitz und des Schiffshebewerkes Niederfinow 
die dafür erforderlichen Baugrundbeurteilungen und Gründungsempfehlungen durchgeführt. Erfahrungs-
gemäß treten bei der Planung und Bauausführung immer wieder geotechnische Probleme und Fragestel-
lungen auf, die es zu lösen und zu beantworten gilt. An diesen beiden Projekten soll kurz im Überblick 
gezeigt werden, welche geotechnischen Beratungen dort bei der Bauausführung erforderlich wurden. 
 
Am neuen Schiffshebewerk Niederfinow sind z. Z. der obere Vorhafen und die Trogwannenbaugrube für 
das Hebewerk im Bau. Dafür wurden aktuell folgende Stellungnahmen erarbeitet: 
 
– Eignung von Böden für Dammschüttung, Auflastfilter und Dränagen 
– Beurteilung von Ankertragfähigkeiten zur Rückverankerung der Baugrubenwände 
– Bettungsansätze für die Bodenplatte unter Berücksichtigung der Verpresspfähle der Unterwasser-
betonsohle 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 13:  Blick auf die Baugrube für das neue Schiffshebewerk Niederfinow 
 
Auch die Südkammer der Schleuse Wusterwitz wurde im Schutze einer Baugrube hergestellt, deren 
Wände aus einer umlaufenden Dichtwand mit eingestellten Spundwandprofilen besteht. Die Dichtwand 
bindet in einen durchgehend tiefliegenden Braunkohleschluff halbfester Konsistenz ein, der als dichtender 
Horizont in der Sohle genutzt wird. Auf eine Unterwasserbetonsohle mit Rückverankerung konnte daher 
verzichtet werden. Baubegleitend wurden zur Herstellung der Baugrube folgende Stellungnahmen erar-
beitet: 
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– Einbindung in den Braunkohleschluff bei der Dichtwandherstellung 
– Bewertung der Nachweise zur Auftriebssicherheit und zum hydraulischen Grundbruch im Bereich 
der Kammer und Häupter 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 14:  Blick in die Baugrube der Südkammer Schleuse Wusterwitz 
 
5 Korrosion an Spundwänden  
Spundwände überbrücken Geländesprünge an Wasserstraßen und in Häfen und sind in der WSV ein 
weit verbreitetes tragendes Bauteil. Korrosive Wanddickenverluste führen zu einer Verringerung der 
Tragfähigkeit und damit zu einer Überschreitung der aufnehmbaren Momente, so dass die Standsicher-
heit gefährdet wird. Durchrostungen beschränken die Gebrauchstauglichkeit von Spundwänden, indem 
der hinterfüllte Boden durch die Löcher infolge Wellen und Grundwasserströmung ausgespült wird. Da 
die Korrosion maßgeblich die Nutzungsdauer eines Spundwandbauwerks beeinflusst und die Belange 
der Spundwandbemessung nach den neuen Normen EC 3-5 betrifft, kommt einer zutreffenden Beurtei-
lung der Korrosion an Stahlspundwänden und einer Prognose eine hohe Bedeutung zu. Aus diesem 
Grunde werden seit über 20 Jahren Grundsatzuntersuchungen durchgeführt (siehe [1] bis [6]). Ziel der 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit ist eine Optimierung der Messverfahren zur zuverlässigen Ermittlung 
der Restwanddicken und eine Entwicklung von Prognoseverfahren zur Beurteilung des Korrosionsverhal-
tens. 
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"In Verformungen denken" –  
Die Entwicklung der FEM zum Handwerkszeug für geotechnische Nachweise 
 
BDir Dr.-Ing. Michael Heibaum, Bundesanstalt für Wasserbau, Abt. Geotechnik 
 
 
1 Einleitung 
 
In den 1960er Jahren zeigten Erddruckmessungen an Baugrubenwänden, dass die bislang angenomme-
ne lineare Zunahme des Erddrucks über die Tiefe nicht zutreffend war (Bild 1). Daraus erwuchs die Er-
kenntnis, dass Druckverteilungen im Baugrund und in der Wechselwirkung Baugrund-Bauwerk ganz we-
sentlich von den Verformungen abhängt. Zur Abschätzung war man zunächst auf Erfahrungen aus Mes-
sungen angewiesen bis in den 1970er Jahren die Methode der Finiten Elemente (FEM) so weit entwickelt 
war, dass sie für geotechnische Fragestellungen angewandt werden konnte. Nach einer ersten Euphorie 
zeigte sich bald, dass die Anwendung der FEM große Sorgfalt und ausreichendes Wissen über die An-
wendungsgrenzen erfordert. Mit der Weiterentwicklung der Stoffgesetze konnte jedoch eine immer bes-
sere Übereinstimmung von Prognose und Messung erreicht werden. 
 
Mit der FEM wurde es möglich, auch komplexe Be-
messungssituationen zu meistern, seien es dreidi-
mensionale Probleme oder instationäre Vorgänge. 
Mussten für die herkömmlichen Bemessungsverfah-
ren noch erheblich vereinfachende Annahmen ge-
troffen werden, konnten Struktur und Stoffverhalten 
mit der FEM wesentlich genauer erfasst werden. 
Daraus wiederum entstand die Idee, die Nachweise, 
die in der Geotechnik entsprechend der  jeweiligen 
Normen zu führen sind, ebenfalls mit Hilfe der FEM 
zu erbringen. Die Normen jedoch und die in ihnen 
festgelegten Sicherheitswerte basieren auf jahrzehn-
telanger Erfahrung mit den klassischen Nachweis-
verfahren, wodurch die Frage gestellt werden muss, 
inwieweit erfahrungsbasierte Normung und erheblich 
verbesserte Erfassung des Spannungs-
Verformungsverhaltens mit einem numerischen Ver-
fahren wie der FEM in Einklang zu bringen sind. Die 
Sicherheiten wurden ja festgelegt, um die zum Teil 
wesentlich größeren Unsicherheiten in den klassi-
schen Bemessungsverfahren abzudecken. Die Dis-
kussion darüber wird vermutlich noch lange andau-
ern. 
 
 
2 Nachweise und Verformungsberechnungen mit klassischen Verfahren 
Um Verformungen in der Geotechnik zu berechnen, bediente man sich üblicherweise Verfahren, die den 
Boden als elastisches Medium betrachten. Die beobachteten Abweichungen vom wirklichen Verhalten in 
situ kompensierte man durch erfahrungsgestützte Korrekturen mehr oder weniger erfolgreich. Beispiele 
sind die Begrenzung der Einflusstiefe bei der Setzungsberechnung oder die Annahme eines kennzeich-
nenden Punktes für die Ermittlung der Setzungen eines starren Fundamentes. 
 
Um die Verformungen biegeweicher Flachgründungen zu ermitteln, wurden das Bettungsmodul- und das 
Steifezifferverfahren benutzt. Beide Verfahren dienen zur Verformungsberechnung aus der Wechselwir-
kung von Bauwerk und Baugrund, bleiben jedoch weiterhin im elastischen Bereich und lieferten, obwohl 
beide gut begründet, häufig widersprüchliche Ergebnisse. Das Steifezifferverfahren berücksichtigte die 
Bild 1: Gemessene Erddruckverteilung einer 
Trägerbohlwand im Frankfurter Ton 
(Romberg 1973) 
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seitliche Spannungsausbreitung im Boden, erforderte aber einen wesentlich höheren Rechenaufwand, 
der aber mithilfe der Computer vertretbar wurde. 
 
Zur Berechnung der Verformungen einer ein- oder mehrfach gestützten Wand wurde ebenfalls unter der 
Annahme elastischen Verhaltens die Biegelinie der Wand errechnet (Bild 2). Der Erddruck wurde dabei 
linear mit der Tiefe zunehmend angenommen. Das am meisten benutzte Hilfsmittel für diese Berechnun-
gen war vermutlich das Spundwandhandbuch (Hoesch), da ja die Computer noch ausschließlich in Re-
chenzentren standen und nicht für jedermann zugänglich waren. Damals vielleicht ahnend und heute 
(hoffentlich!) wissend, dass sich der Boden alles andere als elastisch verhält, mussten die Ergebnisse 
abgesichert werden. Das wiederum geschah durch ausreichende Sicherheiten, die in Normen und Emp-
fehlungen zusammengetragen waren und auf jahrzehntelanger Erfahrung beruhten. Die EAU und später 
die EAB wurden zu unverzichtbaren Nachschlagewerken für die Aufstellung von erdstatischen Berech-
nungen. 
 
 
Bild 2: Belastungs-, Querkraft-, Momentenverlauf und Biegelinie einer eingespannten Wand 
(Spundwandhandbuch) 
 
Die Normung und die ergänzenden Empfehlungen konzentrierten sich fast ausschließlich auf die Stand-
sicherheit, die Verformungen wurden nur untergeordnet behandelt. In den Nachweisen der Tragfähigkeit 
wurde gezeigt, dass das Verhältnis von Bruchlast zu tatsächlich auftretender Belastung größer ist als die 
erforderliche globale Sicherheit. Diese Sicherheit wurde als "global" bezeichnet, weil sie alle Unsicherhei-
ten von der Baugrunderkundung über die erdstatischen Nachweise bis hin zur Bauausführung abdecken 
soll. Die Konzentration auf die Grenzzustände der Tragfähigkeit ist wohl auch dadurch begründet, dass 
die rechnerischen Standsicherheitsnachweise für realistischer als die Verformungsberechnungen gehal-
ten wurden. Bei Verformungsberechnungen wurde immer wieder betont, dass sie nur grobe Abschätzun-
gen seien. Der Grund lag vermutlich darin, dass bei Überprüfung der Verformungsprognosen sehr häufig 
die Messungen zeigten, wie weit entfernt Messungen und Rechnungen liegen. Bei der rechnerischen 
Ermittlung der Standsicherheit ist ein solcher Vergleich zwischen rechnerischer Prognose und tatsächli-
chem Verhalten kaum möglich, dennoch wurde (und wird) die Treffsicherheit einer Standsicherheitsbe-
rechnung höher eingeschätzt als die einer Verformungsprognose. 
 
Ein weiterer Grund liegt vermutlich in der höheren Akzeptanz der Modellvorstellungen, die in eine Stand-
sicherheitsbetrachtung einfließen. Die Verformungen von Baugrund und Bauwerk wurden ermittelt unter 
der Annahme, dass das Verformungsverhalten unter den gegebenen Lasten zumindest bereichsweise 
linear elastisch sei – hier war man sich bewusst, dass es große Fehler geben kann. Der Versagensfall 
wird auf der Grundlage starrer Plastizität betrachtet. Erstaunlicherweise wurde diesen Modellen größeres 
Vertrauen geschenkt, obwohl eine Verifizierung höchstens im Modell möglich war, nicht in situ (außer in 
Schadensfällen, deren Randbedingungen eindeutig bekannt waren). Sofern es erforderlich ist, die Ver-
formungen zu begrenzen, wurde dies sogar häufig durch einen entsprechenden Sicherheitsabstand vom 
Bruchzustand angestrebt und nicht durch Verformungsberechnungen.  
 
Ein erster Schritt, die Verformungsabhängigkeit der Beanspruchung einer Stützwand zu berücksichtigen, 
war der Ansatz von umgelagerten Erddrücken anstelle des mit der Tiefe linear zunehmenden Erddrucks. 
Die entsprechenden Lastansätze beruhten auf Erfahrungen aus Messungen. Mit der Zeit entstand ein 
Gefühl für Verformungen bei der Wechselwirkung von Bauwerk und Boden. Professor Breth von der TH 
Darmstadt entließ in jenen Jahren die Studenten mit der Mahnung, bei erdstatischen Berechnungen stets 
"in Verformungen zu denken". Die sich in den folgenden Jahrzehnten entwickelnde Methode der Finiten 
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Elemente für geotechnische Verformungsberechnungen sollte und konnte das Denken nicht ersetzen, 
aber das Rechenverfahren entwickelte sich zu einem wertvollen Hilfsmittel zur Abschätzung des Kraft-
Verformungsverhaltens von Baugrund und Bauwerk. 
 
 
4 Modellbildung und FEM 
Alle geotechnischen Berechnungsverfahren basieren auf bestimmten Modellvorstellungen. Im Berech-
nungsmodell für den Erddruck sind z.B. Modelle über das Materialverhalten (Boden mit den Kennwerten 
ϕ´ und c´), den Bruchvorgang (starrplastisch), die Bruchgeometrie (geradlinig begrenzter Körper) und die 
Belastungsverteilung (linear mit der Tiefe zunehmend) enthalten. Erst die Akzeptanz aller dieser Modelle 
erlaubt die Überzeugung, ein taugliches Berechnungsverfahren für den Erddruck zu haben. 
 
Das Bewusstsein, dass hinter allen Nachweisen mehr oder weniger zutreffende Modelle stehen, hat sich 
stets in der Höhe der Sicherheitsbeiwerte niedergeschlagen oder es zeigt sich in der Forderung nach 
zwei Nachweisen, wie z. B. bei einer verankerten Spundwand sowohl den Nachweis der Standsicherheit 
auf der tiefen Gleitfuge zu führen, als auch eine ausreichende Sicherheit gegen Geländebruch nachzu-
weisen ist (siehe Abschnitt 10.6.7 in DIN 1054 (2005-01)).  
 
Die Festlegung von Einwirkungen ist ein wesentlicher Punkt der Planung von Bauwerken. DIN 1055 - 100 
"Einwirkungen auf Tragwerke – Grundlagen der Tragwerksplanung, Sicherheitskonzept und Bemes-
sungsregeln" betont die zugehörige Modellbildung und behandelt im Einzelnen Modelle für ständige, ver-
änderliche und dynamische Einwirkungen, Modelle bei Brandeinwirkungen und Modelle für Umweltein-
flüsse. 
 
Die klassischen Rechenmodelle in der Geotechnik beruhen auf der Annahme, dass das Ver-
formungsverhalten unter den gegebenen Lasten im Wesentlichen linear elastisch sei. Die Grenzzustände 
der Tragfähigkeit werden auf der Grundlage starrer Plastizität ermittelt. Die dafür bekannten Modelle sind 
die Starrkörper-Bruchmechanismen. Darunter fallen die Erddruckermittlung (Annahme eines aktiven und 
passiven Gleitkeils), der Grundbruch, der Gelände- und Böschungsbruch und andere. Der Ansatz elasti-
schen Verhaltens berücksichtigt jedoch nicht die begrenzte Festigkeit des Bodens und ggf. einsetzende 
Plastifizierung, die starrplastische Berechnung nicht die dem Bruch vorausgehende Verformung. Der 
eigentlich kontinuierliche Vorgang von einem Anfangszustand über Verformungen mit elastischen und 
plastischen Anteilen bis zu Fließerscheinungen und Bruch wird demnach als zwei getrennte Probleme mit 
jeweils getrennten Modellvorstellungen behandelt. 
 
Numerische Methoden, wie z. B. diejenige der Finiten Elemente (FEM), bieten die Möglichkeit, die ge-
nannten Aspekte des Materialverhaltens bis zum Bruch (bzw. bis kurz davor) in einem Zug zu berück-
sichtigen. Bei Anwendung der FEM steht eine ganz andere Modellbildung im Vordergrund, die aber eben-
falls eine große Auswirkung auf die Ergebnisse haben kann. Der Boden wird zunächst als ein Kontinuum 
betrachtet (was eigentlich der Haufwerkstruktur des Bodens widerspricht) und dann in Elemente zerlegt, 
um eine numerische Lösung zu ermöglichen.  
 
Ein besonderes Problem besteht nun darin, den Bruch im Boden zu definieren. In der klassischen Starr-
körperanalyse ist dieser durch die Annahme festgelegt, dass in allen (vorab gewählten) Gleitflächen die 
Scherfestigkeit des Bodens erreicht ist. Im numerischen Verfahren wird der Boden jedoch als verformba-
res Material abgebildet. Gleitflächen können in einem Netz von Kontinuumselementen gar nicht auftreten. 
Um dennoch gute Abschätzungen zu erreichen, wird im einfachsten Fall das Verformungsbild herange-
zogen, um potenzielle Gleitflächen zu identifizieren. Dazu wird die Konzentration hoher Werte für Deh-
nung, Scherdehnungen oder Vergleichsdehnungen herangezogen. Diese Zonen hoher Dehnwerte kön-
nen berechtigt als potenzielle Gleitflächen interpretiert werden (Bild 3). Eine Entkopplung von Bruchkör-
per und unbewegtem Boden erfolgt jedoch nicht. Außerdem wird – wie in situ – nicht überall gleichzeitig 
die Scherfestigkeit voll ausgenutzt sein. Durch diese Annäherung des Verformungszustandes an einen 
Bruchzustand ergibt sich bei Berechnungen mit der FEM der große Vorteil, dass eine Bruchgeometrie 
nicht à priori angenommen werden muss, sondern sich aus der Spannungs- und Verformungsgeschichte 
entwickelt. In jedem Einzelfall muss jedoch diskutiert werden, wie die Annäherung an den Grenzzustand 
im Boden erreicht wird. Übliche Vorgehensweisen sind die schrittweise Verminderung der Scherfestigkeit, 
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die Erhöhung von Auflasten oder das Aufbringen von Verschiebungen. Denkbar wären auch die Erhö-
hung oder Verminderung der Bodenwichte, Aufbringen von Porenwasserüberdrücken u. a. m.  
 
Da das Elementnetz nur eine begrenzte Ausdehnung besitzen kann, haben die Randbedingungen einen 
erheblichen Einfluss auf das Ergebnis. Die Ränder müssen ausreichenden Abstand zum modellierten 
Bauwerk haben, um keinen verfälschenden Einfluss auszuüben. Die Berechnung von Grundwasserströ-
mungen erweist sich in dieser Hinsicht oft als noch empfindlicher als die Verformungsanalyse. 
 
 
Bild 3: Konzentration der inkrementellen Scherdehnungen als Hinweis auf potenzielle Gleitfugen 
 
Die Festlegung von Materialkennwerten erweist sich stets als besonders kritische Modellbildung. Da der 
Aufwand an Baugrunduntersuchungen häufig genug in keinem Verhältnis zum gesamten Bauvolumen 
steht, liegen oft nur eine begrenzte Zahl von Informationen über den Baugrund vor. Andererseits erfordert 
es wiederum Vereinfachungen und/oder Zusammenfassungen, um ein zutreffendes Baugrundmodell 
aufzustellen, da es baupraktisch nicht sinnvoll ist, Bauverfahren und Materialeinsatz in kurzen Abständen 
zu ändern. 
 
Auch die Materialgesetze werden auf der Grundlage von Modellvorstellungen festgelegt, die das wirkliche 
Verhalten in Abhängigkeit von der Belastungsgeschichte mehr oder weniger gut abbilden. Die Entwick-
lung von Stoffgesetzen zum Implementierung in numerischen Modellen ist jedoch inzwischen soweit fort-
geschritten, dass das Verhalten in situ in vielen Fällen sehr gut abgeschätzt werden kann. Die FEM bietet 
außerdem die Möglichkeit, geotechnische Laborversuche nachzurechnen und dadurch das Materialmo-
dell zu kalibrieren, so dass die Wahrscheinlichkeit, das Verhalten in situ ausreichend gut zu beschreiben, 
wesentlich gesteigert werden kann. Eine weitere Verbesserung der Ergebnisse erhält man durch die Be-
obachtungsmethode, d.h. die Bauabschnitte eines Vorhabens werden vorausberechnet und durch Mes-
sungen begleitet. Durch Nachrechnen der schon fertig gestellten Bauabschnitte ist eine Kalibrierung mög-
lich, die es erlaubt, die Prognose für die nachfolgenden Schritte zu verbessern. 
 
Auch für die Ermittlung von nicht hydrostatischen Wasserdrücken ist die FEM eine große Hilfe: Die auf-
grund von Strömungsvorgängen zutreffende Wasserdruckverteilung lässt sich abhängig von den einge-
setzten Randbedingungen im selben Programm vor der Verformungsberechnung berechnen oder als 
Zwischenrechnung einschalten. Meist genügt dabei die stationäre Betrachtung, also die Annahme eines 
Strömungszustandes der über die Zeit konstant bleibt. In Sonderfällen wird instationär zu rechnen sein, 
um den im Zuge einer Baumaßnahme ungünstigsten Zustand zu ermitteln, was bei entsprechenden Pro-
grammen auch möglich ist.  
 
 
5 Normung und FEM 
Die bestehenden Normen und Empfehlungen wurden auf der Grundlage der klassischen Nachweisver-
fahren aufgestellt. Numerische Verfahren bieten jedoch eine Reihe von Vorteilen bei geotechnischen 
Berechnungen. Einer der größten ist die Tatsache, dass vor der Berechnung keine Annahmen über 
Bruchmechanismen getroffen werden müssen. Der Bruchzustand ergibt sich aus der vorausgehenden 
Verformungsentwicklung. Bei klassischen Verfahren ist stets eine Vorauswahl der Bruchgeometrie erfor-
derlich.  
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Die klassischen Berechnungsverfahren berücksichtigen alle nur den ebenen Verformungsfall. Diese Ver-
einfachung wird auch häufig bei numerischen Modellen genutzt, jedoch besteht nur mit diesen die Mög-
lichkeit, im Bedarfsfall auch dreidimensional zu rechnen. In Bild 4 ist als Beispiel für die Notwendigkeit der 
Berücksichtigung der dritten Dimension die Draufsicht einer kombiniert gestützten Baugrube dargestellt. 
Zur Verformungsbegrenzung ist in Längs- und Querrichtung mittig ein Steifenbündel angeordnet, wäh-
rend daneben aus baubetrieblichen Gründen die Wände verankert sind. Eine klassische Bemessung des 
Baugrubenverbaus und seiner Stützungen auf aktiven Erddruck würde selbst bei Berücksichtigung einer 
zutreffenden Erddruckumlagerung über die Wandhöhe ggf. katastrophale Folgen haben, da nicht berück-
sichtigt wird, dass die Steifenbündel Lasten auf sich konzentrieren und damit auch zu einer horizontalen 
Erddruckumlagerung führen  
 
Hier wird nach wie vor vom Ingenieur verlangt, das er solch ein mögliches Verformungsverhalten erkennt 
– weil er eben "in Verformungen denken" kann. Die FEM mit der Möglichkeit, dreidimensionales Verhal-
ten zu modellieren, ist dann ein hervorragendes Handwerkszeug, genauere Informationen zu liefern. 
 
 
Soll nun wegen der besseren Möglichkeiten ein geotechnischer Nachweis mit numerischen Verfahren 
erbracht werden, so stellt sich die Frage nach den anzusetzenden Sicherheiten. Obgleich es in keiner 
Norm ausdrücklich gesagt wird, bilden der Sicherheitsbeiwert, das Berechnungsverfahren und die Defini-
tion eines Bruchzustandes eine Einheit. Nur wenn die in der Norm angegebenen Berechnungsmodelle 
verwendet werden, gewährleistet der Sicherheitsbeiwert ein ausreichendes Sicherheitsniveau. Verschie-
dene Verfahren bedingen unterschiedliche Sicherheiten, wie z. B. in der alten DIN 4084 für das Lamel-
lenverfahren und das lamellenfreie Verfahren unterschiedliche globale Sicherheiten vorgesehen waren. 
 
Die Akzeptanz der Sicherheiten ist vor allem darin begründet, dass bisher keine Schadensfälle aufgetre-
ten sind, die eine Erhöhung des Zahlenwerts der erforderlichen Sicherheit notwendig erscheinen ließen. 
Bei jedem Standsicherheitsnachweis vergleichen wir also den aktuellen Fall mit unseren Erfahrungen, 
aufgrund derer wir nur wissen, dass kein Versagen aufgetreten ist. Eine objektive Bewertung der tatsäch-
lichen Sicherheit ist damit also nicht möglich.  
 
 
 
 
6 Neue Normung mit Teilsicherheitsbeiwerten 
Mit der bauaufsichtlichen Einführung der neuen DIN 1054 von 2003 wurden die geotechnischen Tragfä-
higkeitsnachweise umgestellt auf das Konzept der Grenzzustände und der Teilsicherheitsbeiwerte, das 
von den Eurocodes übernommen wurde. Beim Nachweis der Tragfähigkeit muss gezeigt werden, dass 
der Bemessungswert Ed der Beanspruchungen nicht größer ist als der Bemessungswert Rd des Wider-
stands des Baugrunds. Bemessungswerte der Beanspruchungen ergeben sich dadurch, dass der charak-
teristische Wert der Beanspruchungen um einen Teilsicherheitsbeiwert für die Beanspruchungen erhöht 
Bild 4: Verankerte und zentral aus-
gesteifte Baugrube 
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wird, während für den Bemessungswert des Widerstands der charakteristische Wert eines Widerstands 
durch den Teilsicherheitsbeiwerte für die Widerstände geteilt, also vermindert wird. 
 
Die Erfahrung hat gezeigt, dass sich die Zahlenwerte für die Sicherheiten η des alten Konzepts der glo-
balen Sicherheiten bewährt haben, weil sie nicht nur eine wirtschaftliche, sondern auch ausreichend si-
chere Bemessung von Gründungen ermöglichen. Aus diesem Grund ist man bei der quantitativen Festle-
gung der Teilsicherheitsbeiwerte in Deutschland von dem Grundsatz ausgegangen, dass man nach der 
Umstellung auf das Nachweiskonzept des Eurocodes bei der Bemessung von Gründungen wieder etwa 
die gleichen Abmessungen erhält wie bei der Verwendung des globalen Sicherheitskonzepts.  
 
Mit dem neuen Normenkonzept der Grenzzustände und der Teilsicherheitsbeiwerte wurden zwei vorteil-
hafte Wege eingeschlagen. Zum einen wurden wesentliche Fortschritte in der Vereinheitlichung der 
Nachweisverfahren im Bauwesen in Europa erzielt, auch wenn immer noch drei Bemessungsverfahren 
und national unterschiedliche Teilsicherheitsbeiwerte existieren. Zum anderen erlauben die neuen Nor-
men ausdrücklich die Verwendung von numerischen Berechnungsverfahren insbesondere dann, wenn 
die Wechselwirkung von Baugrund und Bauwerk zu berücksichtigen ist. Allerdings wurden über die dabei 
anzuwendenden Teilsicherheitsbeiwerte leider keine Festlegungen getroffen. 
 
In der neuen Normung ist das Konzept der Grenzzustände mit Teilsicherheitsbeiwerten auch auf die 
Nachweise der Verformungen eines geotechnischen Bauwerks übertragen worden. Dafür wurde der 
Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit eingeführt. Nach EN 1997-1 werden die Nachweise für den 
Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit formal mit Bemessungswerten durchgeführt, jedoch alle Teilsi-
cherheitsbeiwerte zu 1,0 gesetzt. Damit wird de facto der Nachweis des Grenzzustands der Gebrauchs-
tauglichkeit mit charakteristischen Werten geführt.  Die neue DIN 1054 enthält eine Reihe von Hinweisen, 
in welchen Fällen zu erwartende Verformungen so klein sind, dass ein Nachweis der Gebrauchstauglich-
keit in der Regel entfallen kann. Damit bleibt einer der Grundsätze der alten globalen Normung erhalten, 
dass nämlich mit der Sicherheit gegen Versagen auch eine Sicherheit gegen zu große Verformungen 
gegeben ist. Andererseits besteht die grundsätzliche Verpflichtung zu einer Verformungsberechnung, 
was zwangsläufig auf eine numerische Simulation hinausläuft. 
 
Basis der geotechnischen Nachweise der Standsicherheit und Gebrauchstauglichkeit ist die Euronorm 
DIN EN 1997-1. Leider konnte in der Geotechnik Europas keine Einheitlichkeit erzielt werden, sodass für 
den Nachweis der Tragfähigkeit drei verschiedene Nachweisverfahren angeboten werden. Der Unter-
schied liegt im Wesentlichen in der Anwendung der Teilsicherheiten, nämlich im Verfahren 2 auf die Ein-
wirkungen und Widerstände, im Verfahren 3 auf die Einwirkungen und die Scherparameter. Verfahren 1 
ist eine Kombination aus 2 und 3, jedoch mit anderen Teilsicherheitsbeiwerten. Deutschland folgt weitge-
hend dem Verfahren 2 außer für den Nachweis der Geländebruchsicherheit, für den die Scherparameter 
faktorisiert werden (Verfahren 3) 
 
Die Teilsicherheitsbeiwerte können im Verfahren 2 an unterschiedlichen Stellen in die Rechnung einge-
führt werden. Die europäische Norm lässt den Weg offen: "Die Teilsicherheitsbeiwerte für die Einwirkun-
gen können entweder auf die Einwirkungen selbst (Frep) oder ihre Beanspruchungen (E) angewendet 
werden." (DIN EN 1997-1, 2.4.7.3.2).  Im konstruktiven Ingenieurbau erfolgt der Ansatz der Teilsicher-
heitsbeiwerte zu Beginn auf die Einwirkungen und Widerstände und die weitere Berechnung mit Bemes-
sungswerten ("Faktorisierung der Eingangsgrößen"). In der Geotechnik wird die Berechnung - wie im 
bisherigen Verfahren mit globalen Sicherheitsbeiwerten - mit den charakteristischen Belastungen durch-
geführt und werden zunächst die für den jeweiligen Nachweis benötigten Beanspruchungen ("Beanspru-
chungen" sind die "Auswirkungen der Einwirkungen") ermittelt. Für den Nachweis werden dann die Teilsi-
cherheitsbeiwerte auf die aus der Berechnung erhaltenen Beanspruchungen (z.B. Schnittkräfte, Momen-
te, Spannungen, Dehnungen) angesetzt ("Faktorisierung der Beanspruchungen"). Letztere Vorgehens-
weise wird als "Verfahren DA 2*" bezeichnet (Frank et al. 2004).  
 
Die Entscheidung, das Nachweisverfahren DA 2* einzuführen ist vorteilhaft für eine Bemessung mithilfe 
der FEM. Alle Beanspruchungen werden zunächst mit charakteristischen Werten ermittelt und erst dann 
mit den Teilsicherheiten des einzelnen Nachweises beaufschlagt und den reduzierten Widerständen ge-
genübergestellt. Dadurch entfallen auch zwei getrennte Berechnungen für die Grenzzustände der 
Gebrauchstauglichkeit (Verformungen) und der Tragfähigheit. In der FEM-Analyse mit charakteristischen 
Werten wird ein wirklichkeitsnahes Verhalten simuliert. Demgegenüber hätte eine Berechnung mit faktori-
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sierten Scherparametern (Nachweisverfahren 3) ein nur bedingt zutreffendes Materialverhalten zur Folge, 
da aufgrund der veränderten Parameter die Belastungs- und Verformungsgeschichte anders verläuft. 
 
Die bisherige Erfahrung zeigt, dass Einwirkungen und Beanspruchungen mit der FEM zutreffend ermittelt 
werden können. Besonders bei schwieriger Geometrie und komplexen Bauabläufen liefert die FEM sicher 
besser zutreffende Ergebnisse als andere Modelle. Ein weiterer Vorteil von mit der FEM durchgeführten 
Berechnungen ist die Möglichkeit, dass die Ergebnisse für jeden Bauzustand durch Messungen kontrol-
liert werden können, da nur charakteristische Werte eingehen. Damit erweist sich die FEM als optimales 
Handwerkszeug für die Beobachtungsmethode.  
 
Große Unsicherheiten sind jedoch mit dem Versuch verbunden, die Widerstände im Boden mithilfe der 
FEM zu ermitteln. Um diese zu berechnen müsste sichergestellt sein, dass die Verformungsberechnung 
verlässlich bis nahe an den Bruchzustand durchgeführt werden kann und nicht numerische Instabilitäten 
einen "Bruch" vortäuschen. Grundsätzliche besteht die Möglichkeit, zum Beispiel den Grenzwert des 
Erdwiderstandes mit einer FE-Berechnung zu ermitteln, z.B. zur Ermittlung des Erdwiderstandes durch 
Verschieben der Wand bis zum Erreichen eines Zustandes, bei dem die Berechnung nur noch zuneh-
mende Verformungen, aber keine Laststeigerung mehr liefert. Das Ergebnis kann mit einem der vorge-
nannten klassischen Verfahren übereinstimmen oder auch mehr oder weniger stark abweichen. Für Erd-
widerstandsgrößen, die aus numerischen Verfahren erhalten wurden, fehlt bislang jedoch eine ausrei-
chende Erfahrungsgrundlage. 
 
Grundsätzlich sollte Einigkeit erzielt werden über den Weg zum Bruchzustand: Es werden entweder die 
Scherparameter inkrementell reduziert oder eine zusätzliche Einwirkung aufgebracht, was jedoch zu un-
terschiedlichen numerischen Grenzzuständen führt. Die Auswirkungen zeigen sich besonders beim 
Nachweis der Standsicherheit auf der tiefen Gleitfuge. Möglich sind eine vorgegebene Verschiebung der 
Wand, eine zusätzliche externe Last auf den Anker, die Erhöhung der Wichte oder die Verringerung der 
Scherparameter. Die "Verschlechterung" des Bodens bis zum Eintreten eines Grenzzustandes, z.B. 
durch iterative Reduzierung von Reibungswinkel und Kohäsion, wäre eine Vorgehensweise nach Nach-
weisverfahren 3, was im Konflikt zu den Normen bzw. den EAU und EAB stünde. Bei Nachweis der 
Standsicherheit auf der tiefen Gleitfuge ist die Interpretation der Ergebnisse grundsätzlich schwierig, da ja 
der Nachweis über die "mögliche Ankerkraft" eine Stellvertreterfunktion für einen Bruch im Boden dar-
stellt. Es ist also nicht klar, ob die mit der FEM errechnete Ankerkraft als die "mögliche Ankerkraft" nach 
Kranz interpretiert werden darf. Bisherige Vergleichsrechnungen konnten kein zufriedenstellendes Er-
gebnis liefern.  
 
Grundsätzlich liefert die FEM aber die wirklichkeitsnäheren Ergebnisse, denn gerade beim Erdwiderstand 
und beim Bruch auf der tiefen Gleitfuge gehen dem Bruchzustand erhebliche Verformungen voraus (Bild 
5), die in bestimmten Fällen bereits als kritisch für das Bauwerk eingeschätzt werden müssen, beim übli-
chen Nachweis jedoch überhaupt nicht berücksichtigt werden. Hier gilt es also, mit dem besseren Verfah-
ren ausreichend Erfahrung zu sammeln, um eines Tages die bislang noch normgemäßen Verfahren ab-
zulösen. 
 
 
 
 
 
Bild 5: Scherverformung (schema-
tisch) des Bodens zwischen 
Wand und Krafteinleitungs-
strecken beim Bruch auf der 
tiefen Gleitfuge 
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7 Zusammenfassung 
Die Wechselwirkung Baugrund-Bauwerk hängt wesentlich von den Verformungen ab. Zur Berücksichti-
gung bei geotechnischen Bemessungsaufgaben war man zunächst auf Erfahrungen aus Messungen 
angewiesen. Seit den 1970er Jahren hat sich die Methode der Finiten Elemente (FEM) zu einem inzwi-
schen unverzichtbaren Handwerkszeug für geotechnische Fragestellungen entwickelt. Mit ihr wurde es 
auch möglich, komplexe Bemessungssituationen wie dreidimensionale Probleme oder instationäre Vor-
gänge zu erfassen. Infolge der dabei erreichbaren Genauigkeit der Ergebnisse entstand die Idee, die 
Nachweise, die in der Geotechnik entsprechend der  jeweiligen Normen zu führen sind, ebenfalls mit Hilfe 
der FEM zu erbringen. 
 
Die Normen jedoch und die in ihnen verankerten Sicherheitswerte basieren auf jahrzehntelanger Erfah-
rung mit den klassischen Nachweisverfahren. Die Sicherheiten wurden festgelegt, um die zum Teil we-
sentlich größeren Unsicherheiten in den klassischen Bemessungsverfahren abzudecken. Numerische 
Methoden wie die FEM bieten die Möglichkeit, Randbedingungen wesentlich besser zu erfassen als in 
klassischen erdstatischen Verfahren und aus bruchnahen Verformungen auf zu erwartende Bruchfiguren 
zu schließen, anstatt sie für einen bestimmten Nachweis à priori annehmen zu müssen. Für eine Festle-
gung von Sicherheiten für Nachweise mit numerischen Methoden fehlt jedoch bislang die Erfahrungsba-
sis. 
 
Auf der anderen Seite kommt die grundsätzliche Vorgehensweise nach der neuen DIN 1054, nämlich 
zunächst die Berechnung mit charakteristischen Werten komplett durchzuführen und erst dann Sicher-
heitsbetrachtungen anzustellen (Nachweisverfahren DA 2*), der Berechnung mit finiten Elementen ent-
gegen. Die Verwendung von Bemessungswerten würde das wirkliche Materialverhalten verfälschen und 
zu unrealistischen Ergebnissen führen. Einwirkungen und Beanspruchungen lassen sich mit der FEM 
besser zutreffend ermitteln. Die Nachweise des Grenzzustandes der Tragfähigkeit und diejenigen für die 
Grenzzustände der Gebrauchstauglichkeit lassen sich dadurch in einem Berechnungsgang führen. 
 
Aufgrund der bisherigen Wissensbasis muss man sich noch darauf beschränken, Einwirkungen und Be-
anspruchungen aus Berechnungen mit der FEM in den Nachweis zu übernehmen und die Widerstände 
gemäß der klassischen Erdstatik anzusetzen. Da keine weiterreichenden Erfahrungen vorliegen, sind für 
den Vergleich von Beanspruchungen und Widerständen dieselben Sicherheitsbeiwerte anzusetzen wie 
sie die Norm für die klassische Erdstatik fordert, obwohl das Boden-Bauwerks-Verhalten wesentlich bes-
ser erfasst wird und damit ein Teil der Unsicherheit entfällt, die mit den derzeitigen Sicherheiten abge-
deckt werden. Für die Zukunft sollte jedoch auch in den normgemäßen Nachweisen das Potenzial der 
FEM und anderer numerischer Verfahren genutzt werden, die Verformungen grundsätzlich besser ermit-
teln zu können und die einem Bruchzustand vorausgehenden Verformungen zu berücksichtigen. 
 
In der Zukunft sollten wir die rein starrplastischen und rein elastischen Verfahren überwinden und "in 
Verformungen rechnen". Seit dem Appell  "in Verformungen zu denken" aufgrund der ersten Erkenntnisse 
über die Zusammenhänge von Kräften und Verformungen in der Wechselwirkung von Bauteil und Boden 
sind die Entwicklungen weit fortgeschritten. Mit den heute üblichen numerischen Verfahren lassen sich 
die dem Bruch vorausgehenden und ihn beeinflussenden Verformungen ermitteln, so dass dies auch für 
die Nachweise genutzt werden sollte. Die Beschränkung auf starrplastische Verfahren und die Verwen-
dung großer Sicherheitsfaktoren, um gleichzeitig eine Verformungsbeschränkung zu erreichen war erfor-
derlich durch die beschränkten rechnerischen Möglichkeiten zur Zeit der Normenerstellung. Um eine 
"normgerechte" Nutzung der numerischen Verfahren zu erreichen, bzw. um die Forderungen künftiger 
Normen auf der Grundlage der heutigen Möglichkeiten zu formulieren, bedarf es einer öffentlichen Erfah-
rungssammlung mit diesen modernen Verfahren, so wie es seinerzeit mit den damals üblichen Verfahren 
geschehen ist. Dies sollten wir uns alle für die kommenden Jahre als Aufgabe stellen. 
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Vom Schadensfall am ESK zum MSD 2010 
 
BDir Dr.-Ing. Bernhard Odenwald, BAW Karlsruhe, Abteilung Geotechnik, Referat Grundwasser 
 
 
1 Einleitung 
Die Binnenwasserstraßen der Bundesrepublik Deutschland weisen eine Gesamtlänge von ca. 7.300 km 
auf. Davon entfallen ca. 1.730 km auf Kanäle sowie ca. 3.030 km auf staugeregelte und ca. 2.540 km auf 
frei fließende Flüsse. Ein großer Teil der Kanalhaltungen verläuft in so genannter Dammlage, bei der sich 
der Kanalwasserstand über der Oberfläche des seitlich angrenzenden Geländes befindet. Beispielsweise 
beträgt am Mittellandkanal (MLK) und am Elbe-Seitenkanal (ESK) (Bild 1) die Gesamtlänge der Damm-
strecken 202,4 km bzw. 124,1 km. 
 
 
Bild 1:  Lage des Mittellandkanals (MLK) und Elbe-Seitenkanals (ESK) 
 
Innerhalb der Dammstrecken werden die Kanäle zumeist durch eine große Anzahl von Unterführungs-
bauwerken unterquert. So existieren z. B. am Mittellandkanal 167 und am Elbe-Seitenkanal 41 Unterfüh-
rungsbauwerke. Als Beispiel für ein großes Bauwerk in einem vergleichsweise hohen Kanaldamm ist 
links in Bild 2 eine Straßenunterführung des ESK abgebildet. Das rechts in Bild 2 abgebildete Einlauf-
bauwerk eines kleinen Dükers unter dem MLK ist dagegen ein Beispiel für ein kleines Unterführungsbau-
werk in einer niedrigen Dammstrecke. 
 
  
Bild 2:  Straßenunterführung am ESK (links), Düker am MLK (rechts) 
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Dammstrecken existieren jedoch nicht nur an Kanälen sondern auch an den staugeregelten Flüssen. 
Auch hier können die Dämme eine große Länge und ein große Höhe aufweisen, wie z. B. am Oberrhein 
(Bild 3 links), oder sich nur auf eine relativ kurze Strecke oberhalb der Staustufe mit einer geringen 
Dammhöhe beschränken, wie z. B. am Neckar (Bild 3 rechts). 
 
  
Bild 3:  Stauhaltungsdamm am Oberrhein oberhalb Staustufe Iffezheim (links), Stauhaltungsdamm 
am Neckar oberhalb Staustufe Lauffen (rechts) 
 
Aufgrund des in Kanal- oder Stauhaltungen oberhalb der Höhe des angrenzenden Geländes gespeicher-
ten Wasservolumens, das bei einem Dammbruch ausströmen würde, stellen Dammstrecken immer eine 
potenzielle Gefährdung des Umlandes dar. Deshalb muss ein Versagen der Dämme mit hoher Wahr-
scheinlichkeit ausgeschlossen werden. 
 
Im Gegensatz zu Straßen- oder Bahndämmen sowie auch Hochwasserschutzdeichen sind die Dämme 
an den Bundeswasserstraßen ständig durch Wasser belastet. Neben dem Wasserdruck auf die wasser-
seitige Dammböschung stellen insbesondere die aus einer Dammdurchströmung resultierenden, auf die 
Bodenpartikel des Dammkörpers einwirkenden Strömungskräfte eine zusätzliche Belastung des Dammes 
dar. Als Beispiel ist in Bild 4 für einen homogenen Damm auf undurchlässigem Untergrund die Sicherheit 
der luftseitigen Dammböschung gegen Böschungsbruch für den nicht durchströmten und den durch-
strömten Fall dargestellt. Aus dem Anstieg der ermittelten Ausnutzungsgrade (nicht durchströmt:μ = 0,76, 
durchströmt: μ = 1,03) ist ersichtlich, dass die Standsicherheit der durchströmten Böschung wesentlich 
geringer ist als die der nicht durchströmten Böschung. Aus diesem Grund werden Standsicherheitsfrage-
stellungen von Dämmen an Bundeswasserstraßen in der Abteilung Geotechnik der Bundesanstalt für 
Wasserbau (BAW) im Wesentlichen vom Referat G3 (Grundwasser) bearbeitet.  
 
 
Bild 4:  Ausnutzungsgradeμ der Standsicherheit einer Dammböschung im nicht durchströmten 
(links) und durchströmten Fall (rechts) 
 
In Dammstrecken von Kanälen ist das Gewässerbett zumeist mit einer Kanaldichtung ausgekleidet, um 
Wasserverluste zu minimieren. Durch eine intakte Kanaldichtung wird auch eine Durchströmung des 
Dammes vermieden. In staugeregelten Flüssen existiert zumeist eine natürliche Dichtung des Gewässer-
betts infolge Kolmation. Diese resultiert aus der im Stauhaltungsbereich zumeist geringen Fließge-
schwindigkeit und der Potenzialdifferenz zwischen dem gestauten Flusswasser und dem Grundwasser. 
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Die geringe Fließgeschwindigkeit führt zu einem Absinken von mitgeführten Schwebstoffen auf die Ge-
wässersohle und die Potenzialdifferenz bewirkt einen Eintrag der feinen Bodenpartikel in den Untergrund 
und damit eine Selbstdichtung der Gewässersohle. 
 
Sowohl künstliche als auch natürliche Dichtungen können in ihrer hydraulischen Wirksamkeit beeinträch-
tigt werden. Bei künstlichen Kanaldichtungen können Leckagen z. B. durch Beeinträchtigungen aus der 
Schifffahrt verursacht werden. Bei Stauhaltungsdämmen an Fließgewässern können Hochwässer ein 
Aufreißen der Kolmationsschicht sowie eine Überströmung des i. A. nur bis Mittelwasserstand reichenden 
kolmatierten Bereiches bewirken. Aus diesem Grund ist bei der Beurteilung der Dammstandsicherheit 
immer ein mögliches Versagen von künstlichen oder natürlichen Dichtungen des Gewässerbettes zu 
berücksichtigen.  
 
Darüber hinaus stellen Bauwerke in Dämmen aufgrund der unterschiedlichen Steifigkeit von Erddamm 
und Betonbauwerk immer ein erhöhtes Versagenspotenzial dar. Die dabei mögliche Bildung von Erosi-
onskanälen entlang eines Bauwerks (Piping) infolge Hohlraumbildung bei Durchströmung ist eine der 
häufigsten Ursachen für das Versagen von Dämmen. Deshalb muss die Standsicherheit von Dämmen 
mit darin eingebundenen Bauwerken gesondert untersucht werden, wobei eine mögliche Hohlraumbil-
dung im Anschlussbereich zwischen Bauwerk und Damm zu berücksichtigen ist. Diese Anforderungen an 
die Standsicherheitsuntersuchung von Dämmen an Wasserstraßen ergaben sich aus der Analyse der 
Schadensfälle, die nachstehend dargestellt werden. 
 
 
2 Schadensfälle an Dämmen der Bundeswasserstraßen 
Im Folgenden werden die beiden großen Schadensfälle an Dämmen der Bundeswasserstraßen, die sich 
in den 1970er Jahren ereigneten, sowie deren Ursachen kurz dargestellt.  
 
2.1 Schadensfall am Elbe-Seiten-Kanal 
Am 18. Juli 1976 brach der Kanalseitendamm des Elbe-Seitenkanals (ESK) unmittelbar an der Unterfüh-
rung des Straßentunnels Lüneburg - Nutzfelde bei ESK-km 102,71. Durch den Dammbruch traten inner-
halb weniger Stunden fast 4 Mio. m³ Wasser aus, wodurch ca. 10 km² Land überflutet wurden. 
  
 
 
Bild 5:  Straßentunnel Lüneburg – Nutzfelde unter dem ESK  
 
Der Kanalwasserstand in dem mit einer Asphaltdichtung versehenen ESK befindet sich hier ca. 6,5 m 
über Gelände. Der Kanal ist über das Unterführungsbauwerk als Trapezquerschnitt geführt und wird hier 
seitlich nur geringfügig durch die Stirnwände des Tunnels eingeengt. Der Rechteckrahmen des Tunnels 
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ist monolithisch mit den Stirnwänden und den seitlich anschließenden Flügelwänden verbunden, deren 
Unterkanten mit zunehmendem Abstand vom Tunnel ansteigen. An die Flügelwände schließen flach ge-
gründete Winkelstützwände an, durch die der Übergang bis zum nicht eingeengten Kanalquerschnitt er-
folgt (siehe auch Bild 7). Im Bereich der Tunnelzufahrten werden die hier angeordneten, relativ steilen 
Böschungskegel ebenfalls durch Winkelstützwände abgefangen (Bild 5).  
 
Der Baugrund besteht aus schwach tonigen, feinsandigen Beckenschluffen die von Sanden geringer 
Mächtigkeit überlagert werden. Der Grundwasserstand steht ca. 13 – 15 m unter Gelände an. Da die 
Beckenschluffe aufgrund ihrer geringen Durchlässigkeit als Stauer wirken, bildet sich in den oberflächen-
nah anstehenden Sanden zumeist ein oberer Grundwasserhorizont aus. Bei einer größeren Zusickerung 
aus dem Kanal ergibt sich deshalb ein Grundwasseraufstau oberhalb der Beckenschuffschicht.  
 
Das Unterführungsbauwerk wurde von Mai 1970 bis Anfang 1972 errichtet. Erst nach Fertigstellung der 
Unterführung wurden die Dämme und die Kanaldichtung hergestellt. Anfang 1972 wurde der Kanal zu-
nächst bis auf ca. NN+40 m geflutet und bis zum Herbst 1975 nach und nach bis auf den Stauwasser-
stand von NN+42 m aufgefüllt. Vor dem Dammbruch am 18. Juli 1976 wurde zunächst ein Wasseraustritt 
auf der Nordwestseite des Bauwerks an dem an die Flügelwand angrenzenden, hier mit Betonplatten 
gesicherten Böschungskegel beobachtet, wobei die Betonplatten einsackten und der Wasserzufluss sich 
zunehmend vergrößerte. Ausgehend von der Flügelwand setzte sich ein rückschreitender Bruch des 
Dammes entlang der Tunnelwand fort, bis der Damm im Anschlussbereich schließlich völlig weggespült 
wurde. Auf dem linken Foto in Bild 6 ist die Unterspülung der Flügelwand nach dem Einbruch der As-
phaltdichtung zu sehen. Im rechten Foto von Bild 6 ist der Zustand nach dem Leerlaufen des Kanalab-
schnitts mit dem neben der Tunnelröhre und unter der auskragenden Flügelwand vollständig weggespül-
ten Damm abgebildet. 
 
  
Bild 6:  Unterspülung der Flügelwand (links), neben dem Tunnel weggespülter Damm(rechts) 
Bereits zwei Tage nach dem Dammbruch wurde eine Sachverständigengruppe unter dem Vorsitz von 
Herrn Prof. Lackner und Herrn Dr. Hager mit der Untersuchung der Schadensursache vom Bundesver-
kehrsministerium beauftragt. Im Rahmen der durchgeführten Untersuchungen wurde zur Veranschauli-
chung der räumlichen Verhältnisse, insbesondere der Sickerwege im Bereich der Flügelwände, ein Mo-
dell des Unterführungsbauwerkes mit den Dammanschlüssen im Maßstab 1:50 angefertigt (Bild 7). 
 
Das Gutachten zur Schadensursache wurde von der Sachverständigengruppe am 6. September 1976 
vorgelegt. Danach wurde der Dammbruch durch einen Erosionsböschungsbruch herbeigeführt, der durch 
einen Wasserzufluss vom Kanal ausgelöst wurde. Die Zuströmung begann wahrscheinlich zunächst 
durch eine undichte Fuge zwischen der Flügelwand und der angrenzenden Winkelstützwand. Durch die 
Einsickerung in den relativ locker gelagerten Sand entstanden Sackungen mit Hohlraumbildung bis unter 
die Asphaltdichtung, was zu einem örtlichen Durchbruch der Dichtung führte. Durch den Zustrom aus 
dem Kanal wurden in zunehmendem Maß Bodenteilchen ausgespült, was wiederum eine Verstärkung 
der Strömung infolge Verringerung des hydraulischen Widerstands durch die Hohlraumbildung bewirkte 
und schließlich zu dem Bruch des Dammes führte. Der Schadenshergang, die Schadensursachen, die 
Ergebnisse der durchgeführten Untersuchungen sowie darauf basierende Folgerungen zur Vermeidung 
von Schäden sind auch in der Veröffentlichung von Lackner & Hager (1980) beschrieben.  
 
 
BAW-Kolloquium 
Aktueller Stand und Herausforderungen der Geotechnik im Verkehrswasserbau 
am 24. September 2009 in Karlsruhe 
 
 
 
 
Seite 31 
 
 
 
Bild 7:  Modell des Unterführungsbauwerkes am ESK 
In dem als „Hager-Erlass“ bezeichneten Erlass des Bundesministeriums für Verkehr vom 1. Oktober 1976 
wurden erstmals Folgerungen aus dem Dammbruch für die Bearbeitung der erforderlichen Instandset-
zungs- und Ergänzungsmaßnahmen aufgrund der Überprüfung der weiteren Kreuzungsbauwerke am 
ESK aufgestellt. Darin heißt es: „Die Standsicherheit von Bauwerken, Kanaldämmen und Böschungen 
müssen in der jeweils maßgebenden ungünstigsten Beanspruchungsrichtung auch unter Annahme eines 
teilweisen oder vollen Versagens von Abdichtungen und von Undichtigkeiten von Spundwänden in allen 
Bau- und Betriebszuständen voll gewährleistet sein. Die Standsicherheit muss auch unter der Annahme 
der unvollständigen Wirkung von Dränen und Sickerleitungen voll gegeben sein.“ Weiterhin betreffen die 
in diesem Erlass aufgestellten acht Forderungen die erforderlichen Sickerwegsverlängerungen, die Aus-
führung von Bauwerksanschlüssen und Fugendichtungen, die Verdichtung des Dammmaterials, die Ver-
meidung von Hohlräumen und die Ausführung von Dränagen.  
 
2.2 Schadensfall am Main-Donau-Kanal (MDK) 
Am 26. März 1979 trat nach Fluten des neu hergestellten dritten Abschnitts der Haltung Eibach des Main-
Donau-Kanals (MDK) bei MDK-km 77,01 ein weiterer Dammbruch auf. Durch den Dammbruch wurde die 
unmittelbar an der Schadensstelle gelegene Ortschaft Katzwang überflutet. Ein Mädchen, das auf dem 
Balkon eines Hauses stand, wurde von den Fluten mitgerissen und kam darin um. Durch die Flutwelle 
wurde großer Sachschaden, insbesondere an der Bebauung, verursacht (Bild 8). (Das rechte Foto in 
Bild 8 stammt aus einem damaligen Artikel der Zeitschrift Stern.) 
 
Der Main-Donau-Kanal ist ebenfalls mit einer Kanaldichtung aus Asphalt versehen und weist einen Tra-
pezquerschnitt mit einer maximalen Wassertiefe von 4 m auf. Im Schadensbereich befindet sich der Ka-
nal in Hanglage, so dass sich der Kanal gegenüber dem Gelände auf der östlichen Seite im Einschnitt 
und auf der westlichen Seite in Dammlage mit einer Dammhöhe von ca. 4,5 bis 5 m befindet. Aufgrund 
der Hanglage steht das Grundwasser auf der Einschnittseite relativ hoch an. Aus diesem Grund musste 
zur Herstellung der Kanaldichtung der Grundwasserstand abgesenkt werden. Dies erfolgte über eine 
unterhalb der Asphaltdichtung angeordnete Entwässerungsschicht mit Dränageleitungen zu Pump-
schächten, aus denen das zuströmende Grundwasser während der Bauzeit abgepumpt wurde. Nach 
dem Füllen der Kanalhaltung wurden die Pumpen abgeschaltet.  
 
Im Schadensbereich steht unterhalb einer geringmächtigen Deckschicht aus schluffigen, kiesigen Sanden 
Sandstein an. Die Grundwasseroberfläche folgt ungefähr der Geländeoberfläche und reicht bis in die 
Deckschicht. Durch die nur für die Bauzeit benötigten Dränagen wird ein Grundwasserpotenzialausgleich 
unterhalb der Kanaldichtung bewirkt, wodurch je nach örtlichen Verhältnissen der Grundwasserstand im 
östlichen Einschnittbereich abgesenkt und im westlichen Dammbereich angehoben wird. 
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Bild 8:  Schäden in der Ortschaft Katzwang infolge der durch den Dammbruch am MDK ausgelösten 
Flutwelle 
An der Dammbruchstelle wird der Kanal von einer Fernwasserversorgungsleitung DN 700 der Stadtwerke 
Fürth unterquert. Die Leitung befindet sich im Kreuzungsbereich mit dem MDK in einem Schutzrohr 
DN 1600 aus Betonmuffenrohren, die in einem mit Sand verfüllten Rohrgraben verlegt sind. Der minimale 
Abstand des Rohrscheitels des Schutzrohres von der Oberfläche der Kanaldichtung beträgt ca. 2 m. Die 
Dränagen unterhalb der Kanaldichtung haben somit nur einen geringen Abstand zu dem Schutzrohr und 
kreuzen den Rohrgraben, der aufgrund der Sandverfüllung eine erhöhte Durchlässigkeit gegenüber dem 
anstehenden Sandstein aufweist.  
 
  
Bild 9:  Dammbruch am MDK im Bereich der Kreuzung mit der Fernwasserversorgungsleitung 
Am 27. März 1979 wurde von der Staatsanwaltschaft beim Landgericht Nürnberg wiederum eine Sach-
verständigengruppe unter dem Vorsitz von Herrn Dr. Hager mit der Untersuchung der Schadensursachen 
beauftragt. In dem am 30. Juni 1979 vorgelegten Gutachten wird die ermittelte Schadensursache aus-
führlich erläutert. Demnach führte das Abschalten der Pumpen der Grundwasserhaltung nach dem Füllen 
der Kanalhaltung zu einem Ansteigen des Grundwasserstandes im Dränagesystem. Dadurch sickerte 
Grundwasser im Bereich der Kreuzung mit der Fernwasserleitung in den Rohrgraben, und floss in diesem 
mit der Neigung des Schutzrohres in westlicher Richtung ab. Diese ständige Strömung führte zu Boden-
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materialtransport in den Rohrgraben und dadurch zu einer Hohlraumbildung unterhalb der Asphaltdich-
tung, wodurch sich eine lokale Schädigung der Asphaltdichtung einstellte. Durch die Verbindung mit dem 
Kanalwasserstand wurde das hydraulische Grundwasserpotenzial im Bereich des Rohrgrabens der 
Fernwasserleitung stark erhöht. Dies führte zu einem hydraulischen Grundbruch am Dammfuß, wo die 
Fernwasserleitung die geringste Bodenüberdeckung aufwies. Mit zunehmendem Wasser- und Bodenma-
terialaustritt vergrößerte sich der Einbruch der Asphaltdichtung bis schließlich der gesamte Damm ein-
stürzte. Die dabei im Bereich der Fernwasserleitung aufgerissene Dammlücke ist aus Bild 9 ersichtlich.  
 
Im Erlass des Bundesministeriums für Verkehr vom 20. August 1979 wurden die Erkenntnisse aus dem 
Schadensfall am MDK in 13 Folgerungen zusammengefasst. Diese Folgerungen, zu denen im Erlass 
vom 19. Februar 1980 zusätzliche Hinweise gegeben wurden, beinhalten im Wesentlichen Aussagen zur 
Zulässigkeit, Anordnung und Ausführung von Dränagen unter der Kanaldichtung und von Kreuzungen mit 
Rohrleitungen, zur Anwendung von Asphaltdichtungen und zur erforderlichen Überwachung von Däm-
men.  
 
 
3 VV-WSV 2301 – Damminspektion 
Eine Folgerung aus den zuvor beschriebenen Schadensfällen war die Erfordernis einer qualifizierten 
Dammüberwachung, so dass Schäden an Dämmen möglichst frühzeitig festgestellt und rechtzeitig ge-
eignete Sicherungsmaßnahmen durchgeführt werden können. Um dies für die gesamte Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung (WSV) des Bundes einheitlich zu regeln wurde die Verwaltungsvorschrift VV-WSV 
2301 – Damminspektion (1981) erstellt. Die Verwaltungsvorschrift wurde mit Einführungserlass des Bun-
desministeriums für Verkehr vom 6. Oktober 1981 bekannt gegeben und trat am 1. Dezember 1981 in 
Kraft. 
 
Die Durchführung der Damminspektion ist Aufgabe der Außenbezirke der Wasser- und Schifffahrtsämter 
(WSÄ) mit Unterstützung durch die Ämter. Grundlage für die Durchführung der Damminspektion ist die 
Einteilung der Dammstrecken in Beobachtungsklassen durch die WSÄ, basierend auf den Vorgaben der 
VV-WSV 2301. Je nach Zustand des Dammes und nach Schadenspotenzial für das Hinterland erfolgt 
eine Einstufung der Dammstrecken in die Beobachtungsklassen 0, I, II oder III, woraus sich ein Beobach-
tungsrhythmus von ständiger Beobachtung (Klasse 0) bis zu einer monatlichen bis vierteljährlichen Beo-
bachtung (Klasse III) ergibt. Für den Zustand des Dammes wird dabei nach vermuteter, möglicher oder 
keiner Gefährdung der Standsicherheit unterschieden. Wird eine Gefährdung vermutet, sind eine ständi-
ge Beobachtung sowie die sofortige Durchführung von Sicherungsmaßnahmen erforderlich (Klasse 0). 
 
In der VV-WSV 2301 sind die Aufgaben der Dammbeobachter, der Außenbeamten und der Wasser- und 
Schifffahrtsämter hinsichtlich der Damminspektion festgelegt. Besondere Bedeutung kommt dabei den 
Dammbeobachtern zu, die die Beobachtungen vor Ort durchführen und die über ausreichende Fach- und 
Streckenkenntnisse verfügen sollen. Zur Gewährleistung einer ausreichenden Fachkenntnis ist die Teil-
nahme der Dammbeobachter an entsprechenden Fortbildungsmaßnahmen vorgesehen, die durch das 
Referat G3 der Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) mit Unterstützung durch die Bundesanstalt für Ge-
wässerkunde (BfG) regelmäßig in der Sonderstelle für Aus- und Fortbildung der WSV (SAF) durchgeführt 
werden. 
 
Aufgabe der Dammbeobachter ist die Durchführung der Beobachtungen und Messungen an den Däm-
men der Bundeswasserstraßen auf Grundlage der von den WSÄ erstellten Aufgabenblätter nach VV-
WSV 2301. Dabei hat der Dammbeobachter einen Beobachtungsbericht und ggf. einen oder mehrere 
Mängelberichte anzufertigen, wobei die Mängel als Beschädigung, Schaden oder akute Gefahr einzustu-
fen sind. Die weiteren Maßnahmen sind in Abhängigkeit von dieser Einstufung durchzuführen. Aufgabe 
des Außenbeamten ist die Überprüfung der von den Dammbeobachtern festgestellten Mängel und die 
Entscheidung über die Durchführung erforderlicher Maßnahmen, je nach Einstufung des Mangels in Ab-
stimmung mit dem WSA. Auch für die Außenbeamten und die in den WSÄ mit Aufgaben der 
Dammstandsicherheit betrauten Mitarbeiter wurden vom Referat G3 der BAW regelmäßig Schulungen in 
der SAF durchgeführt, die jedoch in den letzten Jahren mangels Nachfrage nicht mehr erfolgten. Grund-
sätzlich zeigt die Erfahrung, dass mit der Damminspektion nach VV-WSV 2301 ein wirksames Mittel zur 
frühzeitigen Erkennung von Mängeln an den Dämmen der Bundeswasserstraßen und damit zur rechtzei-
tigen Durchführung geeigneter Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen geschaffen wurde.  
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4 Merkblatt Standsicherheit von Dämmen an Bundeswasserstraßen (MSD) 
Aufgrund der zuvor beschriebenen Schadensfälle an Dämmen der Bundeswasserstraßen und der daraus 
resultierenden Erlasse des Bundesministeriums für Verkehr ergaben sich in zunehmendem Maße Aufga-
ben für die Abteilung Geotechnik der BAW in der Beratung der WSV zu Fragen der Dammstandsicher-
heit. Dabei wurde ersichtlich, dass für die Untersuchung der Dammstandsicherheit einheitliche Vorgaben 
zum Untersuchungsumfang sowie insbesondere zur Berücksichtigung der Dammdurchströmung infolge 
eines angenommenen hydraulischen Versagens von Dichtungen oder Dräns erforderlich sind. Weiterhin 
benötigt wurden Vorgaben zum Nachweis der Dammstandsicherheit im Bereich von Bauwerken und zum 
zulässigen Bewuchs auf Dämmen.  
 
Aus diesem Grund wurde in der BAW eine Arbeitsgruppe gebildet, deren Aufgabe zunächst nur die Er-
stellung eines Arbeitspapiers zur BAW-internen Standardisierung der Vorgehensweise bei Dammstandsi-
cherheitsuntersuchungen war. Auf Grund zunehmender Anfragen durch die WSV wurde dieses Arbeits-
papier unter Beteiligung der BfG und der WSV zum Merkblatt Standsicherheit von Dämmen an Bundes-
wasserstraßen (MSD) erweitert. Aufgabe des Merkblatts war die Regelung der Vorgehensweise bei der 
Standsicherheitsuntersuchung von Dämmen und Anschlüssen an Bauwerken unter Berücksichtigung 
einer Durchströmung sowie der mit dem Bewuchs auf Dämmen zusammenhängenden Fragestellungen. 
Dabei sollte das Merkblatt die geotechnischen Normen und sonstigen allgemeinen technischen Regel-
werke hinsichtlich der besonderen Anforderungen an die Dämme von Bundeswasserstraßen ergänzen.  
 
4.1 MSD 1998 
Das Merkblatt Standsicherheit von Dämmen an Bundeswasserstraßen wurde nach umfangreichen Ab-
stimmungen mit der WSV mit Erlass des damaligen Bundesministeriums für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen (BMVBW) vom 5. November 1998 für den Geschäftsbereich der Wasser- und Schifffahrts-
verwaltung des Bundes eingeführt.  
 
Insbesondere wurde festgelegt, dass im Lastfall 3 die Standsicherheit des Dammes für den Fall einer 
defekten Kanaldichtung nachzuweisen ist, weil sie z. B. durch eine Schiffsanfahrung zerstört oder durch 
Wellenschlag im Laufe der Zeit erodiert wurde. Mit diesem Lastfall 3 sollen auch bauausführungsbedingte 
Mängel abgedeckt werden, insbesondere wenn sich etwaige Folgeerscheinungen erst nach längerem 
Betrieb zeigen. Die für die Dammstandsicherheit maßgebende Strömungsberechnung ist dabei unter 
Annahme eines i. d. R. vollständigen Ausfalls der hydraulischen Wirkung der Kanaldichtung zu führen. 
Grundsätzlich muss der Eintritt des Lastfalls 3 durch Beobachtungen sicher und schnell erkannt werden. 
 
Da die Schadensfälle am ESK und am MDK mit ihren katastrophalen Folgen deutlich gemacht haben, 
dass ein Auslaufen einer Kanalhaltung auch für Einwirkungen mit sehr geringer Auftretenswahrschein-
lichkeit verhindert werden muss, wurde zusätzlich ein Sonderlastfall 4 eingeführt, um eine nicht vollstän-
dig auszuschließende Kombination von Einwirkungen zu berücksichtigen, die zu einem Dammbruch füh-
ren können. Diese zusätzlich zu einem Versagen der hydraulischen Wirkung der Kanaldichtung anzuset-
zenden Einwirkungen können z. B. Windwurf von Bäumen auf dem Damm, außergewöhnliche Wasser-
stände im Kanal z. B. infolge Eisgangs, Befall von Wühltieren oder Hohlräumen durch abgestorbene 
Wurzeln sein. Die wichtigste Situation, die als Lastfall 4 nachzuweisen ist, ist jedoch der Fall, dass neben 
dem Ausfall des ersten Sicherungselementes – in der Regel die Dichtung des Kanalbetts – zusätzlich der 
Ausfall des zweiten Sicherungselementes – z. B eines Fuß- oder Auflastdräns zu berücksichtigen ist. 
 
Weiterhin beinhaltet das Merkblatt Vorgaben für die zu führenden Nachweise der Sicherheit gegen Auf-
trieb einer gering durchlässigen Deckschicht am Böschungsfuß sowie gegen hydraulischen Grundbruch 
an der Sohle eines Seitengrabens, wenn dieser die Deckschicht durchschneidet. Zusätzlich wurden Vor-
gaben für die Beurteilung der Gefährdung eines Dammes und seines Untergrundes durch Materialtrans-
port bei Durchströmung basierend auf der Kornzusammensetzung der einzelnen Bodenschichten und 
des lokalen hydraulischen Gradienten aufgenommen.  
 
Ein besonderer Schwerpunkt wurde auf die zusätzlich erforderlichen Nachweise für Dammbereiche mit 
Querbauwerken gelegt, da die Schadensfälle am ESK und am MDK gezeigt hatten, dass bei Querbau-
werken in Dämmen immer ein erhöhtes Schadensrisiko durch Fugenerosion bzw. rückscheitende Erosion 
bei Dammdurchströmung besteht. Dies ist bedingt durch die auch bei einwandfrei ausgeführten An-
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schlüssen zwischen Bauwerk und Damm im Anschlussbereich mögliche Hohlraumbildung infolge unter-
schiedlicher Setzungen. Da die in der Fachliteratur veröffentlichten Verfahren zur Ermittlung der Sicher-
heit gegen Fugenerosion als nicht geeignet für Dämme mit Querbauwerken erschienen, wurde ein Nach-
weisverfahren durch die BAW entwickelt, durch das die Strömungsverhältnisse entlang des Bauwerkes 
besser berücksichtigt werden können. Der grundlegende Ansatz des Verfahrens ist, dass eine ausrei-
chende Sicherheit gegen rückscheitende Erosion gegeben ist, wenn ein Austrag von Bodenmaterial bei 
der Dammdurchströmung mit Sicherheit ausgeschlossen werden kann. Dies ist gewährleistet, wenn auch 
unter ungünstigsten hydraulischen Beanspruchungen insbesondere im Bereich von Wasseraustritten eine 
ausreichende Sicherheit gegen Böschungsbruch sowie hydraulischen Grundbruch und Aufschwimmen 
von Deckschichten oder Bauteilen gegeben ist. Zur Ermittlung der ungünstigsten hydraulischen Bean-
spruchungen wird auf der sicheren Seite überall entlang der Grenzflächen zwischen Bauwerk und Damm 
bzw. Baugrund eine Fuge und damit kein Potenzialabbau bei Durchströmung angenommen, wo eine 
Hohlraumbildung aufgrund der Art des Baugrundes, der Bauwerksgeometrie und des Bauverfahrens nicht 
ausgeschlossen werden kann. Dabei sind die gleichen Lastfälle wie bei Dammstrecken ohne Querbau-
werke zu untersuchen. Kann für die in den einzelnen Lastfällen jeweils anzusetzenden ungünstigsten 
hydraulischen Beanspruchungen keine ausreichende Dammstandsicherheit nachgewiesen werden, so 
sind geeignete Sicherungsmaßnahmen (z. B. Abflachen von Böschungen, Aufbringen von Auflastdräns, 
Einbau von Sickerwegsverlängerungen) durchzuführen. 
 
Weiterhin aufgenommen wurden Regelungen zum zulässigen Bewuchs auf Dämmen. Da Gehölze durch 
Windbruch oder durch Hohlräume infolge abgestorbener Wurzeln die Dammstandsicherheit gefährden 
können, wurde empfohlen Dämme, die rein nach erdstatischen Gesichtspunkten dimensioniert sind, nicht 
mit Gehölzen, sondern nur mit einer dichten Grasnarbe als Erosionsschutz zu bepflanzen. Für Dämme 
mit einem darüber hinaus gehenden Querschnitt wurden die möglichen Bepflanzungen in Abhängigkeit 
von verschiedenen Dammzonen angegeben. Dabei ist das untere Drittel der luftseitigen Dammböschung 
zur Durchführung einer ordnungsgemäßen Dammbeobachtung grundsätzlich von Gehölzbewuchs frei zu 
halten. In den Anhang des Merkblatts wurden eine Liste der in den einzelnen Zonen des Dammes zuge-
lassenen Gehölze sowie verschiedene Berechnungsbeispiele und die die Standsicherheit von Dämmen 
an den Wasserstraßen betreffenden Erlasse des Bundesverkehrsministeriums aufgenommen. 
 
4.2 MSD 2005 
Anlass für die Überarbeitung des MSD war die im Rahmen der Harmonisierung der europäischen Nor-
men durchgeführte Umstellung der geotechnischen Grundlagennorm DIN 1054:2005-01 von dem in 
Deutschland bis dahin üblichen globalen Sicherheitskonzept auf das Teilsicherheitskonzept. Im Zuge der 
erforderlichen Umstellung der Regelungen für die geotechnischen Nachweise wurde das MSD grundle-
gend überarbeitet. Ein wesentlicher Grund für die Überarbeitung war der erforderliche Nachregelungsbe-
darf, der sich bei der Bearbeitung der Dammnachsorgeuntersuchungen herausstellte. Ziel des von der 
WSV auf Veranlassung des damaligen Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Wohnungswesen 
(BMVBW) ab 2003 durchgeführten Projekts „Dammnachsorge“ sind die Untersuchung der Standsicher-
heit der gesamten bestehenden Dämme an Bundeswasserstraßen auf Grundlage des MSD und die 
Durchführung daraus resultierender Nachsorgemaßnahmen zur Erzielung eines einheitlich hohen Sicher-
heitsniveaus. Schließlich diente die Überarbeitung des Merkblatts auch zur Anpassung an die zwischen-
zeitlich weiterentwickelten allgemein anerkannten Regeln der Technik.  
 
Die Überarbeitung erfolgte durch eine Arbeitsgruppe der BAW mit Beteiligung der mit der Dammnachsor-
ge betrauten Dienstellen der WSV und der BfG für Fragen des Bewuchses auf Dämmen. Das MSD, Aus-
gabe 2005, wurde mit Erlass vom 22.09.2005 vom BMVBW für den Geltungsbereich der WSV eingeführt.  
 
Bei der Durchführung der Dammnachsorgeuntersuchungen nach dem MSD von 1998 hatte sich gezeigt, 
dass weiterer Regelungsbedarf bestand, insbesondere zur Berechnung der Dammdurchströmung, zum 
Ansatz der in den einzelnen Lastfällen maßgebenden Wasserstände bei hochwasserbelasteten Dämmen, 
zum zulässigen Bewuchs auf Dämmen und zu den Berechnungen zum Nachweis der Sicherheit gegen 
Fugenerosion bei Dammbereichen mit Bauwerken. Aus diesem Grund wurden die folgenden Änderungen 
und Ergänzungen vorgenommen: 
 
– Da sich zwischenzeitlich für die Ermittlung der Dammdurchströmung als Grundlage für die Standsi-
cherheitsberechnung numerische Verfahren als Standardinstrumentarium etabliert hatten, wurden 
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hierfür grundlegende Anforderungen an die Modellerstellung, die Wahl der Randbedingungen, die 
Diskretisierung und das verwendete Berechnungsverfahren formuliert. 
– Die maßgeblichen Wasserstände in den einzelnen Lastfällen wurden neben den für nicht hoch-
wasserbeeinflusste Kanäle auch für hochwasserbelastete Dämme (Stauhaltungsdämme und 
Dämme an Seitenkanälen von Flüssen) vorgegeben. 
– Die Regelungen zum zulässigen Bewuchs auf Dämmen wurden strikter geregelt. Insbesondere 
wurde gefordert, dass auf Dämmen, die rein nach erdstatischen Gesichtspunkten bemessen wur-
den und nicht über den so genannten Mindestquerschnitt hinausgehen, der Gehölzbewuchs zu 
entfernen und durch einen Grasbewuchs als Erosionsschutz zu ersetzen ist. 
– Die umfangreichsten Änderungen betrafen die Nachweise gegen Fugenerosion bei Dammab-
schnitten mit Bauwerken, da die Regelungen im Merkblatt von 1998 keine einheitliche Vorgehens-
weise bei der Beurteilung der Gefährdung des Dammes ermöglichten. Aus diesem Grund wurden 
detaillierte Vorgaben für die Durchführung der Strömungsberechnungen und der darauf basieren-
den Standsicherheitsberechnungen gegeben. Dabei wurden sowohl Vorgaben für den Ansatz des 
hydraulischen Versagens der Kanaldichtung als auch für die anzusetzenden Fugen zwischen 
Bauwerk und Baugrund bzw. Damm gemacht. Kann die Dammdurchströmung im Bereich des 
Querbauwerkes nicht adäquat durch eine vertikal-ebene Strömungsberechnung abgebildet wer-
den, so wird eine dreidimensionale numerische Strömungsberechnung empfohlen, wobei ebenfalls 
Vorgaben für die anzusetzenden hydraulisch wirksamen Fugen zwischen Bauwerk und Baugrund 
gemacht wurden. In den Anhang des Merkblatts wurden ein Berechnungsbeispiel für ein Durch-
lassbauwerk sowie ein Ansatz zur Berücksichtigung hydraulisch wirksamer Fugen in der Strö-
mungsberechnung aufgenommen. 
 
4.3 MSD 2010 
Anlass für die erneute Überarbeitung des Merkblatts war wiederum die europäische Harmonisierung der 
Normen. Das MSD wurde hinsichtlich der Grundlagen, Ansätze und Begriffe für die Sicherheitsnachweise 
an die Systematik und Nachweisverfahren der DIN EN 1997-1 „Eurocode 7; Entwurf, Berechnung und 
Bemessung in der Geotechnik - Teil 1: Allgemeine Regeln“ bzw. der nationalen Ergänzungsnorm DIN 
1054, die 2010 erscheinen wird, angepasst. Derzeit existiert der Entwurf E-DIN 1054-101:2009-02 „Bau-
grund - Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau - Teil 101: Ergänzende Regelungen zu DIN EN 
1997-1“, der auf den Webseiten der Verkehrswasserbaulichen Zentralbibliothek verfügbar ist.  
 
Die erforderliche Anpassung des Merkblatts betrifft insbesondere die Einführung von Bemessungssituati-
onen anstelle von Lastfällen, die Definition der Grenzzustände und die den Bemessungssituationen und 
Grenzzuständen zugeordneten Teilsicherheitsbeiwerte. Die bisherigen Lastfälle 1, 2, 3 und 4 wurden in 
die ständige, vorübergehende und außergewöhnliche Bemessungssituation integriert. Dabei wurden die 
Grundlagen für die Berücksichtigung eines Ausfalls von Sicherungselementen in der außergewöhnlichen 
Bemessungssituation neu geregelt. Dies betrifft insbesondere den Ansatz eines hydraulischen Versagens 
von mehr als einem Sicherungselement sowie von Innendichtungen. Für Dräns als Sicherungselement 
wurden zusätzliche Regelungen aufgenommen. Danach darf die die Standsicherheit erhöhende Wirkung 
eines Dräns nur noch berücksichtigt werden, wenn der Drän definierten Qualitätsansprüchen genügt.  
 
Bei der Durchführung der Dammnachsorgeuntersuchungen für Dammbereiche mit Bauwerken ergaben 
sich Schnittstellenprobleme zwischen den auf Grundlage des MSD in den einzelnen Lastfällen ermittelten 
hydraulischen Beanspruchungen des Bauwerks und den für diese Beanspruchungen durchzuführenden 
geotechnischen und bautechnischen Standsicherheits- bzw. Tragfähigkeitsnachweisen. Durch die Integ-
ration der Lastfälle in die Bemessungssituationen und die neuen Regelungen für die Berücksichtigung 
des Ausfalls von Sicherungselementen in der außergewöhnlichen Bemessungssituation konnten diese 
Schnittstellenprobleme beseitigt werden.  
 
Die Integration der bisherigen Lastfälle in die Bemessungssituationen erforderte für hochwasserbelastete 
Dämme auch eine neue Festlegung des für die Standsicherheitsuntersuchungen zugrunde zu legenden 
maßgeblichen Wasserstandes in der ständigen, bisher dem Lastfall 1 entsprechenden Bemessungssitua-
tion. Hierbei wurde berücksichtigt, dass die Beanspruchungen aus Hochwasser als veränderliche Einwir-
kung wie bei anderen veränderlichen Einwirkungen (z. B. Verkehr, Schnee, Wind) in der ständigen Be-
messungssituation für eine Auftretenswahrscheinlichkeit von ein Mal in der Lebensdauer des Bauwerks 
anzusetzen sind. 
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Weiterhin ergaben sich bei den Dammnachsorgeuntersuchungen immer wieder Fragestellungen zur 
Durchführung der numerischen Dammdurchströmungsberechnungen, insbesondere zur Berücksichtigung 
von Dräns. Aus diesem Grund wurden detaillierte Hinweise zur numerischen Berechnung der Damm-
durchströmung neu in den Anhang des MSD aufgenommen. Eine darüber hinausgehende Darstellung 
der Problematik mit Erläuterung der Grundlagen der numerischen Strömungsberechnung für wasserge-
sättigte und wasserungesättigte Grund- und Sickerwasserströmungen wird ein in 2010 erscheinendes 
Mitteilungsheft der BAW enthalten. In weiteren Artikeln dieses Mitteilungsheftes der BAW ist vorgesehen, 
die Bearbeitung grundwasserhydraulischer Problemstellungen durch das Referat Grundwasser (G3) der 
BAW bei Maßnahmen der WSV darzustellen.  
 
Die Einführung der neuen Ausgabe des MSD in der WSV wird erst nach bauaufsichtlicher Einführung von 
DIN EN 1997-1 in Verbindung mit DIN 1054, Ausgabe 2010 erfolgen. Deshalb wird das neue MSD nicht 
wie zunächst beabsichtigt in 2009 sondern voraussichtlich erst in 2010 erscheinen bzw. eingeführt wer-
den. 
 
Insgesamt haben die für alle Dämme an Bundeswasserstraßen durchgeführten Dammnachsorgeuntersu-
chungen gezeigt, dass das MSD ein wirksames Mittel zur Erzielung eines einheitlichen, hohen Sicher-
heitsstandards für die ständig wasserbelasteten Dämme der WSV ist. Durch die Überarbeitungen des 
Merkblatts konnten neben der Anpassung an die geänderten geotechnischen Grundlagennormen auch 
die für die Dammnachsorgeuntersuchungen erforderlichen Präzisierungen und Ergänzungen der Rege-
lungen vorgenommen werden. 
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Vom DEK zur Lippe - Wasser auf Abwegen 
 
BDir Dr.-Ing. Markus Herten, Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), Referat Grundbau 
BORin Eva Dornecker, Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), Referat Grundbau 
 
 
1 Einleitung 
Am 11. Oktober 2005 kam es beim Neubau der Kanalbrücke Lippe im Bereich der Neuen Fahrt Olfen am 
Dortmund-Ems-Kanal zu einem Kanalwasseraustritt unter einer Flügelwand am nördlichen Widerlager 
der im Betrieb befindlichen alten Kanalbrücke. Durch das Schließen der Sicherheitstore Datteln und 
Schlieker konnte das Leerlaufen des Kanals auf einen 8 km langen Abschnitt begrenzt werden (siehe 
Bild 1). Nur durch den ungehinderten Abfluss in die Lippe und das umsichtige Handeln der Beteiligten 
kam es zu keinen Personenschäden. Jedoch betrugen allein die Sanierungskosten für die Beseitigung 
der Schäden über 15 Millionen Euro und der Kanal musste für mehrere Wochen gesperrt werden. Im 
Folgenden wird der Schadenshergang kurz beschrieben. Weiterhin werden einzelne Ergebnisse der Un-
tersuchungen zum Hydraulischen Grundbruch, die auf Grund des Schadensfalls in der BAW durchgeführt 
wurden, dargestellt. 
 
Bild 1:  Lageplan 
 
2 Schadenshergang 
Am Schadenstag wurde kurz vor Mittag von Arbeitern ein Wasseraustritt zwischen den nördlichen Wider-
lagern der alten und der neuen Kanalbrücke beobachtet. Die umgehend informierte Bauaufsicht entdeck-
te zusätzlich einen Wasserstrudel im Kanal vor der Flügelwand des alten nördlichen Widerlagers (Bild 2). 
Der Wasseraustritt nahm in kürzester Zeit beträchtlich zu. Das Wasser lief aus dem Kanal unter einer auf 
Pfählen gegründeten Flügelwand in eine sehr schmale Baugrube (s. Bild 5), die mit einem Auflastfilter 
gesichert werden sollte, und von dort zwischen den beiden Widerlagern in die Lippe (s. Bild 3). Es wurde 
versucht, durch Zuführung von Bodenmaterial wasserseitig die Fehlstelle zu schließen, was jedoch nicht 
gelang. Nachdem alle Schiffe den Bereich verlassen hatten, wurden die Sicherheitstore geschlossen und 
Großalarm ausgelöst. Aufgrund der hohen Strömungsgeschwindigkeiten erodierte der an die Flügelwand 
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angrenzende Damm und brach (s. Bild 4). Ein Kanalabschnitt von 8 km Länge entleerte sich vollständig 
in die Lippe. 
 
 
Bild 2:  Wasserstrudel vor der Flügelwand des nördlichen Widerlagers 
 
 
Bild 3:  Blick auf die Baugrube zwischen den beiden Widerlagern 
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Bild 4:  Luftbild vom gebrochenen Damm neben der unterströmten Flügelwand 
 
3 Hydraulischer Grundbruch 
Bei intakter Dichtung im Bereich der Dammstrecke an der Kanalbrücke Lippe findet nur eine geringe 
Grundwasserströmung zur Lippe hin statt. Erst durch ein hydraulisches (Teil-)Versagen der Kanaldich-
tung kommt es zu einem deutlichen Zustrom von Kanalwasser in den Untergrund. Da der Ausfall einer 
Dichtung nach MSD (2005) prinzipiell zu berücksichtigen ist, wird im Weiteren nicht auf die Ursache für 
den Ausfall der Tondichtung eingegangen. Vielmehr werden nur die Standsicherheitsnachweise und hier 
explizit der Nachweis gegen Hydraulischen Grundbruch für diesen Lastfall betrachtet. Auf vorhergehende 
Bauzustände, die teilweise mit Abwehrbrunnen gesichert wurden, wird nicht eingegangen und es werden 
zusätzlich zum besseren Verständnis vereinfachte Annahmen (z. B. für den Baugrund) getroffen. Eine 
Übersicht über die wesentlichen Veröffentlichungen zu Fragen des Hydraulischen Grundbruchs ist in 
Hettler (2008) enthalten. 
 
In Bild 5 ist ein Schnitt vom Kanal zur Baugrube zwischen den beiden Widerlagern durch die Flügelwand 
dargestellt. Die Flügelwand ist auf Pfählen gegründet, die im Mergel abgesetzt sind. Bei einem Ausfall der 
Tondichtung kann das Kanalwasser durch den rolligen Boden, der überwiegend aus Sanden und teilwei-
se auch aus sandigen Schluffen besteht, zur Sohle der Baugrube strömen. In der Sohle von auf Pfählen 
gegründeten Bauwerken darf nach MSD (2005) kein Potentialabbau berücksichtigt werden, d. h. es ist mit 
einer hydraulisch wirksamen Fuge zwischen Sohle und Boden zu rechnen. Vereinfacht kann auf Grund 
des nicht zu berücksichtigenden Potenzialabbaus die Dicke des Bauteils entsprechend reduziert werden, 
wodurch die bis zu 8 m breite Flügelwand wie eine Spundwand betrachtet werden kann (s. Ersatzsystem 
Bild 5). Zur weiteren Vereinfachung wurde nicht am Potentialliniennetz, sondern mit den Formeln der 
EAU 2004 das Potential an diesem Spundwandfuß ermittelt. Diese Vorgehensweise erlaubt jedoch nicht 
einen Nachweis des hydraulischen Grundbruchs mit einem Bruchkörpers nach Terzaghi/Peck (1961), 
sondern nur die Untersuchung an einem Stromfaden nach Baumgarten/Davidenkoff (1970), was Ergeb-
nisse auf der sicheren Seite liefert. Numerische Untersuchungen von Odenwald & Herten (2008) zeigen 
jedoch, dass das im Folgenden aufgezeigte Problem immer auftritt. Anstatt die Sicherheit für die im Bild 5 
dargestellte Situation mit einer Einbindetiefe von t = 1,5 m nachzuweisen, wird hier die Sicherheit gegen 
den Hydraulischen Grundbruch (η nach altem Sicherheitskonzept) zuerst unter Annahme eines homoge-
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nen Baugrunds ohne Auflastfilter für verschiedenen Einbindetiefen t ermittelt, wobei luftseitig der Wasser-
spiegel immer der Geländeoberkante entspricht. 
 
 
Bild 5:  Schnitt durch die unterströmten Flügelwand und Ersatzsystem 
 
 
Unter Anwendung der in der EAU 2004 aufgeführten Formel 
 
th
thhh
h
SO
OWSOWU
F +
+=   mit  WUFr hhh −=  
 
kann das Potential am Spundwandfuß berechnet werden. Hierin bedeuten (s. Bild E115-1 EAU 2004): 
 
hr = Differenz der Standrohrspiegelhöhe am Spundwandfußpunkt gegenüber der 
   Unterwasserspiegelhöhe, 
hF = Standrohrspiegelhöhe am Spundwandfußpunkt, 
hso = durchströmte Bodenhöhe auf der Oberwasserseite der Spundwand, 
hwo = oberwasserseitige Wasserspiegelhöhe über dem Spundwandfuß,  
hwu = unterwasserseitige Wasserspiegelhöhe über dem Spundwandfuß, 
t = Einbindetiefe der Spundwand. 
 
Angewendet auf das Ersatzsystem ergeben sich hier: 
 
m 15,1350,4365,56h
m 65,750,4315,51h
ht
wo
so
wu
=−=
=−=
=
 
 
Vereinfacht wird die Wichte des Bodens unter Auftrieb der des Wassers gleichgesetzt. 
 
kN/m³ 10W =γ=γ′ . 
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Somit kann die Sicherheit gegen hydraulischen Grundbruch nach Baumgarten/Davidenkoff als Verhältnis 
des „Gewichts“ t ⋅ γ´ des Stromfadens unter Auftrieb zur Strömungskraft hr  ⋅ γw in dem Stromfaden ermit-
telt werden mit: 
 
)t(h
t
)t(h
t)t(
rwr
=γ⋅
γ′⋅=η  
 
Wird nun noch berücksichtigt, dass es sich bei der realen Baugrubengeometrie um eine räumliche An-
strömung handelt, indem man die Sicherheit mit einem Formfaktor f = 0,6 multipliziert, ergibt sich die in 
Bild 6 gestrichelte dargestellte Linie für die Sicherheit gegen Hydraulischen Grundbruch in Abhängigkeit 
von der Einbindetiefe. (Der Formfaktor wurde durch Vergleichsrechnungen mittels 3-D-
Grundwasserströmungsmodell ermittelt.) Damit wäre für eine ausreichende Sicherheit bei einem Ausfall 
der Dichtung (Lastfall 3 → η = 1,2 nach MSD von 1998) eine erforderliche Einbindtiefe von 6,42 m bei 
homogenem Baugrund erforderlich. 
 
Wird nun ein Auflastfilter verwendet, ergibt sich eine geringere erforderliche Einbindung der Wand. Der 
Auflastfilter wurde in der Berechnung abweichend vom realen System durch eine luftseitige Auflast von 
25 kN/m² simuliert, die keinen Einfluss auf die Strömungsberechnung hat. Für diese luftseitige Auflast ist 
die ermittelte Sicherheit gegen Hydraulischen Grundbruch in Abhängigkeit von der Einbindetiefe der 
Wand in Bild 6 als durchgehende Linie dargestellt. Dabei ergibt die Berechnung, dass für dieses System 
mit Auflast sowohl bei  Einbindetiefen der Wand von t ≥ 4,90 m als auch von t ≤ 0,10 m eine ausreichen-
de Sicherheit gegen Hydraulischen Grundbruch im Lastfall 3 vorhanden ist. 
 
 
 
Bild 6:  Sicherheit gegen Hydraulischen Grundbruch für verschiedene Einbindetiefen 
 
Dies ist auf die Bestimmung der Sicherheit mit 
 
wr
Filter
)t(h
Gt)t( γ⋅
+γ′⋅=η  
 
zurückzuführen. Wird der Boden komplett abgegraben (t → 0) gehen sowohl das Bodengewicht als auch 
die Strömungskraft gegen Null und es ergibt sich eine unendlich große Sicherheit. 
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Bild 7:  Grafische Bestimmung der Sicherheit aus Terzaghi K./Jelinek R. Abb. 79 
 
Damit ließe sich für jedes System mit einer beliebigen Auflast eine ausreichende Sicherheit nachweisen, 
indem gegebenenfalls tiefer abgegraben wird. Es ist jedoch offensichtlich, dass eine tiefere Lage des 
Auflastfilters in der Realität nicht zu höheren Sicherheiten führen kann. Für den Grenzfall ohne Einbin-
dung der Baugrubenwand wurde z. B. von Weißenbach (1977) schon erwähnt, dass eine solche Sohle 
stets aufbruchgefährdet ist. Ein realistischeres Ergebnis ergibt sich, wenn, wie in Terzaghi & Jelinek 
(1954) schon beschrieben, das Gleichgewicht nicht nur am Spundwandfuß, sondern auch in anderen 
Tiefenlagen betrachtet wird (s. Bild 7). Sie schreiben: „Die Untersuchung kann für verschiedene waage-
rechte Schnitte durch den Sand wiederholt werden, die in verschiedenen Tiefen t3 unter der Baugruben-
sohle anzunehmen sind. Die kritische Druckhöhe ist durch die Bedingung hp = Minimum bestimmt und die 
waagrechte Schnittfläche, die zu diesem Minimum führt, ist die kritische Schnittfläche. Sie stellt die untere 
Begrenzung der Sandmasse dar, die im Anfangszustand der Grundbrucherscheinung einem Hochdrü-
cken unterworfen ist.“ Ein Vorschlag, wie für solche außergewöhnlichen Bemessungssituationen (t → 0) 
der Nachweis im Sinne von Terzaghi mit dem neuen Teilsicherheitskonzept angewendet werden könnte, 
ist in Odenwald & Herten (2008) enthalten. 
 
Diese Berechnungen können nur mit Hilfe des Strömungsnetzes durchgeführt werden. Es wird weiterhin 
nur ein Stromfaden aber mit der Tiefe t3 (s. Bild 7) betrachtet, die durch Variation ermittelt wird und hier 
größer als die Einbindetiefe t ist. In Bild 8 (gestrichelte Linie) ist die so ermittelte Sicherheit in Abhängig-
keit von der Einbindetiefen t der Spundwand dargestellt. Im Unterschied zu den Berechnungen mit einem 
Stromfaden, der immer am Spundwandfuß beginnt (durchgezogenen Linie), steigt die Sicherheit nicht 
mehr ins Unendliche bei einer Abgrabung bis zum Fuß der Spundwand, d. h. es ist rechnerisch eine Auf-
last deutlich größer Null erforderlich. Es zeigt sich jedoch auch hier, dass bei einer Einbindetiefe der 
Wand von t = 0,8 m die Sicherheit wieder ansteigen würde, obwohl dabei auch die abzubauende Druck-
differenz Δh = hso – hwu ansteigt. Daher wird in Odenwald & Herten (2008) empfohlen, für die Ermittlung 
des Gewichts des Filters die rechnerisch geringer werdende erforderliche Auflast bei sehr kleinen Einbin-
detiefen nicht zu berücksichtigen. 
 
Eine weitere Verbesserung bei den rechnerischen Nachweisen könnte erreicht werden, wenn wiederum 
ein Hinweis von Terzaghi (1925) aufgegriffen würde. Er schreibt: „Falls nun das Gewicht an irgendeiner 
Stelle nicht hinreicht, um in der Erddruckzone senkrecht zu den Kraftlinien wirkenden Druck zu kompen-
sieren, so tritt an dieser Stelle die als Zerrung des Sandes bezeichnete Erscheinung ein. Die Zerrung hat 
eine Zunahme des Porenvolumens zur Folge. … d. h. es bildet sich am Ort der Umlagerung eine Zone 
erhöhter Durchlässigkeit. Die Stromlinien werden nach der Stelle verminderten Strömungswiderstandes 
hin abgelenkt und die mit der Zusammendrängung der Stromlinien verbundene örtliche Zunahme der 
Strömungsgeschwindigkeit führt den Grundbruch herbei.“ 
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Bild 8:  Sicherheit in der maßgebenden Tiefe und am Spundwandfuß 
 
Statt die von Terzaghi beschriebenen Kraftlinie zu verwenden, könnten gekoppelte Finite-Elemente-
Berechnungen durchgeführt werden. D. h. Dehnungen der Elemente, verursacht durch Strömungskräfte, 
beeinflussen die Durchlässigkeit der Elemente und führen dadurch zu Änderungen der Strömungskräfte 
und erzeugen wiederum weitere Dehnungen. Solche Berechnungen und auch die Anwendungen der 
Distinkten-Elemente-Methode können zukünftig dabei helfen, ein besseres Verständnis für solche Grenz-
zustände zu entwickeln. Somit könnte der Widerspruch - größere Sicherheit durch tieferes Abgraben – 
aufgelöst werden und es würde eine wirtschaftlichere, aber trotzdem ausreichend sichere Bemessung 
ermöglicht. 
 
 
4 Schlussfolgerungen 
Der Schadensfall zeigt, dass der Ausfall einer Sohldichtung kein akademischer Lastfall ist, insbesondere 
dann, wenn Bautätigkeiten stattfinden. Der Ausfall der Dichtung kann aber nur als Auslöser nicht aber als 
Ursache bezeichnet werden, da er für alle Bauzustände zu berücksichtigen war. Die Ursache hingegen 
lässt sich mit einem Zitat aus Terzaghi & Peck (1961) treffend beschreiben: „Jeder Wasseraustritt aus 
dem Baugrund an der Grenze zwischen einer groben und einer feinkörnigen Schicht (Anmerkung: hier 
der Auflastfilter) kann ein Ausspülen des feineren Erdstoffs verursachen, sofern die Geschwindigkeit des 
ausströmenden Wassers groß ist. Das Ausspülen beginnt gewöhnlich mit der Bildung kleiner Quellen an 
verschiedenen Punkten entlang der Grenze, von wo in rückwärtige Richtung verlaufende, schlauchartige 
Hohlräume ausgehen, die bis zur Fläche, wo das Wasser in den Boden eindringt, führen können. Dieser 
Vorgang wird unterirdische rückschreitende Erosion genannt. Sie ist eine der größten Gefahren für 
Staudämme und die Ursache für einige der folgenschwersten Dammbrüche.“ D. h. schon bevor es 
wegen zu großer Strömungskräfte zu dem oben beschriebenem Hydraulischen Grundbruch kommen 
kann, besteht mit Beginn des Wasserzutritts sogar bei geringen Strömungskräften die Gefahr des 
Versagens durch Erosion. Einen solchen Wasserzutritt hat es vor dem Schadensereignis nachweislich 
gegeben. 
 
Erosion kann jedoch verhindert werden, indem der Auflastfilter nach dem Merkblatt MAK (1989) der BAW 
sorgfältig hergestellt wird. Der Hydraulische Grundbruch kann vermieden werden, indem die in Ab-
schnitt 3 dargestellten Anwendungsgrenzen der vereinfachten Nachweise berücksichtig werden. 
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Ufersicherungen an Binnenwasserstraßen im Wandel der Zeit 
 
Jan Kayser, Bundesanstalt für Wasserbau, Abteilung Geotechnik 
 
 
1 Einführung 
In Deutschland gibt es ca. 6500 km Binnenwasserstraßen. Deren Uferböschungen und z. T. auch Ge-
wässersohlen werden durch natürliche und schiffsinduzierte hydraulische Einwirkungen so belastet, dass 
Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind, um den dauerhaften Bestand der Wasserstraße und des an-
grenzenden Hinterlands zu gewährleisten. 
 
Der Beitrag beschreibt die technische Entwicklung der Ufersicherungen im Laufe der Zeit und unter wel-
chen Randbedingungen sie stattgefunden hat. Es werden verschiedene Bauweisen dargestellt und hin-
sichtlich ihrer dauerhaften Verwendung in der Wasserstraße bewertet. Hierbei wird besonders auf die 
Dimensionierung technischer Ufersicherungen in den letzten 100 Jahren und auf die Schussfolgerungen, 
die sich daraus für die zukünftigen Ufersicherungen ergeben, eingegangen. 
 
Da die Entwicklung von Ufersicherungen naturgemäß eng mit der Entwicklung der Wasserstraßen und 
der Schiffe verbunden ist, führt ein kurzer Überblick über die Historie der Wasserstraßen in die Thematik 
ein. 
 
Für Bauweisen für Ufersicherungen ist noch ein erhebliches Entwicklungspotential vorhanden. Die mögli-
chen Entwicklungen und die hierfür noch zu klärenden Fragen werden abschließend in einem Ausblick 
auf zukünftige Ufersicherungen an Wasserstraßen erläutert. 
 
 
2 Übersicht über die Entwicklung des Verkehrswasserbaus 
2.1 Entwicklung der Wasserstraßen 
Die wichtigsten Transportwege für Massengüter sind seit alters her die Flüsse. Zu Verbesserung der 
Schifffahrtsverhältnisse wurde das natürliche Gewässerbett schon früh den Anforderungen der Schifffahrt 
angepasst. Übliche Maßnahmen waren Vertiefungen der Fahrrinne oder kurze, künstliche Gerinne zur 
Umfahrung natürlicher Hindernisse bzw. zum Abschneiden von Kurven. Erste Baumaßnahmen sind zwi-
schen 2300 und 2180 v. Ch. aus Ägypten bekannt. Mit der Zeit entwickelten sich die zunächst kurzen 
künstlichen Gerinne zu immer längeren Teilstücken bis hin zu eigenständigen, von der Linienführung des 
Flusses entkoppelten Seitenkanälen. 
 
Die nächste Entwicklung bestand darin, die Schifffahrt auch zwischen Flusssystemen zu ermöglichen. 
Hierfür waren Wasserscheiden zu überwinden. Der erste derartige Kanal war der Ling Chu 219 v. Chr., 
der mit keinem bzw. sehr geringem Gefälle gebaut wurde, wodurch der Bau einer Scheitelhaltung mit den 
entsprechenden Problemen in der Wasserhaltung vermieden werden konnte. In vergleichbarer Gradien-
tenführung wurde die Fossa Carolina 793 als erster Kanal in Deutschland in Angriff genommen, wobei 
dieser Kanal bereits über ein künstlich aufgestautes Wasserreservoir zur Wasserversorgung verfügte. 
 
Der nächste Technologiesprung im Kanalbau wurde durch den Bau von Scheitelhaltungskanälen ausge-
löst. Der erste derartige Kanal entstand mit dem „Großen Kanal“ im 6. Jahrhundert n. Chr. in China. Be-
standteil des Kanals waren Abstiegsbauwerke als Schleusen oder geneigte Bootsschleppen sowie ein 
Wasserreservoir für die Wasserversorgung der Scheitelhaltung. Der erste Scheitelhaltungskanal 
Deutschlands war der Stecknitzkanal, der Vorgänger des Elbe-Lübeck-Kanals, aus dem 14. Jahrhundert. 
 
Im 17. und 18 Jahrhundert fand die Entwicklung der Wasserstraßen zu großen Teilen in Frankreich (z. B. 
Canal du Midi), mit dem Beginn der industriellen Revolution Ende auch in England statt. Bautechnische 
Höhepunkte aus diesen Zeiten sind Aquädukte, Schleusentreppen und Tunnel. 
 
Erdarbeiten zum Bau von Wasserstraßendämmen fanden bis zu diesem Zeitpunkt nur untergeordnet und 
dann auch nur als Aushub statt. Den Bau von Wasserstraßen oberhalb des natürlichen Geländes hat 
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man vermieden bzw. dort, wo er nicht vermeidbar war, in Aquädukten geführt. Seitlich einfassende 
Dämme zur Anhebung des Wasserspiegels über das Gelände wurden noch nicht in Betracht gezogen. Zu 
groß war die Unsicherheit im Verständnis der bodenmechanischen Vorgänge durchströmter Erdbauwer-
ke. Zudem fehlte es auch an den Geräten zur Bewegung großer Erdmassen. Erst Ende des 
18. Jahrhundert wurden erste Dämme für Wasserstraßen, zunächst als Anschlüsse an Aquädukte, ge-
baut. Der größte bekannte Wasserstraßen-Damm ist der 1914 gebaute Ragöser Damm im Verlauf des 
Oder-Havel-Kanals mit 28 m Höhe (ICOMOS,1996). 
 
Mit dem Aufkommen der Eisenbahn in Europa ab der Mitte des 19. Jahrhundert trat die Schifffahrt zu-
nächst bis weit in die 2. Hälfte des 19. Jahrhundert in den Hintergrund, bis die Entwicklung des maschi-
nellen Schraubenantriebs für Schleppschiffe wieder konkurrenzfähige Transportzeiten auf dem Wasser 
ermöglichte. Diese Art der Schleppfahrt erforderte aber auch neue und größere Kanäle, womit die bis 
heute andauernde Zeit der Großschifffahrtkanäle begann. 
 
Nach dem 2. Weltkrieg verdrängten die selbst fahrenden Schiffe (Selbstfahrer) die Schleppzüge. So 
wuchs der Anteil des Laderaums von Selbstfahrern auf dem Rhein nach 1949 von 10 % (BMV, 1949) 
schnell auf fast 100 % an. Ebenso erhöhte sich die Motorleistung der Schiffsflotte beständig, so dass 
moderne Binnenschiffe relativ schnell fahren können und dies unbenommen von schifffahrtpolizeilichen 
Regelungen auch tun (Fleischer et al., 2003). 
 
2.2 Entwicklung der Ufersicherungen 
Die Entwicklung der Ufersicherungen an Wasserstraßen ist eng mit der Entwicklung der Schiffe und 
Schiffsantriebe verbunden. Über Jahrtausende bewegte sich die Binnenschiffe durch die natürliche Strö-
mung in den Flüssen, durch externen Antrieb über Treidelpferde und –knechte oder unter Segeln fort. 
Diese Art der Antriebe ermöglichte nur geringe Geschwindigkeiten und erzeugt somit auch keine nen-
nenswerte hydraulische Belastung auf die Ufer. Die Ufer wurden allenfalls durch Vegetation gesichert, die 
sich zumeist durch natürliche Sukzession eingefunden hat. 
 
Technische Ufersicherungen wurden zunächst nur in Kanälen eingesetzt, in denen es aufgrund unstabiler 
Böschungen – z. B. in Feinsanden – bautechnisch erforderlich war. Dies war z. B. beim Kanhave–Kanal 
in Dänemark der Fall (gebaut im 8. Jahrhundert), bei dem die Ufer mit einer Kombination vertikaler Holz-
pfähle und horizontaler Dielen gesichert wurde. Erste massive und lang gestreckte Befestigungen von 
Ufern wurden mit den Flussbegradigungen erforderlich, z. B. im Zuge der Begradigung des Oberrheins 
ab 1817 mit Faschinen und Steinpflaster. 
 
Erst mit der Entwicklung von leistungsfähigen, maschinellen Schiffsantrieben wurde auch die hydrauli-
sche Belastung aus Schiffsverkehr merkbar größer. So wurden zunehmend stärkere technische Siche-
rungsmaßnahmen erforderlich, insbesondere in dem seit dem Ende des 19. Jahrhunderts umfangreich 
erweiterten Kanalnetz. Bild 1 zeigt eine Anfang des 20. Jahrhunderts an der Unteren Havel gebaute Ufer-
sicherung mit einem Deckwerk. Hier sind bereits alle Funktionselemente (Deckschicht, Filter, Fußsiche-
rung) enthalten, die auch heutzutage in Böschungs- und Sohlsicherungen mit modernen Deckwerken 
verwendet werden. Die eigentlich schützende Deckschicht besteht hier aus einer gepflasterten Steinlage. 
Zur Verhinderung von Bodenausspülungen liegt unter der Deckschicht eine Schicht aus grober Gesteins-
körnung (Steinknack) als Filter. Auch die Notwendigkeit, das Deckwerk nach unten hin zu stützen, war 
bereits bekannt und wurde hier mit einer Fußsicherung in Form einer Stülpwand realisiert. 
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Bild 1: Deckwerk Silokanal, Anfang 20. Jahrhundert, aus (Uhlemann, 1994) 
 
In den nachfolgenden Jahrzehnten wurden die Ufersicherungen sukzessive immer massiver. Während 
die erste Generation von Deckwerken in den Kanälen zunächst oft nur den Wasserwechselbereich mit 
dünnen Steinlagen von 30 cm auf einem unklassiertem Filter gesichert war, wurden die Steinschüttungen 
immer dicker und zunehmend über die gesamte Böschungslänge hin gezogen. Auch wurde die Bedeu-
tung eines auf die hydraulischen Anforderungen bemessenen Filters unter der Deckschicht für die Dau-
erhaftigkeit des Deckwerks erkannt. Der Anlass für die laufende Verbesserung waren meistens Schäden 
an den bestehenden Ufersicherungen, die durch die kontinuierlich ansteigenden hydraulischen Belastun-
gen hervorgerufen wurden. Diese Entwicklung ist z. B. an den Deckwerken erkennbar, die im Zuge des 
ca. 20 Jahre dauernden Ausbaus des Wesel-Datteln-Kanals zur Wasserstraßenklasse Vb verwendet 
wurden. Bild 2 zeigt die Entwicklung von den ersten Deckwerken aus dem Jahr 1966 bis hin zu den letz-
ten Deckwerken aus 1987. 
 
 
Bild 2: Entwicklung der Böschungsdeckwerke am Wesel-Datteln-Kanal, (nach Bartnik, 1988) 
 
Die in den 60-er Jahren noch typische Bauweise bestand aus einer 30 cm dicken Deckschicht aus Was-
serbausteinen und einer konstruktiv als Filter vorgesehenen Splitschicht. Eine dem gegenüber verstärkte 
Bauweise ist das teilverklammerte Deckwerk mit 40 cm dicker Deckschicht und ebenfalls einem Splitfilter 
(1978). Eine Bemessung der Filter erfolgte zu dem damaligen Stand noch nicht. Die letzten Abschnitte 
des WDK wurden dann in einem Standard von 50 cm Wasserbausteinen auf 2 x 20 cm Mineralkornfilter 
ausgebaut (1987) (Bartnik, 1988). 
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Während die Bauweisen der Ufersicherungen bis in die 70-er Jahre durch lokal begrenzte Erfahrungen 
aus der Vergangenheit bestimmt waren, wurde Anfang der 80-er Jahre begonnen, diese Erfahrungen 
regional übergreifend zu bündeln und in ein zukunftsgerichtetes Konzept unter Beachtung der sich weiter 
erhöhenden hydraulischen Belastungen umzusetzen. In diesem Rahmen wurde eine systematische Be-
standsaufnahme durchgeführt, in Fahrversuchen die relevanten hydraulische Einwirkungen ermittelt so-
wie Probestecken gebaut und ausgewertet (AG Kanalsohlen, 1987). Diese Arbeiten bildeten dann auch 
die Grundlage für das „Merkblatt Anwendung von Regelbauweisen für Böschungs- und Sohlensicherun-
gen an Wasserstraßen (MAR)“ von 1993 (BAW, 1993). 
 
 
3 Bauweisen für Ufersicherungen an modernen Großwasserstraßen 
3.1 Überblick 
Seit den 60-er Jahren wurden in Deutschland viele Bauprojekte initiiert, die den Ausbau des Wasserstra-
ßennetzes für Schiffsgrößen entsprechend dem großen Rheinschiff mit bis zu 11,45 m Breite und 100 bis 
135 m Länge bei Querschnittsverhältnissen vom Wasserquerschnitt zum eingetauchtem Schiffsquer-
schnitt von n ≥ 5,2 zum Ziel haben. Einige Großprojekte sind seit vielen Jahren abgeschlossen, andere 
befinden sich derzeit im Bau oder in der Planung. 
 
Im Zuge der Großprojekte wurden verschiedene Varianten von Ufersicherung angewendet, wobei Bau-
weisen auch z. T. neu entwickelt und erstmals in der Wasserstraße eingesetzt wurden. Man verfolgte 
zwei unterschiedliche Konstruktionsprinzipien: 
 
– Steinschüttungen als erosionssichere und stabilisierende Deckschicht oder 
– feste, erosionssichere Beläge. 
 
Mit dem Einsatz der verschiedenen Bauweisen wollte man die Entwicklungen, die seit den 60-er Jahren 
in Deutschland in der Maschinen- und Materialtechnik stattfanden, für die technische und wirtschaftliche 
Optimierung der Ufersicherungen von Wasserstraße nutzen. In einigen Ausbauabschnitten wurden gleich 
mehrere Bauweisen angewendet, so dass hier die Ufersicherungen auf wenigen 100 m z. T. mehrfach 
wechseln. 
 
Mittlerweile liegen für verschiedene Bauweisen für Ufersicherungen Erfahrungen hinsichtlich ihrer Lang-
zeitbeständigkeit vor, die auch in den relevanten Regelwerken berücksichtigt sind. 
 
3.2 Hydraulische Belastung 
Durch ihre starke Motorisierung können moderne Schiffe ihre kritische Schiffsgeschwindigkeit erreichen. 
Messungen zeigen, dass die meisten Schiffe aus wirtschaftlichen Gründen etwas unterhalb der kritischen 
Schiffsgeschwindigkeit fahren (Fleischer et al., 2003). Die dabei entstehenden erheblichen hydraulischen 
Belastungen auf das Ufer sind in Bild 3 dargestellt. 
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Bild 3: Schiffsinduzierte Wellen und Strömungsbelastung in einem Schifffahrtskanal 
 
Durch die Wasserverdrängung des Schiffes entsteht im räumlich beschränkten Wasserquerschnitt eine 
Rückströmung, die entgegen der Fahrtrichtung wirkt. Infolge der Rückströmung sinkt der Wasserspiegel 
neben dem Schiffs ab, was als Absunk bezeichnet wird. Der Absunk wird auf der Höhe des Schiffshecks 
durch die Heckquerwelle wieder aufgefüllt. Zusätzlich bewirkt der Schiffsantrieb eine Propulsionsströ-
mung. Rückströmung, Heckquerwelle und Propulsion können zu Erosionen am Gewässerbett (Böschung 
und Sohle) führen. Der Absunk erzeugt Porenwasserüberdrücke im Boden, die zu Bodenverlagerungen 
und Böschungsinstabilitäten führen können (Holfelder, Kayser, 2006). Darüber hinaus bilden sich vom 
Bug und vom Heck Sekundärwellensysteme aus, die aber für die Dimensionierung von Böschungssiche-
rungen von untergeordneter Bedeutung sind. 
 
Bei der Planung von Ufersicherungen ist zu beachten, dass durch immer größere und stärkere Schiffe 
auch die hydraulische Belastung der Ufer weiterhin zunehmen wird. Dies ist anhand vergleichender Mes-
sungen am Wesel-Datteln Kanal aus 1982 und 2005 erkennbar (s. Bild 4). Dargestellt sind in einer Sum-
menlinie die von den Schiffen erzeugten Absunkwerte, gemessen in den Jahren 1982 und 2005. 
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Bild 4: Vergleichende Messungen Absunk 1982 und 2005 
 
Während 1982 der Anteil an Schiffen, die einen Absunk von über 20 cm erzeugten, bei ca. 10 % lag, hat 
sich dieser Anteil bis in 2005 auf 30 % erhöht. Der Maximalwert stieg von 50 cm auf 77 cm. Die hydrauli-
sche Belastung ist also im bemessungsrelevanten Bereich zwischen 1982 und 2005 stark angestiegen. 
Gleichzeitig wuchs in dem betreffenden Kanalabschnitt der Anteil am großen Rheinschiff mit 11,4 m Brei-
te und entsprechend hoher Leistungsfähigkeit von 0 % auf ca. 20 %, d. h. der Zusammenhang zwischen 
größerem Schiffstyp und größerer hydraulischer Belastung ist deutlich erkennbar. 
 
3.3 Ufersicherung mit Steinschüttungen 
Die Sicherung von Ufern mit Steinschüttungen ist eine der ältesten Bauweisen, über die daher auch um-
fangreiche Erfahrungen vorliegen. Der grundsätzliche Aufbau einer Ufersicherung mit Steinschüttung ist 
in Bild 5 dargestellt. Die eigentliche stabilisierende Deckschicht besteht aus einer Schüttung mit Wasser-
bausteinen. Zur Verhinderung von Bodenerosion ist unter der Deckschicht ein Filter aus Mineralkorn oder 
ein geotextiler Filter vorzusehen. Für gedichtete Strecken kann an der Unterseite des Deckwerkes noch 
eine Dichtung, die meistens aus 20 bis 30 cm Ton besteht, eingebaut werden. Am Böschungsfuß ist das 
Deckwerk als Fußauflager i. d. R. in die Gewässersohle einzubinden. 
 
 
Bild 5: Schematischer Aufbau einer Ufersicherung mit Wasserbausteinen 
 
Das Deckwerk muss einen auf die oben erläuterten hydraulischen Einwirkungen abgestimmten Wider-
stand besitzen. Dies wird durch eine ausreichende Gesamtdicke des Deckwerkes (Deckschicht mit Filter) 
und durch eine ausreichende Größe der Einzelsteine sichergestellt. 
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Durch den Absunk entstehen im Boden Porenwasserüberdrücke, die sich im Grundwasserpotential durch 
überwiegend böschungsparallel verlaufende Potentiallinien verdeutlichen lassen (s. Bild 6). Das Grund-
wasserpotential Φ berechnet sich in den böschungsparallelen Potentiallinien nach 
 ( )tbaWWWWW ezhuh ⋅−−⋅+⋅=Δ+⋅=Φ 1γγγ  
 
mit hW = geodätische Höhe des abgesenkten Wasserspiegels 
b= Porenwasserdruckparameter, i. w. abhängig von der Durchlässigkeit des Bodens 
t = Tiefenordinate beginnend von der Unterkante des Deckwerks 
 
 
 
Bild 6: Potentiallinien in und Strömung während des schiffserzeugten Absunks 
 
Das Grundwasser strömt während des Absunks senkrecht zu den Potentiallinien in Richtung des freien 
Wassers im Kanal. Die so entstehende Strömungskraft wirkt als Auftriebskraft statisch ungünstig, so dass 
die ungesicherte Böschung abrutschen oder auftreiben und sich in Folge dessen verformen kann. Die 
Aufgabe des Deckwerks ist es hier, durch eine ausreichende Auflast den Strömungskräften entgegen zu 
wirken und so die Stabilität der Böschung zu gewährleisten. Darauf ist die Dicke des Deckwerks zu be-
messen. 
 
Ebenso ist sicher zu stellen, dass die Wasserbausteine einen ausreichend großen Widerstand gegen die 
hydraulischen Einwirkungen besitzen, d. h. sie müssen groß bzw. schwer genug sein. Die Größe der 
Belastung hängt wesentlich von der Schiffsflotte, insbesondere dem Anteil an großen und leistungsfähi-
gen Schiffen, von den Querschnittsverhältnissen und dem Fahrverhalten (Schiffsposition und Schiffsge-
schwindigkeit) ab. 
 
Für die Steinbemessung wird i. d. R. die Heckwelle relevant. Für die Berechnung der erforderlichen 
Steingröße D50 gibt es unterschiedliche Rechenvorschriften, die alle dem Hudson-Typ entsprechen. Im 
Rahmen von Langzeituntersuchungen wurde gezeigt, dass die Bemessungsformel  
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(aus (BAW, 2004)) sichere und wirtschaftlich gute Bemessungsgrößen liefert. Neue Bemessungskonzep-
te sehen vor, die Bemessung der Steingröße auf der Grundlage gewichteter Ergebnisse unterschiedlicher 
Rechenvorschriften zu ermitteln, um damit für die Steinbemessung eine breitere Basis hinsichtlich der 
Vielzahl bekannter Ansätze zu erhalten. 
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Zur Bemessung von Ufersicherungen mit Steinschüttungen wurde mit den „Grundlagen zur Bemessung 
von Böschungs- und Sohlensicherung an Binnenwasserstraßen (GBB)“ 2004 (BAW, 2004) erstmals ein 
umfangreiches Regelwerk erstellt. Hierdurch wird insofern ein Qualitätssprung in der Planung von Deck-
werken erreicht, als dass mit den Bemessungsregeln die Deckwerke nicht nur aufgrund der bisherigen 
Erfahrungen mit den derzeit bekannten Belastungen, sondern darüber hinaus auch für prognostizierte 
leistungsfähige Schiffstypen sicher geplant werden können. Seit 2008 steht mit GBBSoft ein anwen-
dungsorientiertes Rechenprogramm zur Bemessung von Deckwerken nach dem GBB zur Verfügung. 
 
Aus dem GBB bzw. den Berechungsergebnissen von GBBSoft wurden Regelbauweisen abgeleitet, die 
i. w. an den Kanälen der Wasserstraßenklasse V gelten, aber ggf. auch auf andere Wasserstraßen über-
tragbar sind. Diese Regelbauweisen stellen den heutigen Stand der Technik für technische Ufersicherun-
gen an den modernen Wasserstraßen dar, der auch auf die zukünftig steigenden Belastungen ausgelegt 
ist. Die Regelbauweisen sind im „Merkblatt Anwendung von Regelbauweisen für Böschungs- und Soh-
lensicherungen an Binnenwasserstraßen MAR“ aus 2008 (BAW 2008) enthalten. Die Dimensionen der 
Standardbauweisen mit loser Steinschüttung für verschiedene Böden und Filterarten und Rohdichten der 
Wasserbausteine nach MAR zeigt Tabelle 1. 
 
Tabelle 1: Empfohlene Deckschichtdicken (lose Wasserbausteine) für Böschung und Sohle (BAW, 2008) 
Empfohlene Deckschichtdicken dD [m] 
bei Fußeinbindung (Einbindetiefe: 1,50 m) 
 
Böschung Sohle 
Geotextil  
nach MAG 
Kornfilter 
nach MAK 
Geotextil 
nach MAG 
Kornfilter nach 
MAK 
Roh-
dichte 
[kg/m3] 
WBSt- 
Klasse 
B1, B2, B5* B3 B4 alle Böden alle Böden alle Böden 
2300 LMB10/60 0,70 0,85 0,95 0,70 0,70 0,70 
2650 LMB5/40 0,60 0,70 0,80 0,60 0,60 0,60 
3000 LMB5/40 0,55 0,60 0,70 0,55 0,60 0,55 
3600 CP90/250 0,50 0,50 0,60 0,50 0,60 0,50 
*B5 einschließlich Weichdichtungen 
Umfangreiche Untersuchungen an bestehenden Deckwerken zeigen, dass der Unterhaltungsaufwand für 
Deckwerke mit ausreichend dimensionierten Deckschichten aus losen Wasserbausteinen bis zu 
0,05 €/m² im Jahr beträgt, auch bei bereits über 40 Jahre alten Deckwerken. Dieser Wert liegt in der Grö-
ßenordnung von 0,2 % der Herstellkosten und ist somit sehr niedrig. Als ausreichend kann eine Bemes-
sung für die Deckschichten angesehen werden, wenn sie die hydraulische Belastung bei 99 % der pas-
sierenden Schiffe abdeckt (Fleischer, Kayser, 2009). 
 
Zur Erhöhung der Stabilität der einzelnen Wasserbausteine können diese auch mit Vergussmörtel (früher 
teilweise Asphaltmastix, heutzutage Zementmörtel) teilweise vergossen werden. Mit vergossenen Was-
serbausteinen ist die erforderliche Konstruktionsshöhe der Deckschicht kleiner als bei losen Wasserbau-
steinen, da durch den Verguss ein flächiges Tragwerk entsteht, dass auftretende Hangabtriebskräfte im 
Gegensatz zur losen Deckschicht seitlich abträgt. Hinsichtlich der Verwendung in der freien Strecke sind 
teilvergossene und lose Deckschichten als technisch gleichwertig zu sehen. In Manövrierbereichen (z. B. 
Liegestellen, Schleuseneinfahrten) ist ggf. aufgrund des größeren hydraulischen Widerstandes eine teil-
vergossene Deckschicht häufig sinnvoller. 
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3.4 Ufersicherung mit Belägen 
Bei Bauweisen mit Belägen wird i. d. R. ein erosionsfester Belag auf einer Filter- bzw. Trennschicht an-
geordnet. Sie wurden überwiegend in den 60-er bis 80-er Jahren des letzten Jahrhunderts gebaut. Zur 
Anwendung kamen 
 
– Asphaltbauweisen als dichtes oder durchlässiges Deckwerk, 
– Betonbauweisen als dichtes Deckwerk und 
– Beläge mit Betonformsteinen als durchlässiges Deckwerk. 
 
Der Vorteil dieser Bauweisen war die industrielle Vorfertigung des Deckwerks bzw. seiner Komponenten, 
was eine hohe Materialqualität ermöglicht. Die Dimensionierung von Bauweisen mit Belägen erfolgt i. d. 
R. nach Erfahrungswerten, Bemessungsansätze gibt es nur vereinzelt. 
 
Asphaltbauweisen 
 
Die größte Anwendung fanden Asphaltbauweisen im Neubau von Kanälen, da hier mit dem maschinellen 
Einbau mittels Straßenfertiger große Tagesleistungen möglich waren. Überwiegend wurden dichte Belä-
ge aus Asphaltbeton in Schichtdicken zwischen 15 und 20 cm in Lagen von 6 bis 10 cm hergestellt. 
 
Im Dauerbetrieb zeigten sich in der Wasserstraße folgende Nachteile dieser Bauweise: 
 
– Durch das relativ geringe Gewicht ist das Deckwerk empfindlich gegenüber erdseitigem Wasser-
druck. 
– Eine Reparatur ist sehr aufwändig, unter Wasser kaum möglich. 
– Asphalt ist besonders bei niedrigen Temperaturen relativ hart. Durch eine gewisse Steifigkeit können 
Schadstellen unter dem Deckwerk überbrückt werden, bei Vergrößerung der Hohllage besteht die 
Gefahr eines plötzlichen unkontrollierten Einbruchs. 
– Asphalt kann in großen Flächen nur im Trockenen eingebaut werden. 
– Asphaltdichtungen bewachsen und durchwurzeln gut (s. Bild 7). Zwar zeigen Untersuchungen der 
BAW, dass die Dichtwirkung durch den Bewuchs zunächst nicht vollkommen verloren geht (Durch-
lässigkeitsbeiwert ca. k = 6·10-5 m/s), der Asphaltbeton sich jedoch mit zunehmender Durchwurze-
lung in Aggregate im cm-Bereich auflöst 
 
 
Bild 7: Bewuchs einer Asphaltdichtung 
Asphaltbauweisen finden bei neuen Baumaßnahmen im Verkehrswasserbau in Deutschland aus den 
o. g. Gründen so gut wie keine Verwendung mehr. 
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Betonbauweisen 
 
Bauweisen für Deckwerke mit Beton können sein 
 
– vollständig mit Mörtel vergossene Wasserbausteine (Vollverguss, Regelbauweise nach MAR) oder 
– Betonbeläge. 
 
Beide Bauweisen sind i. d. R. dicht. Aufgrund ihres geringen Eigengewichts sind sie jedoch anfällig gegen 
Wasserüberdruck z. B. bei hoch anstehendem Grundwasser. Betonbeläge sind sehr starr, so dass ggf. 
unter dem Belag auftretende Schäden erst spät entdeckt werden und daher zu einem schlagartigen Ver-
sagen führen können. Die Reparatur von Betonbelägen ist relativ aufwändig. 
 
Beläge mit Betonformsteinen 
 
Auch Beläge mit Betonformsteinen finden Verwendung in Wasserstraßen, häufig in Fließgewässern ober-
halb des Niedrig- oder Mittelwassers bei steilen Böschungsneigungen von bis zu 1:1. Der Belag besteht 
entweder aus einem Steinssatz („Pflasterung“) oder aus Steinen im Verbund. Früher wurde der Steinsatz 
als klassische Pflasterung mit Natursteinen ausgeführt. Heutzutage kommen aus Kostengründen und 
aufgrund des leichteren Einbaus fast ausschließlich Betonformsteine zur Anwendung. Der Zusammenhalt 
der Steine untereinander wird beim Steinsatz durch die Reibung in den Fugen erzeugt. Bei Bauweisen 
mit Steinen im Verbund entsteht der Verbund der Einzelsteine untereinander mittels Drähten oder beson-
derer Ausformungen an den Steinelementen (z. B. Nasen und Aussparungen). Die Beläge werden auf 
einem geotextilen oder Mineralkorn-Filter verlegt, so dass ein durchlässiges Deckwerk entsteht. 
 
Aufgrund des geringen Eigengewichts genügen die früher hergestellten Deckwerke mit Belägen aus Stei-
nen häufig nicht mehr den heutigen Anforderungen in den Großschifffahrtkanälen. Beläge mit Steinsatz 
oder Steinen im Verbund werden i. d. R. nach Erfahrungswerten dimensioniert, Bemessungsregeln für 
den Einsatz im Binnenbereich existieren nicht. 
 
3.5 Technisch-biologische Ufersicherungen 
Bei den bereits beschriebenen rein technischen Deckwerken können ökologische Aspekte nicht immer 
wie gewünscht berücksichtigt werden. Bei vielen Baumaßnahmen - insbesondere in Gebieten von hohem 
naturschutzfachlichem Rang - haben neben den technischen Anforderungen jedoch auch ökologische 
Gesichtspunkte einen zunehmend größeren Stellenwert. Das bedeutet, dass bei Unterhaltung, Aus- und 
Neubau von Wasserstraßen zunehmend auch technisch-biologische Ufersicherungsmethoden anzuwen-
den sind. Eine besondere Bedeutung werden technisch-biologische Ufersicherungen hinsichtlich der 
Realisierung von Maßnahmen zur Verbesserung von Gewässerstrukturen im Rahmen der Umsetzung 
der europäischen Wasserrahmenrichtlinie (EG-WRRL) erhalten. 
 
Es können herkömmliche, rein technisch geprägte Ufersicherungen durch technisch-biologische Metho-
den ergänzt oder sogar ersetzt werden. Beispiele für technisch-biologische Ufersicherungen sind Lah-
nungen, im Wasserwechselbereich begrünte KRT-Profile, begrünte Deckwerke oder rein vegetative Si-
cherungen. Eine systematische Verwendung technisch-biologischer Bauweisen gibt es derzeit noch nicht. 
In Einzelmaßnahmen konnten jedoch bereits Erfahrungen mit entsprechenden Bauweisen gesammelt 
werden. 
 
 
4 Weiterentwicklungen für den Entwurf von Ufersicherungen 
4.1 Weiterentwicklungen für Ufersicherung mit Steinschüttungen 
Mit den Regelwerken GBB (BAAW 2004) in Verbindung mit der Software GBBSoft und MAR (BAW 2008) 
ist eine gute Basis für die Dimensionierung von Ufersicherungen mit Steinschüttungen an Binnenwasser-
straßen vorhanden. Eine zukünftige Aufgabe wird es sein, die Bemessungsregeln weiter zu optimieren. 
Die Erfahrungen in der Bemessung von losen Steinschüttungen sind gezielt auszuwerten und zusammen 
mit den Erfahrungen aus dem Betrieb hergestellter Deckwerke systematisch auszuwerten. Entsprechen-
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de Untersuchungen laufen bereits in einem Forschungsvorhaben der Bundesanstalt für Wasserbau (Flei-
scher, Kayser, 2009). 
 
Der Fokus der Regelwerke lag zunächst auf der Anwendung in Kanälen, d. h. in Gewässern ohne natürli-
che Strömungsbelastung. Ein zunehmender Bedarf an der Dimensionierung sicherer und wirtschaftlicher 
Deckwerke ist an staugeregelten und frei fließenden Gewässern erkennbar. Entsprechende Anpassun-
gen wurden bereits in der Software GBBSoft implementiert und werden auch in der derzeitigen Überar-
beitung des GBB berücksichtigt. Wesentliche Punkte sind hier die Berücksichtigung unregelmäßiger Ge-
wässergeometrien, die Abbildung der Strömungsverhältnisse in den Fließgewässern und das Fahrverhal-
ten der Schiffe. Der Erfahrungsschatz in der Anwendung des GBB an Fleißgewässern ist noch relativ 
gering und ist daher zukünftig systematisch zu erweitern. Aus dieser Basis und mit Hilfe weiterer Naturun-
tersuchungen wie Schiffsbeobachtungen sowie Strömungs- und Wellenmessungen sind die Bemes-
sungsregeln technisch und wirtschaftlich für Fließgewässer zu optimieren. 
 
4.2 Weiterentwicklungen für Bauweisen mit Betonformsteinen 
Bauweisen mit Betonformsteinen werden wie bisher auch zukünftig überwiegend bei steilen Böschungen 
oberhalb des Niedrigwassers in Fließgewässern zur Anwendung kommen. Sie können auch als partielle 
Ergänzung zu natürlichen Bauweisen eingesetzt werden. Je nach geographischer Lage kann es auch 
sehr aufwändig sein, qualitätsgerechte Wasserbausteinen für den Bau und die Unterhaltung der Wasser-
straßen zur Verfügung zu stellen. Auch hier könnten Bauweisen mit Betonformsteinen eine Alternative 
darstellen. 
 
Für die wirtschaftliche Dimensionierung von Betonformsteinen ist es sinnvoll, Bemessungsregeln auf die 
hydraulische Belastung in Binnengewässern aufzustellen. Eine wesentliche, noch weitgehend unbekann-
te Größe ist hierbei der Ansatz es Verbundes der Steine untereinander („Interlocking“). Die internen Kräf-
te sorgen dafür, dass die einzelnen Steine des Deckwerks untereinander kraftschlüssig verbunden sind 
und somit als Flächentragwerk wesentlich stabiler sind als ein Einzelstein (s. Bild 8). Somit können die 
auf den Einzelstein sowohl durch den Absunk des Kanalwasserspiegels (dargestellt in Bild 8) als auch 
durch die anschließende Heckquerwelle induzierten Liftkräfte (FLift) über die Verbundkräfte (FInter) und das 
Eigengewicht (G) sicherer abgetragen werden. 
 
 
 
Bild 8: Stabilität des Einzelsteins im Verbund 
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4.3 Weiterentwicklungen für technisch-biologische Sicherungen 
Zu technisch-biologischen Ufersicherungen an Bundeswasserstraßen gibt es bisher nur wenig Erfah-
rungswerte und keine Bemessungsregeln. Systematische Untersuchungen zur hydraulischen Belastbar-
keit von technisch-biologischen Ufersicherungen bei Einwirkungen aus Schifffahrt werden seit 2004 von 
der Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) und der Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) durchgeführt. 
Es wird die Anwendbarkeit technisch-biologischer Ufersicherungen an Wasserstraßen unter technischen, 
ökologischen und naturschutzfachlichen Gesichtspunkten untersucht. Langfristiges Ziel ist es, den pla-
nenden Ingenieuren fundierte Grundlagen (Bemessungsregeln) und Empfehlungen zur Anwendung tech-
nisch-biologischer Ufersicherungen an Binnenwasserstraßen zur Verfügung zu stellen. 
 
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) hat bereits verschiedene Versuchsstrecken eingerichtet, 
an denen Vegetationskomponenten eingebaut und beobachtet werden. Die Erkenntnisse aus diesen 
Versuchsstrecken werden derzeit von der BAW und der BfG gebündelt ausgewertet. 
 
Die weiterführenden Untersuchungen basieren auf den Erfahrungen an der Wasserstraße, erfordern aber 
auch Modell- und Laborversuche zur Schaffung einer detaillierten wissenschaftlichen Grundlage für die 
Bemessung der technisch-biologischen Ufersicherungen. 
 
Für das Frühjahr 2010 ist die Einrichtung einer Versuchsstrecke am Rhein geplant, an der verschiedene 
technisch-biologische Bauweisen getestet werde sollen. 
 
Ergänzend dazu sind in der BAW Untersuchungen zur Verbesserung der Erosionsstabilität von Böschun-
gen mittels technisch-biologischer Maßnahmen angelaufen. In Modellversuchen (u. a. in einem Wellen-
becken und anderen 1:1 Modellen) und in Laborversuchen ist zu untersuchen, welchen Einfluss die Ve-
getation auf die hydraulischen Einwirkungen hat (z. B. Wellendämpfung, Reduktion der Strömungsge-
schwindigkeiten) und inwieweit Pflanzen und deren Wurzeln den Erosionswiderstand des Bodens erhö-
hen. 
 
4.4 Rückbau von Ufersicherungen 
Eine Variante der Umgestaltung von Ufern, die zukünftig sicherlich in erhöhtem Maß gefordert sein wird, 
ist der Rückbau von Böschungssicherungen. Das Ufer wird nach dem Rückbau der natürlichen Sukzessi-
on überlassen, wodurch sich die Böschungen deutlich abflachen und daher erhebliche Flächen im Hinter-
land beansprucht werden. 
 
Es gibt derzeit keine Prognoseverfahren für die Abflachung der Böschung unter schiffserzeugter hydrauli-
scher Belastung. Es besteht ein Zusammenhang zwischen den bodenmechanischen Eigenschaften des 
Bodens (Reibungswinkel ϕ, Rohdichte ρs, Kornverteilung mit 50-% Durchgang D50) sowie der hydrauli-
schen Belastung (Absunk und Sekundärwellen, Wellenhöhe HWelle bzw. Wellenlänge λ) und der sich na-
türlich einstellenden Böschungsneigung. In Analogie zu entsprechenden Ansätzen aus dem Küsten-
schutz wird für den Böschungswinkel des ungeschützten Ufers β von einem Zusammenhang der Form 
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ausgegangen. Untersuchungen zur Uferabflachung durch schiffserzeugte Wellen müssen die relevanten 
Kennwerte der Wellen berücksichtigen. Zu hinterfragen sind ebenso die bodenmechanischen Parameter 
hinsichtlich ihrer Bedeutung der Fragestellung, ggf. sind noch ergänzende charakteristische Bodenpara-
meter zu betrachten. Die für an die Verhältnisse von Binnenwasserstraßen angepassten Beiwerte (hier K 
und A benannt) sind empirisch zu ermitteln. 
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5 Zusammenfassung 
Wasserstraßen und ihre Ufersicherungen haben sich im Laufe der Zeit weiterentwickelt und werden dies 
auch zukünftig weiter tun. Als langlebig und wirtschaftlich haben sich Bauweisen mit Deckschichten aus 
losen Wasserbausteinen erwiesen und wurden daher auch als Standardbauweisen im MAR 2008 bestä-
tigt. Durch die Weiterentwicklung der Bemessungsansätze mit dem Fokus auf die Anwendung in Fließ-
gewässern kann die Anwendung von Bauweisen mit losen Steinschüttungen weiter optimiert werde. 
 
Weitere technische Bauweisen wie vergossene Wasserbausteine oder Deckschichten mit Steinsatz bzw. 
Steinen im Verbund werden auch zukünftig Anwendung finden, insbesondere unter hoher hydraulischer 
Belastung oder bei steilen Böschungsneigungen über 1:2. 
 
Zukunftsweisend für die Sicherung von Ufern sind gezielt eingesetzte naturnahe, technisch-biologische 
Bauweisen unter Verwendung eines möglichst hohen Anteils vegetativer Elemente. Hinsichtlich des kom-
plexen Zusammenhangs zwischen Vegetation, hydraulischer Belastung und Widerstandsfähigkeit des 
durchwurzelten Bodens besteht noch erheblicher Forschungsbedarf, um wissenschaftlich-technisch fun-
dierte Bemessungsregeln und die Anwendungsgrenzen der technisch-biologischen Bauweisen festlegen 
zu können. 
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Methoden der Baugrunddynamik im Wasserbau 
 
Dipl.-Phys. Rahula Zierach u. Dr.-Ing. Uwe Zerrenthin, Bundesanstalt für Wasserbau, Dienststelle Ilme-
nau Referat Baugrunddynamik 
 
 
1 Einführung 
Das Referat Baugrunddynamik befasst sich mit der Emission, der Ausbreitung und den Auswirkungen 
von Erschütterungen aus Baumaßnahmen und betrieblichen Vorgängen an und auf Wasserstraßen.  
Erschütterungen an Wasserstraßen entstehen z. B. beim Einbringen von Spundwänden, bei Lockerungs- 
und Abbruchsprengungen, bei Meißelarbeiten, bei der Oberflächen- und Tiefenverdichtung des Baugrun-
des, aus dem Schifffahrtsbetrieb durch den Antrieb, durch Schiffsstoß beim Anlegen und durch stationäre 
Anlagen wie Pumpen, Maschinen sowie durch Strömungsvorgänge z. B. in Schleusen. Eine wesentliche 
Aufgabe des Referats ist es, die möglichen Gefährdungen und unzulässige Belästigungen bei Bauvorha-
ben der WSV rechtzeitig zu erkennen und im Einzelfall geeignete Lösungen zur Schadensabwehr vorzu-
schlagen.  
 
Wird bei einem bestimmten Bauvorhaben ein größeres Maß an Sicherheit der Aussagen verlangt, bei 
dem auch die gegebenen Baugrund- und Gründungsverhältnisse voll einbezogen werden sollen, dann 
führt das Referat im Bedarfsfall eigene messtechnische Untersuchungen durch. Neben Erschütterungs-
messungen vor Ort zur Feststellung der gegebenen dynamischen Belastung werden refraktionsseismi-
sche Messungen zur Ermittlung dynamischer Baugrundkennwerte und der Bodenschichtung, dynamische 
Laborversuche zum Setzungsverhalten von Böden, dynamische Modellversuche (z. B. Schiffsstoß) und 
Feldversuche zur Simulation bestimmter Bauverfahren durchgeführt.  
 
Auf der Grundlage langjähriger Erfahrungen konnten kostengünstige Feldversuche und Auswertungsver-
fahren entwickelt werden, die aufwändige und teure Maßnahmen wie Proberammungen und Probespren-
gungen ersetzten können. Dazu gehören die Simulation von Schlagrammungen durch Fallversuche mit 
Fallmassen bis 2,5 t, die Simulation der Wirkung von Vibrationsrammungen mit einem mechanischen 
Unwuchtschwingungserreger bis 20 kN Fliehkraft (siehe Bild 1) und die Nutzung von Unterwasserver-
suchssprengungen zur Simulation der Erschütterungen bei Abbruchsprengungen von Bauwerken im 
Wasser.  
 
 
Bild 1:  Schwingungserreger und Fallapparatur zur Simulation von Bauerschütterungen 
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Diese Maßnahmen haben den Vorteil, dass sie keine genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen darstel-
len. Die in den Baugrund eingetragene Energie kann sehr gut dosiert werden, so dass schädliche Aus-
wirkungen dieser Untersuchungen durch Einsatz zunächst sehr kleiner Energien sicher ausgeschlossen 
werden können. 
  
Im Folgenden wird an Beispielen einiger jüngerer WSV-Aufträge die Abarbeitung von Aufgaben des Refe-
rates Baugrunddynamik dargestellt. 
 
 
2 Unterführung der Bahn unter der Havel-Oder-Wasserstraße bei Eberswalde 
Im Rahmen des Ersatzneubaues der HOW Kreuzungsanlage bei Eberswalde wurde ein Tunnelbauwerk 
zur Unterführung der Eisenbahn unter der Neue Fahrt der Havel-Oder-Wasserstraße errichtet. Der Tun-
nel besteht aus offenen Wannensegmenten und geschlossenen Tunnelsegmenten mit einer Breite von 
ca. 16 m.  
 
Nach Fertigstellung der Unterführung musste eine 441 m lange bauzeitliche Stahlspundwand im Nahbe-
reich des Tunnelbauwerkes zurückgebaut werden (Bild 2). Die Spundwand befand sich unmittelbar ne-
ben dem Tunnelbauwerk. Der seitliche Abstand zur Spundwand variierte zwischen 0 m und 2,85 m. Die 
8 m bis 13 m langen Bohlen der Spundwand banden bis zu 6,9 m unter der Bauwerkssohle in den Bau-
grund ein. Örtlich standen bis ca. 7 m unter der Sohle setzungsempfindliche Sande geringer bis mittlerer 
Festigkeit an. 
 
Bild 2:  Fertiggestellte Unterführung mit temporärer Spundwand 
 
Die Aufgabe des Referates BD bestand darin, die Auswirkungen des Ziehens der Spundwand mit einem 
Vibrationsbär abzuschätzen, d.h. in der Prognose der maximal zu erwartenden Bauwerkserschütterungen 
und der maximal zu erwartenden Bauwerksverschiebungen. 
 
Zum Ziehen wurde ein etwa baugleicher Vibrationsbär wie beim Einbau genutzt. Grundlage für die Prog-
nose der Bauwerkserschütterungen waren Freifeld-Schwingungsmessungen, die bereits beim Einbringen 
der Spundwand vom Referat BD durchgeführt wurden. Die daraus abgeschätzten größtmöglichen Bau-
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werkserschütterungen von vi ≈ 10 mm/s lagen bei maximal 25 % des Anhaltswertes der DIN 4150, so 
dass Schäden aus direkter Schwingungseinwirkung nicht zu erwarten waren. 
 
Wesentlich schwieriger war die quantitative Abschätzung der möglichen Setzungen. Aufgrund der zu 
erwartenden starken Baugrunderschütterungen, die mit dem Abstand schnell abnehmen, konnten Ver-
kippungen der Tunnelsegmente nicht ausgeschlossen werden. Praxistaugliche Prognoseverfahren zur 
quantitativen Abschätzung von Bauwerksverschiebungen im Nahbereich von Rammarbeiten liegen bis 
heute in der Literatur nicht vor. Nach den Informationen der DIN 4150-3, Anhang C wäre das Ziehen der 
Spundwand möglicherweise mit einem großen Schadenspotential für das Tunnelbauwerk verbunden, da 
die empfohlenen Sicherheitsabstände wesentlich unterschritten wurden. 
 
Auf der Grundlage von Schwingungs- und Setzungsmessungen an Erdbauwerken bei 10 Bauvorhaben 
der WSV in den Jahren von 1995 bis 2005 wurde ein empirisches Modell zur Prognose der Setzungen 
von locker bis mitteldicht gelagerten Sanden bei Vibrationsrammung von Spundwandelementen entwi-
ckelt. Dieses Modell wurde dann für die Prognose der Setzung von Flachgründungen im Nahbereich von 
Vibrationsrammungen erweitert. Maßgebende Eingangsgrößen sind die Schlagzahl der schweren 
Rammsonde, die Vertikalspannungsverteilung im setzungsempfindlichen Boden und die Größe der 
Schwingungseinwirkung (Schwinggeschwindigkeit, Zahl der Lastwechsel). Die Größen der eingeführten 
Modellparameter erwiesen sich für alle untersuchten Bauvorhaben als identisch (Bild 3). 
 
 
Bild 3:  Empirisches Modell für die Abschätzung von Baugrundsetzungen im Nahbereich einer linea-
ren Spundwandtrasse bei Vibrationsrammung (σs - Sohlspannung; σF – Spannungsanteil des 
Fundamentes, ti - mittlere Vibrierdauer je Bohle, f - Frequenz, NB - Anzahl Bohlen; v10,i,max, v0 
- Schwinggeschwindigkeiten; R, R0 - Abstände; ρ - Dichte; T1, T2 -  Lagegrenzen der set-
zungsempfindlichen Schicht; N10 – Schlagzahl der schweren Rammsonde; z – Tiefe ab 
GOK) 
 
Mit dem entwickelten empirischen Prognosemodell konnten die Baugrundverschiebungen unter den 
flachgegründeten Tunnelsegmenten auf der Grundlage der beim Einvibrieren der Spundwand gemesse-
nen Schwingungseinwirkung quantitativ abgeschätzt werden. Örtlich wurden Verschiebungen von 
s < 20 mm beim Ziehen der Spundwand prognostiziert, die nach Aussagen der Betreiber schadlos aufge-
nommen werden konnten. Der Auftraggeber entschied sich daraufhin zum Ziehen der Spundwand. 
 
Nachfolgende Bauwerksmessungen bestätigten die Prognosen. Nach Abschluss der Arbeiten lag die 
größte gemessene, durch das Ziehen der Spundwand hervorgerufene Setzung des Tunnels mit s = 8 mm 
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im erwarteten Bereich (Bild 4). Damit konnten 441 m Spundwand ohne Bauwerksschäden wieder gewon-
nen werden (die Stahlpreise lagen zur Bauzeit auf höchstem Niveau). 
 
 
Bild 4:  Setzungsmessungen nach Fertigstellung des Tunnels und nach dem Ziehen der temporären 
Spundwand 
 
 
3 Elbuferspundwand im Rothenseer Verbindungskanals (RVK) 
 
Im südlichen Abschnitt des Rothenseer Verbindungskanals (RVK) wurde zur dauerhaften Sicherung der 
durch den Schiffsverkehr stark beanspruchten Böschung eine ca. 450 m lange, verankerte Uferspund-
wand eingebracht. Im Nahbereich der geplanten Spundwand befinden sich zwei Windkraftanlagen und 
bei RVK-km 324,825 kreuzt der 1998 neu gebaute Elbedüker Nord die Spundwandtrasse. Das Referat 
Baugrunddynamik wurde vom WNA Magdeburg damit beauftragt, die Rammarbeiten zu überwachen. 
Schäden an den Bauwerken, auch schon kleinste Haarrisse, sollten ausgeschlossen werden können. Der 
630 m lange, begehbare Düker besteht aus Stahlbetonrohrelementen mit einem Innendurchmesser von 
2,6 m und einem Außendurchmesser von 3,16 m. Bei einer Begehung des Dükers vor Beginn der Bau-
maßnahmen zeigten sich an einigen Segmentfugen bereits kleine Undichtigkeiten mit geringem Wasser-
zutritt. 
 
Im Kreuzungsbereich zwischen Spundwandachse und Dükerachse waren kürzere Bohlen als im Regel-
bereich geplant, so dass zwischen Oberkante Düker und Unterkante Spundwand ein Abstand von ca. 
2 m eingehalten werden konnte (Bild 5). Bei Vibrationsrammung war eine Überschreitung der Anhaltswer-
te für die Erschütterungen aus der DIN 4150-3 (für erdverlegte Leitungen) nicht zu erwarten. Bei Schlag-
rammung konnte eine Überschreitung des Anhaltswertes prognostisch nicht ausgeschlossen werden. 
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Bild 5:  Spundwand im Kreuzungsbereich der Dükerachse 
Vor Beginn der Rammarbeiten wurde ein automatisches Messsystem für die Dauerüberwachung der 
Schwinggeschwindigkeit an je drei Messpunkten der Windkraftanlagen und an drei Rohrsegmenten im 
Düker unter der Rammachse sowie auf einem Träger des Rohrleitungssystems im Düker installiert. Das 
Einbringen der Stahlspundbohlen erfolgte bis oberhalb des Tonhorizontes bzw. bis ca. 4 m über Dükero-
berkante mit Hilfe einer leistungsstarken Hochfrequenz-Vibrationsramme. Auf Endtiefe wurden die Bohlen 
mit einer hydraulisch angetriebenen Schlagramme gebracht. Bei den Rammarbeiten im Nahbereich des 
Dükers (R ≤ 10 m) wurden die Erschütterungen der zwei nächstliegenden Tunnelsegmente mit einem 
zusätzlichen Messsystem gemessen und vor Ort sofort bewertet. Dieses Messsystem erlaubte eine Echt-
zeitdarstellung der Schwingungen auf einem Monitor, so dass bei zu großen Erschütterungen das Ram-
men sofort gestoppt werden konnte (Bild 6).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 6:  Mobiles Messsystem des Referates BD 
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Beim Vorbeirammen an den Windkraftanlagen wurde nur ein sehr geringer Teil (< 2%) der Bodenerschüt-
terungen auf die Fundamente übertragen. Die Erschütterungen aus den Rammarbeiten lagen unter 10 % 
der Eigenschwingungen der Windanlagen (z.B. durch Wind). Die Entwicklung der gemessenen Schwin-
gungen beim Überrammen des Dükers (Schlagrammung auf Endtiefe) ist im Bild 7 getrennt nach horizon-
talen (y) und vertikalen (z) Schwingungsanteilen dargestellt. 
 
Die Aufzeichnung des zeitlichen Verlaufes der Schwinggeschwindigkeit erlaubte auch durch Differentiati-
on bzw. Integration die Bestimmung von Beschleunigungswerten und Wegamplituden. Ein Vergleich der 
Wegamplituden zweier benachbarter Rohrsegmente in Fugennähe zeigte eine maximale Wegdifferenz 
von nur ∆s ≤ 5 µm. Insgesamt ergaben alle Messungen geringere Schwingungswerte, als die vorausge-
henden Prognosen vermuten ließen. Gründe dafür sind einerseits die Plastizität und Konsistenz des Sep-
tarientones, in dem der Düker und die Gründung der Windkraftanlagen einbinden und andererseits auch 
die relativ große Ausdehnung des Gründungskörpers der Windanlagen. Alle gemessenen Schwingungs-
werte blieben weit unter den vorgegebenen Anhaltswerten, so dass Schäden durch direkte Schwin-
gungseinwirkungen an den untersuchten Bauten mit hoher Sicherheit ausgeschlossen werden konnten. 
 
 
 
Bild 7:  Größtwerte der Schwinggeschwindigkeit je Bohle beim Überrammen des Dükers 
 
 
4 Fernüberwachung der Schwingungsausbreitung bei Baumaßnahmen 
Die Betreuung einer Vielzahl von Baumaßnahmen in der WSV hat dazu geführt, dass das Referat BD 
inzwischen über eine große Anzahl von Messeinrichtungen zur Dauerüberwachung von Baustellen ver-
fügt. Ausgehend von Untersuchungen mit der bereits oben genannten mobilen Messeinrichtung und den 
durchgeführten Feldversuchen zeigte sich in zunehmendem Umfang die Notwendigkeit, während des 
Bauablaufes die Einhaltung der vorgegebenen Anhalts- oder Grenzwerte für die zulässigen Erschütte-
rungen zu überwachen und (notfalls auch gerichtsverwertbar) aufzuzeichnen. Der Einsatz der in Bild 8 
dargestellten modularen Anlage ermöglicht den Einsatz von bis zu 16 Messstellen (für Erschütterungen 
oder auch Schall). Die Messstellen werden über Kabel oder Funkstrecken mit dem Grundgerät verbun-
den. Die Kommunikation mit der Anlage zur Datenfernabfrage und Parametrierung ist über das Festnetz 
oder GSM-Funkmodem möglich. Über einstellbare Alarmwerte ist eine Fernalarmierung über SMS und 
vor Ort eine Alarmierung über eine Rundumleuchte (oder weitere Alarmmittel) möglich. Neben der voll-
ständigen Dokumentation der während der Baumaßnahme aufgetretenen Erschütterungen liefern diese 
Messungen einen wertvollen Datenschatz für Prognosen an zukünftigen Baustellen der WSV. Als Bei-
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spiel für den Einsatz der beschriebenen Mess- und Überwachungstechnik kann hier der Abbruch eines 
baufälligen Gebäudes am Teltowkanal in Berlin angeführt werden. An dem in Bild 9 dargestellten Kreu-
zungspunkt von mehreren Verkehrswegen sollte am Südufer des Kanals eine Auflast zur Sicherung der 
Böschung vor dem Wohngebäude aufgebracht werden. In der Folge musste der Kanal zu diesem Zweck 
zeitweise gesperrt bzw. Einspurverkehr eingerichtet werden. Die bereits vorliegende schwere Schädigung 
des Bauwerkes ließ keine „normale“ Bewertung des Gebäudes in Bezug auf Anhaltswerte aus der DIN 
4150-3 zu. Für die Baumaßnahme wurde, unter anderem aus der bisher vorliegenden Verkehrsbelastung 
abgeleitet, ein Grenzwert von vi = 1mm/s für die zulässige Erschütterungsbelastung vorgegeben. 
 
 
Bild 8:  Automatisches Messsystem zur Erfassung der Schwinggeschwindigkeit mit Alarmsystem 
und Fernübertragung 
 
 
Bild 9:  Dauermessungen an einem einsturzgefährdeten Haus bei Ufersicherungsmaßnahmen 
 
Um die Einhaltung dieser Größe sicherzustellen, wurde bereit bei einem Wert von vi ≥ 0,5 mm/s eine 
Alarmierung der Baufirma vorgenommen. Die Graphik in Bild 9 zeigt, dass der vorgegebene Grenzwert 
bis auf einzelnes größeres Ereignis sicher eingehalten werden konnte. Der bei 50 % des Grenzwertes 
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angelegte Alarmwert führte zu einer deutlichen Sensibilisierung der Baufirma, die so ihre Arbeitsweise 
der besonderen Problematik anpassen konnte. 
 
 
5 Rammarbeiten am Landwehrkanal vor dem Bauhausarchiv Berlin 
 
Das folgende Beispiel für Rammarbeiten am Berliner Landwehrkanal zeigt die „besonderen Herauforde-
rungen“ von Bauarbeiten im innerstädtischen Bereich. Die Uferwand des Landwehrkanals gilt seit bereits 
ca. 20 Jahren als sanierungsbedürftig. Trotz vielfältiger Voruntersuchungen (auch seitens der BAW) gab 
es bis Anfang des Jahres kein schlüssiges Sanierungskonzept. Das WSA Berlin wurde in dieser Situation 
damit überrascht, dass ein großer Teil der Böschungen einschließlich der Uferbäume durch Unterspülun-
gen abrutschgefährdet ist. Eine geplante Fällaktion als Sicherungsmaßnahme führte zu massiven Bür-
gerprotesten und im weiteren zu einer innovativen Variante einer Baumsicherung wie im Bild 10 darge-
stellt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bild 10:  Baumsicherungen, Rammarbeiten am Landwehrkanal, Plakat 
 
Zum Rückbau dieser Sicherungen war an verschiedenen Stellen im Landwehrkanal die Einbringung einer 
Spundwand vor dem Fuß der als Schwergewichtsmauer ausgeführten Uferwand erforderlich. Diese sollte 
überwiegend durch Pressen eingebracht werden. Wegen hierbei auftretender technologischer Probleme 
wurde ein Nachrammen der Bohlen mit einer Schlagramme erforderlich. Hierbei traten nun erneut Prob-
leme durch den vehementen Widerstand vieler Anlieger auf.  
 
 
Bild 11:  Ausstellungsraum mit Vitrinen im Bauhausarchiv 
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Insbesondere die Leitung des Bauhausarchives meldete massive Bedenken wegen der Sicherheit der 
ausgestellten Kunst- und Kulturgegenstände an (Bild 11, Ausstellungsraum mit Keramiken). 
 
Im Abstand von minimal 10 m zu dem Gebäude musste hier die Spundwand eingebracht werden. Eine 
Vorhersage der für das Gebäude zu erwartenden Erschütterungen war hierbei kein Problem, sondern die 
Abschätzung der Auswirkungen auf die Ausstellungsgegenstände, denn an dieser Stelle hilft die 
DIN 4150-3 nicht weiter. Auch der letzte Ausweg für das Amt, dass bei einem eventuellen Schadensfall 
Schadenersatz geleistet würde, war hier nicht akzeptabel. Eine Lösung war hier nur in Zusammenarbeit 
mit den Betroffenen möglich. Hierfür wurde eine Proberammung anberaumt, bei der Teile der Ausstel-
lungsgegenstände abgebaut und neben den üblichen Gebäudemessungen auch an den Vitrinen gemes-
sen wurde. Gleichzeitig wurden die Innenräume durch Mitarbeiter überwacht. Nach der Auswertung der 
Messungen konnten erst die folgenden Gespräche und Erläuterungen die Leitung des Bauhausarchives 
davon überzeugen, einer Fortführung der Arbeiten zuzustimmen. Die Befürchtungen über Gefährdungen 
des Gebäudes konnten ausgeräumt werden. Als eine für beide Seiten vertretbare Lösung wurden die 
Rammarbeiten erst dann fortgeführt, nachdem (wegen bereits geplanter Umbauarbeiten im Museum) 
Teile der Ausstellungsgegenstände abgebaut und eingelagert wurden. Dieses Beispiel zeigt, dass man 
nicht immer auf rein technische Lösungen zurückgreifen kann, sondern dass daneben häufig das Herstel-
len einer Vertrauensbasis sowie die Zusammenarbeit und offene Kommunikation mit den Betroffenen vor 
Ort der Schlüssel zum Erfolg ist. 
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Warum brauchen wir Normen? 
 
Dr.-Ing. Bernd Schuppener 
Bundesanstalt für Wasserbau, Abteilung Geotechnik 
 
 
1 Einleitung 
In den letzten Jahren ist zum Teil sehr heftige und polemische Kritik an der deutschen Normung im Bau-
wesen laut geworden. Beschreibungen der Normen als „wissenschaftlich untermauerter Schwachsinn“ 
(Ibs, 2007) oder „viel Müll, zu viel leeres Stroh und zu viel Unverständliches“ (Eggert, 2006) waren die 
heftigsten Anwürfe. Insbesondere die Eurocodes standen im Mittelpunkt der Kritik mit Bezeichnungen wie 
„Eurocodes – riesige Deponien“ (Werner, 2004) und „ein Gespenst geht um in Europa, das Gespenst der 
Eurocodes“ (Eggert, 2006). Der Unmut über die Entwicklung der Normen im Bauwesen hat auch einige 
künstlerisch begabte Kollegen zu Karikaturen inspiriert (siehe Bild 1). Die Kritik ist in einigen Punkten 
durchaus berechtigt, etwa wenn sie beklagt, dass Normen in den letzten Jahren immer länger, immer 
unüberschaubarer, immer unverständlicher werden! Diese Kritik müssen wir Normenmacher ernst neh-
men und stärker als bisher bei unserer Arbeit berücksichtigen. 
 
 
 
Bild 1:  Karikaturen zur Normung (Stiglat, 1998) 
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Der Unmut über die Normung ist Anlass, die Bedeutung der Normung in diesem Beitrag ins Bewusstsein 
zu rufen und zu zeigen, dass Normen ein wesentlicher Bestandteil unserer Zivilisation sind. Vieles davon 
wird selbstverständlich sein, doch muss man sich Selbstverständlichkeiten immer mal wieder ins Be-
wusstsein rufen, um sich über Ziele und Prioritäten der eigenen Aktivitäten klar zu werden. 
 
 
2 Wie deutsche Normen entstehen 
Die griffigste Definition von Baunormen hat der ehemalige Präsident des Deutschen Instituts für Bautech-
nik, Bossenmayer, (Bossenmayer, 2000) gegeben:  
 
„Technische Normung ist ein … Prozess der Zusammenführung technischer Erkenntnisse über be-
stimmte Produkte und Verfahren zu Regeln,  
 
– die die betroffene Fachwelt als richtig erkannt hat und  
– die es daher erlauben, Bauwerke so zu entwerfen, zu bemessen, zu errichten und zu unterhalten, 
dass Gefahren für die öffentliche Sicherheit nicht entstehen.“  
 
Technisches Wissen unterliegt einem permanenten gesellschaftlichen, fachlichen und ökonomischen 
Wandel. Normung muss daher auch ein dynamischer Prozess sein, in dessen Verlauf die technischen 
Regeln den jeweils herrschenden Randbedingungen und Erfahrungen angepasst werden.  
In Deutschland ist die Normung eine Selbstverwaltungsaufgabe der Wirtschaft. Um diese Aufgabe wahr-
zunehmen, wurde der gemeinnützige Verein DIN Deutsches Institut für Normung e. V. gegründet. Der 
Zweck des Vereins ist in der Satzung (§ 1)  wie folgt beschrieben: "(2) Das DIN verfolgt … gemeinnützige 
Zwecke … indem es durch Gemeinschaftsarbeit der interessierten Kreise, zum Nutzen der Allgemeinheit 
Deutsche Normen … aufstellt, sie veröffentlicht und ihre Anwendung fördert." Die Normungsprozesse 
werden getragen vom Gedanken der "demokratischen Legitimation", die in der Satzung des DIN und der 
Norm DIN 820 – Teil 1 (1994) „Normungsarbeit, Grundsätze“ beschrieben werden. 
Normen werden initiiert durch die so genannten fachlich interessierten Kreise, die mit einem Antrag ein 
Normenkonzept vorstellen. Um sicherzustellen, dass der geplanten Norm auch ein entsprechender Be-
darf in der Praxis gegenüber steht, haben die Antragsteller dafür zu sorgen, dass auch eine Minimalfi-
nanzierung für die Bearbeitung zur Verfügung steht. Darüber hinaus muss der zuständige Fachbereich 
dem Normungsvorhaben zustimmen. 
 
Auch die Normungsarbeit selbst vollzieht sich unter Beteiligung aller fachlich interessierten Kreise. Dazu 
zählen vor allem die Wirtschaft, die Wissenschaft und die Verwaltung bei durchaus unterschiedlicher 
Interessenlage, um nur die wichtigsten zu nennen. Die Wirtschaft hat natürlich primär an Regelungen 
Interesse, die sich auf ihre Produkte und Verfahren beziehen und deren Akzeptanz bei den Kunden erhö-
hen, weil ein genormtes Verfahren natürlich Mindeststandards an Wirtschaftlichkeit und Sicherheit erfüllt. 
Die Wissenschaft wird in erster Linie auf die technische Richtigkeit einer Norm achten und die Verwaltung 
wird die rechtlichen Vorgaben prüfen und die Einführung von Mindeststandards im Auge haben. Neuer-
dings werden auch die Verbraucherverbände zu den interessierten Kreisen an der bautechnischen Nor-
mung gezählt.  
 
Die Erstellung von Normen vollzieht sich daher in einem Forum von Experten, die sich über unterschiedli-
che technische und wissenschaftliche Lösungskonzepte austauschen. Anders aber als bei wissenschaft-
lichen Kongressen ist dies kein unverbindlicher Austausch, sondern es steht der Zwang zum Erfolg da-
hinter, schriftlich niederzulegen, worin man übereinstimmt, aber auch möglicherweise, worin man sich 
noch unterscheidet. Dieses Forum ist demokratisch organisiert durch die Beteiligung der interessierten 
Kreise mit dem Ziel, eine abgesicherte technische Lösung zu formulieren und auch dazu die notwendige 
Akzeptanz zu erhalten. Dabei hat die Akzeptanz eine ganz besondere Bedeutung nicht nur in der Beteili-
gung aller interessierten und betroffenen Kreise, sondern auch in dem Einräumen von Vetorechten für 
Minderheiten und einem mehrstufigen Schlichtungsverfahren bei abweichenden Meinungen. 
 
Alle Normen sind spätestens alle 5 Jahre zu überprüfen. Normen sind also ein System, das sich selbst 
ständig überprüft, anpasst und in Frage stellt. Deshalb beanspruchen Normen auch nicht, die Wahrheit 
und die einzig richtige Lösung zu repräsentieren. Es ist daher nur konsequent, dass es keinen Zwang 
gibt, Normen anzuwenden (siehe dazu Musterbauordnung § 3 (3) (Bauministerkonferenz, 2002)). 
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3 Wie europäische Normen entstehen 
Die Europäische Kommission und alle Regierungen der EU betrachteten europäische Normen als einen 
wesentlichen Bestandteil für die Entwicklung eines gemeinsamen Marktes und sehen darin eine Möglich-
keit, technische Handelshemmnisse durch Normen abzubauen. Daher wird sich der schon in den letzten 
Jahren beobachtete Trend der Verlagerung der Normungsarbeit von der nationalen Ebene auf die euro-
päische Ebene fortsetzen.  
 
Europäische Normen werden entweder durch eine nationale Normungsorganisation initiiert oder, zur 
Konkretisierung von EU-Richtlinien, durch die Europäische Kommission mittels eines Normungsmanda-
tes in Auftrag gegeben. Wenn das vorgeschlagene Projekt thematisch Zustimmung findet, ausreichend 
viele nationale Normungsorganisationen zur Mitarbeit bereit sind und Mittel für die Sekretariatsführung 
zur Verfügung stehen, wird im Europäischen Komitee für Normung (CEN) unter der Federführung eines 
Technischen Komitees eine Arbeitsgruppe von Experten eingerichtet, die einen Entwurf für die Norm 
erstellt (siehe Bild 2). Die Arbeit der Arbeitsgruppe wird von einer der nationalen Normungsorganisatio-
nen unterstützt. Ziel ist, eine europäische Norm innerhalb von 3 Jahren zu erarbeiten. Die Normungsor-
ganisationen legen deshalb Zeitvorgaben für die einzelnen Erarbeitungsschritte fest. Werden diese bei 
bestimmten Schritten nicht eingehalten, kann eine Verlängerung beantragt werden. Andernfalls wird das 
Normungsprojekt gestrichen. 
 
Wenn sich ein Normenausschuss des DIN für eine aktive Mitarbeit an einem europäischen und/oder in-
ternationalen Normungsvorhaben entschieden hat, wird die fachliche Betreuung einem sog. Spiegelaus-
schuss zugewiesen (siehe Bild 2). Dieser hat eine deutsche Meinungsbildung durchzuführen und sie im 
europäischen und/oder internationalen Gremium zu vertreten. Dies kann durch schriftliche Kommentare, 
Entsendung von Delegationen und/oder Benennung von Experten geschehen. Im Falle der Entsendung 
von Delegationen und/oder Benennung von Experten wird der Spiegelausschuss Fachleute, vorzugswei-
se aus seinen eigenen Reihen, auswählen, die aufgrund ihres Fachwissens und ihrer sonstigen Fähigkei-
ten (z. B. Sprachen, Verhandlungsgeschick) in der Lage sind, die vom Spiegelausschuss festgelegten 
Ziele angemessen zu vertreten. Die Nationale Delegation zu einer internationalen oder europäischen 
Sitzung eines Technischen Komitees  oder Unterkomitees wird von der zuständigen Normungsorganisa-
tion offiziell angemeldet. Die Delegation hat den durch den Spiegelausschuss im Konsens erarbeiteten 
nationalen Standpunkt im Rahmen des Möglichen zu vertreten. Experten werden in persönlicher Fach-
kompetenz für die europäischen und internationalen Arbeitsgruppen benannt und nehmen bis zum Ab-
schluss der Arbeiten oder bis zum offiziellen Widerruf der Benennung an der Arbeit teil. Sie werden nicht 
als offizielle Repräsentanten ihres Landes, sondern als Fachleute mit entsprechend weiterem Verhand-
lungsspielraum in Fachfragen angesehen.  
 
Bild 2: Mitarbeit in europäischen und internationalen  Normungsgremien (© 2009 DIN e. V.) 
 
Über das Ergebnis der Normungsarbeit, den Schlussentwurf der Norm, wird am Ende in einer gewichte-
ten Länderabstimmung wie bei der Europäische Union abgestimmt. Für die Annahme einer europäischen 
Norm werden 71 % der gewichteten positiven Stimmen benötigt sowie zusätzlich die einfache Mehrheit 
der abstimmenden Länder. 
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4 Nutzen der Normen  
4.1 Nutzen für den Ingenieur 
Alle Normen beginnen mit einem Kapitel, in dem die verwendeten Begriffe definiert werden. Das scheint 
auf den ersten Blick unbedeutend zu sein, doch sind klare und eindeutige Begriffe Grundlage jeder 
Kommunikation. So werden unnötige und zeitraubende Missverständnisse vermieden, die in vielen Fällen 
darauf zurückzuführen sind, dass die Kontrahenten die gleichen Begriffe verwenden, aber jeder etwas 
anderes meint. Normen schaffen damit zunächst einmal die Grundlage für eine erfolgreiche Kommunika-
tion von Ingenieuren untereinander. 
 
Darüber hinaus definieren die Normen des Bauwesens vor allem aber die Sicherheit von Bauwerken. 
Dazu tragen die geotechnischen Normen in unterschiedlicher Weise bei. Normen für die Erkundung und 
Untersuchung des Baugrunds sollen gewährleisten, dass die wesentlichen Eigenschaften des Baugrunds 
und seines Aufbaus mit angemessenen Verfahren untersucht und richtig bewertet werden. Sie liefern die 
Eingangsgrößen für die Berechnungs- und Bemessungsnormen, mit denen die Standsicherheit und 
Gebrauchstauglichkeit nachwiesen wird. Die Normen zum rechnerischen Nachweis der Standsicherheit 
und Gebrauchstauglichkeit enthalten als einfachstes Hilfsmittel Checklisten, mit denen überprüft wird, ob 
alle Aspekte bei der Planung und beim Nachweis eines Entwurfs bedacht worden sind. In detaillierter 
Form beschreiben sie Verfahren, mit denen die Nachweise zu führen sind. Dazu gehören als wesentli-
cher Bestandteil die Randbedingungen und Voraussetzungen für die Verfahren sowie die Festlegungen 
zum erforderlichen Sicherheitsniveau z. B. durch die Definition von 
 
– Bemessungssituationen, 
– Teilsicherheitsbeiwerten und 
– Zuverlässigkeitsklassen. 
 
Diese Normen werden ergänzt durch die Herstellungsnormen für den Spezialtiefbau, die gewährleisten 
sollen, dass die rechnerisch geprüfte Planung auch mit der vorgesehenen Qualität in der Praxis umge-
setzt wird. Der Vollständigkeit halber muss noch auf die Normen hingewiesen werden, die regeln, wie die 
Sicherheit von geotechnischen Tragwerken wie z. B. bei Ankern und Pfählen mit Probebelastungen direkt 
nachgewiesen oder ergänzend durch Bauwerksmessungen absichert werden kann. Das Netz der geo-
technischen Normen ist also eine unentbehrliche fachliche Arbeitshilfe für den entwerfenden Ingenieur 
und die Baustelle, das dazu dient, möglicherweise schwerwiegende Fehler zu vermeiden. 
 
4.2 Nutzen für den Bauherrn 
Das Netz der Normen mit seinen detaillierten Beschreibungen von Verfahren und Regeln eignet sich 
darüber hinaus für einen Bauherrn als Bestandteil der Leistungsbeschreibung in einer Ausschreibung. Es 
muss nicht jedes Mal im Einzelnen formuliert und vereinbart werden, welche technischen Leistungen, wie 
und mit welchem Material erbracht werden müssen. Der Bezug auf Normen im Bauvertrag stellt für den 
Bauherrn sicher, dass das beauftragte Bauwerk standsicher, funktionsfähig und dauerhaft ist. Normen 
sind für den Bauherrn eine Gewähr für die Qualität, die er vom Bauunternehmer erwarten kann.  
 
Eine Leistungsbeschreibung, die auf Normen Bezug nimmt, ermöglicht damit auch einen Vergleich zwi-
schen technischen Leistungen. Wenn zwei Angebote z. B. für eine Stützwand die Anforderungen der 
Normen nach Standsicherheit und Funktionsfähigkeit erfüllen und damit technisch gleichwertig sind, so 
kann der Bauherr beruhigt den preiswerteren Anbieter beauftragen. Natürlich sind in der Praxis solch 
klare Fälle selten. Aber bei allen Schwierigkeiten bei der Beurteilung von Angeboten bleiben doch die in 
Normen definierten Anforderungen die wichtigsten Kriterien für die Beurteilung von Angeboten. 
 
Weil Normen indirekt auch Leistungsbeschreibungen sind, dienen sie in Streitfällen zwischen Vertrags-
parteien auch als Entscheidungshilfe zur Lösung von Konflikten. Der Bauherr kann mit dem Hinweis auf 
eine Norm eine aus seiner Sicht nicht erbrachte Leistung einfordern und umgekehrt kann sich das Bauun-
ternehmen gegen überzogene Forderungen des Bauherrn wehren. 
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Für den Bauherrn, der ja in der Regel über keine vertieften und detaillierten technischen Kenntnisse ver-
fügt, gewährleisten die Normen damit Funktionsfähigkeit, Sicherheit, Dauerhaftigkeit und damit die Quali-
tät der beauftragten Leistung. 
 
4.3 Nutzen für die Baufirmen 
Was für die Bauherren gilt, ist spiegelbildlich auch für die Baufirmen gültig. Der Verweis auf eine normge-
rechte Herstellung ist ein Qualitätsmerkmal, mit dem eine Baufirma erfolgreich bei einem potentiellen 
Bauherrn werben kann. Der Verweis auf Normen ist damit auch ein Wettbewerbsvorteil, den Baufirmen 
auch gezielt nutzen. Für die Baufirmen objektivieren die Normen den Wettbewerb der Baufirmen unter-
einander, weil mit Normen die Mindestanforderungen definiert werden, die alle Bewerber um einen Auf-
trag erfüllen müssen. Die Normen gewährleisten daher einen fairen und transparenten Wettbewerb. 
 
4.4 Nutzen für die Gesellschaft, für Deutschland und Europa 
Was wirtschaftlich für die einzelnen Baufirmen im Kleinen gilt, gilt in gleicher Weise für den Staat und die 
gesamte Gesellschaft. Es ist Aufgabe des Staates, für öffentliche Sicherheit und Ordnung zu sorgen. 
Normen gehören zu den wesentlichen Elementen, die sicherstellen sollen, dass Bauwerke so bemessen 
und errichtet werden können, dass Gefahren für die öffentliche Sicherheit nicht entstehen. Da es Bau-
normen gibt, muss der Staat die zur Gewährleistung der Sicherheit notwendigen Regeln nicht selbst auf-
stellen. Er kann auf die anerkannten Regeln der Technik zurückgreifen, die durch das Expertenwissen 
der interessierten Kreise in Form von Normen bereitgestellt werden. Die Normen entlasten daher den 
Staat.  
 
Zusammenfassend kann man feststellen:  
 
– Normen sorgen für einen klaren und objektiven Wettbewerb,  
– genormte Verfahren und Produkte schaffen Vertrauen und Sicherheit,  
– Normen sind ein Indikator für die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft und 
– verbessern damit die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Bauwirtschaft. 
– Sie fördern den Export nicht nur innerhalb, sondern auch außerhalb Europas.  
 
Dies gilt selbstverständlich auch für die nächste Stufe, für Europa (siehe Bild 3). Normen sind ein strate-
gisches Element für das wirtschaftliche und technische Zusammenwachsen der Mitgliedsländer der EU, 
denn Ziel des europäischen Normungsprogramms ist die Beseitigung technischer Handelshemmnisse 
und die Harmonisierung technischer Ausschreibungen. Erste Initiativen für die Aufstellung europäischer 
Normen im Bauwesen gingen 1974 von einer Reihe von Hochschullehrern und Vertretern der Bauindust-
rie aus. Diese Initiative wurde 1989 von der Europäischen Kommission aufgenommen, die ein Aktions-
programms zur Aufstellung von technischen Regeln für die Entwurfsplanung von Bauvorhaben entwickel-
te. In einer ersten Phase sollten diese Regeln als Alternative zu den bestehenden nationalen Normen der 
Mitgliedstaaten dienen und sie später dann ersetzen. 
 
Bild 3: Warum europäische Normen? (© 2009 DIN e. V.) 
 
Nutznießer von Normen sind also nicht nur die unmittelbaren Nutzer, die Ingenieure, die Bauherrn und 
die Baufirmen, sondern darüber hinaus der Staat, die gesamte Gesellschaft und Europa.  
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5 Impulse der europäischen Normung für die Geotechnik 
Der Widerstand gegen europäische Normen konzentrierte sich damals wie auch heute auf das Argument: 
„Die deutschen Normen sind weltweit anerkannt und führend, wozu brauchen wir europäische oder gar 
internationale Normen?“ Dies mag bereichsweise durchaus richtig sein. Aber politisch gesehen führt ein 
stures Festhalten an deutschen Normen langfristig in eine Sackgasse. Wer so denkt, übersieht nämlich, 
dass auch die deutsche Bauindustrie in den letzten Jahren ihre Gewinne vor allem im Ausland, d. h. im 
Export gemacht hat. Dieser Trend wird sich in Zukunft fortsetzen und verstärken. Im europäischen und 
erst recht im außereuropäischen Ausland gelten andere, meistens eigene nationale Regelungen. Diese in 
Europa und weltweit schrittweise zu vereinheitlichen, ist daher die beste Exportförderung. 
 
Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang die unterschiedliche Einstellung der im Spezialtiefbau enga-
gierten Firmen und der Erdbaufirmen. Die Firmen des Spezialtiefbaus sind stark exportorientiert, deshalb 
haben sie sich sehr früh unter Leitung von Herrn Dr. Stocker (Stocker, 1999) für eine europäische Nor-
mung der Herstellungsverfahren des Spezialtiefbaus engagiert. Deshalb ist die europäische Normung im 
Spezialtiefbau heute schon sehr weit fortgeschritten. Die Erdbaufirmen des Straßenbaus sind dagegen 
überwiegend in Deutschland tätig. Mit der bekannten Argumentation standen sie dem französischen Vor-
stoß für eine europäische Harmonisierung von Erdbaunormen zunächst ablehnend gegenüber. Nachdem 
sich aber in Europa doch eine große Mehrheit der französischen Initiative anschloss, hat man sich nun 
auch in Deutschland für eine aktive Mitarbeit im TC 396 „Erdbau“ entschlossen. 
 
Den Eurocodes verdanken wir, dass im gesamten Bauwesen und in ganz Europa in Zukunft die rechneri-
schen Nachweise zur Bemessung im gleichen Format durchgeführt werden. Beim Eurocode 7 „Entwurf, 
Berechnung und Bemessung in der Geotechnik – Teil 1: Allgemeine Regeln“ (EC 7-1) halten sich die 
damit für die deutschen Ingenieure verbundenen Umstellungen in Grenzen. Neu sind  
 
– das Konzept der Grenzzustände mit Teilsicherheitsbeiwerten, 
– die Kombinationsregeln für veränderliche Einwirkungen und 
– eine Reihe von mit dem Teilsicherheitskonzept verbundenen Begriffen. 
 
Um die deutschen Anwender frühzeitig an die Neuerungen der Eurocodes heranzuführen, wurden alle 
Bemessungsnormen im Bauwesen überarbeitet und dabei das Teilsicherheitskonzept eingeführt. Diese 
Normen liefen als „Teil 100“ der jeweiligen bestehenden Normen. Die entsprechende Vornorm der DIN 
1054-100 wurde im April 1996 veröffentlicht. Im Jahr 2003 erschien dann die endgültige DIN 1054, jetzt 
ohne Zusatz „Teil 100“, mit dem Titel: „Baugrund – Sicherheitsnachweise im Erd- und Grundbau“. Zu 
dieser Fassung gab es zahlreiche Korrekturen und Einsprüche, die 2005 zu einer überarbeiteten Fassung 
führten. Die Fachöffentlichkeit war damit schon sehr gut auf die ebenfalls 2005 erscheinende deutsche 
Ausgabe des EC 7-1 vorbereitet. 
 
Das Konzept der Grenzzustände ermöglicht eine einheitliche Systematik aller bei der Bemessung im 
Bauwesen zu untersuchenden Zustände. Für die Geotechnik sind das 
 
– der Grenzzustand der Tragfähigkeit (früher Bruchzustände) und 
– der Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit (Verformungen oder Setzungen). 
 
Diese Grenzzustände werden in Form einer Grenzzustandsgleichung mathematisch in einheitlicher Form 
beschrieben. Für den Grenzzustand der Tragfähigkeit muss nachgewiesen werden, dass der Bemes-
sungswert Ed der Beanspruchung (als Auswirkung der Einwirkungen) nicht größer ist als der Bemes-
sungswert Rd des Widerstands eines Bauteils bzw. des Baugrunds: 
 
  Ed  ≤  Rd          (1a) 
 
Entsprechend ist für den Grenzzustand der Gebrauchstauglichkeit zu zeigen, dass der Bemessungswert 
einer Verformung Ed (als Auswirkung der Einwirkung) nicht größer ist als der Bemessungswert des Krite-
riums Cd für die Gebrauchstauglichkeit: 
 
  Ed  ≤  Cd         (1b) 
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Dabei ergibt sich der Bemessungswert Ed einer Beanspruchung in der Geotechnik beim Nachweisverfah-
ren GEO-2 aus dem Produkt des charakteristischen Werts EK der Beanspruchung mit dem zugehörigen 
Teilsicherheitsbeiwert  γE, während sich der Bemessungswert Rd des Widerstands aus dem Quotienten 
des charakteristischen Werts Rk des Widerstand und dem Teilsicherheitsbeiwert γR für den Widerstand 
ergibt: 
 
  Ed = Ek ⋅ γE ≤ Rd = Rk / γR       (2) 
 
Die Beanspruchungen werden also um einen Faktor erhöht und die Widerstände um einen Faktor verrin-
gert und es wird zum Schluss geprüft, ob die Einwirkungen die Widerstände nicht übersteigen. Neu ist 
nur die formal andere mathematische Formulierung der Sicherheit, neu sind die Begriffe Grenzzustand, 
charakteristischer Wert und Bemessungswert. Die rechnerische Ermittlung der charakteristischen Werte 
der Beanspruchungen und der Widerstände des Baugrunds sind unverändert geblieben, dazu werden 
weiterhin die in den Berechnungsnormen beschriebenen Berechnungsverfahren verwendet. 
Zum Teilsicherheitskonzept gibt es eine große Zahl von Untersuchungen zur Festlegung der Zahlenwerte 
für die Teilsicherheitsbeiwerte. Entscheidend bei ihrer Festlegung für die Geotechnik war allerdings im-
mer ein Grundsatzbeschluss des Beirats des Normenausschusses Bauwesen, nur in begründeten Aus-
nahmefällen vom altbewährten Sicherheitsniveau abzuweichen. Praktisch bedeutete das, dass zur An-
wendung der Eurocodes in Deutschland die Nachweisverfahren und Teilsicherheitsbeiwerte so auszu-
wählen sind, dass eine Bemessung auf Grundlage des EC 7-1 etwa zu den gleichen Abmessungen führt 
wie eine Bemessung nach dem globalen Sicherheitskonzept mit den bisherigen Normen. 
Beim Teilsicherheitskonzept wird praktisch die alte globale Sicherheit η in zwei Teile gespalten: in einen 
Teilsicherheitsbeiwert γE für die Beanspruchungen und einen weiteren Teilsicherheitsbeiwert γR für die 
Widerstände. Dabei gilt: 
 
  η ≅  γE ⋅ γR         (3) 
 
In der Geotechnik wurden für die Einwirkungen ohne lange Diskussion die Teilsicherheitsbeiwerte des 
übrigen konstruktiven Ingenieurbaus übernommen, für den als Zahlenwerte für ständige Einwirkungen γG 
= 1,35 und für die veränderlichen Einwirkungen γQ = 1,50 festgelegt wurden. Mit einem gewichteten Mit-
telwert γE dieser beiden Teilsicherheitsbeiwerte und der globalen Sicherheit η wurden dann mit der Glei-
chung (3) die Teilsicherheitsbeiwerte γR für den Widerstand des Bodens für die verschiedenen geotechni-
schen Nachweise ermittelt:  
 
  γR = η / γE          (4) 
 
Bei der Ermittlung der Beanspruchungen von Fundamenten wurde in der Geotechnik vom konstruktiven 
Ingenieurbau ebenfalls die Kombinatorik bei mehr als einer veränderlichen Einwirkungen übernommen, 
um zu berücksichtigen, dass nie die maximale Schneelast, die maximale Windlast und die maximale Ver-
kehrslast als gleichzeitig wirkend angenommen werden. Dahinter steht die Absicht, dass die geotechni-
sche Bemessung der Geometrie eines Fundaments (z. B. durch einen Grundbruchnachweis) mit den 
gleichen Einwirkungen durchzuführen ist wie die Stahlbetonbemessung des Fundamentes. 
 
Dies sind in erster Linie formale Änderungen beim Sicherheitsnachweis. Alle erdstatischen Berechnungs-
verfahren zur Ermittlung der Einwirkungen aus dem Baugrund z. B. des Erddrucks oder zur Ermittlung 
des Baugrundwiderstands z. B. des Grundbruchwiderstands sind unverändert geblieben. Es werden die 
gleichen physikalischen Größen ermittelt wie bisher – nur erhalten sie jetzt das Adjektiv „charakteristisch“. 
Erst in der letzten Zeile des Nachweises bei der Überprüfung der Grenzzustandsgleichung (2) werden die 
charakteristischen Werte der Beanspruchungen und Widerstände mit den Teilsicherheitsbeiwerten be-
aufschlagt. Damit entsprechen die geotechnischen Nachweise nach den neuen Normen zu 95 % denen 
nach dem alten globalen Sicherheitskonzept. 
 
Ein Vorwurf gegenüber dem EC 7-1 geht dahin, dass er seinem Anspruch der europäischen Vereinheitli-
chung der Sicherheitsanforderungen in der Geotechnik nur sehr unvollkommen nachgekommen sei. Bei 
den Standsicherheitsnachweisen ständen nicht nur 3 Nachweisverfahren für die Mitgliedsländer zur Aus-
wahl, sondern die Mitgliedsländer hätten auch noch alle Freiheiten, die Zahlenwerte der Teilsicherheits-
beiwerten selbst festzulegen. Darüber hinaus würde bei den erdstatischen Berechnungsverfahren gar 
nicht erst der Versuch gemacht, bestimmte Verfahren verbindlich für alle Mitgliedsländer festzuschreiben. 
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Dies ist zweifellos ein schwerwiegender und ernstzunehmender Einwand. Zur fairen Beurteilung muss 
allerdings erwähnt werden, dass das Projekt eines geotechnischen Eurocodes zwischendurch auf der 
Kippe stand. Man konnte sich einfach nicht auf ein gemeinsames, einheitliches Verfahren zum Nachweis 
der Standsicherheit von geotechnischen Bauwerken einigen und nur durch die Öffnung auf 3 Nachweis-
verfahren ist ein Kompromiss gefunden worden, auf dessen Basis alle Mitgliedsländer weiter am EC 7-1 
mitgearbeitet haben. Der Nachteil der Offenheit der Eurocodes hat im Übrigen auch einen großen strate-
gischen Vorteil. Weltweit stehen sich das amerikanische Normensystem der ASTM und die Eurocodes 
als Konkurrenten gegenüber. Gerade wegen ihrer Offenheit und Flexibilität ist eine Übernahme der Euro-
codes für viele Länder attraktiv, weil es ihnen problemlos erlaubt, ihre eigenen Erfahrungen und Sicher-
heitsanforderungen in das System der Eurocodes zu integrieren. Zu einer positiven Bilanz kommt man 
daher, wenn man über die Grenzen Deutschlands hinaus schaut und sich vergegenwärtigt, welche An-
forderungen die Zukunft und die globalisierten Märkte für die Bauindustrie stellen. In 10 Jahren werden 
wir daher stolz und dankbar sein, dass wir in Europa die Eurocodes erarbeitet haben. 
 
Nachzutragen ist in diesem Zusammenhang, dass mit der Einführung des Teilsicherheitskonzepts der 
Eurocodes auch die deutschen Technischen Baubestimmungen und andere Regelwerke wesentlich ver-
einheitlicht wurden. So haben als Nebenprodukt andere deutsche Regelwerke des Bauwesens -  z. B. die 
EAU, die EAB und viele andere Merkblätter – jetzt sowohl ein einheitliches Nachweisformat als auch glei-
che Teilsicherheitsbeiwerte für die ständigen und die veränderlichen Einwirkungen bekommen, was alle 
Nutzer sicher begrüßen werden. 
 
 
6 Normen und technischer Fortschritt 
Ein Vorwurf, der immer wieder gegen Normen erhoben wird, lautet, dass die Normung Innovationen be-
hindert und den Ingenieur zu einem „technischen Juristen degradiert“ (Scheer, 2003). Innovationen und 
baurechtliche Regelungen sind kein Widerspruch. Es ist richtig, dass Normen nur allgemein gebräuchli-
che und in der Praxis bewährte Produkte und Verfahren regeln, die auch von der Wissenschaft als theo-
retisch richtig erkannt wurden, also Standardfälle beschreiben. Sie sind daher  insofern statisch, als sie 
immer nur einen bestimmten Stand der Technik regeln. Das Baurecht hat aber bewusst die Möglichkeit 
für Innovationen in allen Bundesländern geöffnet. Die Musterbauordnung (Bauministerkonferenz, 2002) 
enthält in § 3 die Regelung: „(3) … Von den Technischen Baubestimmungen kann abgewichen werden, 
wenn mit einer anderen Lösung in gleichem Maße die allgemeinen Anforderungen des Absatzes 1 erfüllt 
werden; § 17 Abs. 3 und § 21 bleiben unberührt.“ Der Absatz 1 des § 3 fordert: „Anlagen sind so anzu-
ordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, dass die öffentliche Sicherheit und Ordnung, ins-
besondere Leben, Gesundheit und die natürlichen Lebensgrundlagen, nicht gefährdet werden.“ Dies ist 
nun sicherlich eine Forderung, die auch Kritiker der Normung nicht in Frage stellen werden. 
  
Neue innovative Bauarten oder Bauprodukte, die von technischen Baubestimmungen wesentlich abwei-
chen oder für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, müssen sich daher einer Prü-
fung unterziehen und können nur angewendet werden, wenn sie 
  
– eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung (§ 18),  
– ein allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis (§ 19) oder  
– eine Zustimmung im Einzelfall (§ 20) 
 
erhalten. Zur Erteilung von Zulassungen sind daher Nachweise der Herstellung und Verwendung erfor-
derlich, die oft auf bestehenden Normen aufbauen. Sie behandeln aber Neues, dessen technische Be-
währung nach dem aktuellen Stand der technisch-wissenschaftlichen Erkenntnisse von Fachleuten für 
hinreichend wahrscheinlich gehalten wird, aber in der Praxis noch erbracht werden muss. Sie sind vor 
allem zur Markteinführung für hochwertige Produkte und Verfahren von besonderer Bedeutung. Zulas-
sungen sind daher pränormative Regelungen und Grundlage für eine Weiterentwicklung der Normen. 
Das Deutsche Institut für Bautechnik führt diese Prüfungen durch, erteilt diese Zulassungen und macht 
die behandelten Bauarten mit der Angabe der maßgebenden technischen Regeln in der Bauregelliste 
bekannt. 
 
Wie gut sich Normen und technische Entwicklungen in der Bautechnik ergänzen, zeigt Goffin (1984) ü-
berzeugend an gut dokumentierten Beispielen. 
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7 Die zukünftige Entwicklung der Normung 
Wesentliche neue fachliche Impulse für die Baunormung kommen heute von Europa und der Europäi-
schen Kommission. Bisher stand bei der Normung im Bauwesen die technische Sicherheit im Vorder-
grund, die mit den folgenden „wesentlichen Anforderungen“ der Europäischen Kommission an Bauwerke 
beschrieben werden: 
 
– mechanische Festigkeit und Standsicherheit, 
– Brandschutz,  
– Nutzungssicherheit, 
– Hygiene, Gesundheit und Umweltschutz sowie  
– Schallschutz.  
 
In den letzten Jahren sind zwei weitere wesentliche Anforderungen hinzugekommen: 
 
– Energieeinsparung und Wärmeschutz sowie 
– nachhaltige Nutzung der natürlichen Ressourcen, 
 
die auch von der Bundesregierung und allen politischen Parteien mit besonderem Nachdruck vertreten 
werden. Wenn man sich vergegenwärtigt, dass wir 40 % unserer Energie beim Bauen und Wohnen 
verbrauchen, wird die Bedeutung von Energieeffizienz und Nachhaltigkeit beim Bauen schlaglichtartig 
klar. Diese beiden Anforderungen müssen nicht nur in der Bauforschung und der Baupraxis berücksich-
tigt werden, von der Politik wird auch ihre Integration in der Normung gefordert. Unabdingbare Voraus-
setzung für eine Finanzierung der Weiterarbeit an den Eurocodes ist daher für die Europäische Kommis-
sion eine stärkere Berücksichtigung von Energieeffizienz und Nachhaltigkeit als wesentliche Anforderun-
gen in den Eurocodes.  
 
Viele Bauingenieure können mit dem Begriff „Nachhaltigkeit“ in ihrer fachlichen Arbeit wenig anfangen 
und halten ihn für ein mittlerweile abgegriffenes politisches Schlagwort. Diese Einstellung übersieht, dass 
für uns Ingenieure die Nachhaltigkeit als Wirtschaftlichkeit schon immer eine ganz zentrale Rolle gespielt 
hat. In der Normung war die Wirtschaftlichkeit dagegen kein Thema, weil sich die staatliche Bauaufsicht 
zu Recht nur für die Sicherheit von Bauwerken verantwortlich fühlt. Offensichtlich findet in der Normung 
nun ein Paradigmenwechsel statt: Thema der Normung ist nun nicht mehr nur die technische Sicherheit, 
sondern auch die Nachhaltigkeit des Bauens und des Bauwerks. 
 
Am Rande sei hier vermerkt, dass ein ähnlicher Paradigmenwechsel auch bei der WSV stattgefunden 
hat. Mit dem Erlass des BMVBS vom Februar 2009 zur wasserwirtschaftlichen Unterhaltung an Bundes-
wasserstraßen ist die WSV nun nicht mehr nur für die wasserbaulichen Fragen verantwortlich sondern 
auch für die Pflege und Entwicklung des Gewässers und damit für ökologische Zielstellungen. 
 
Es ist daher an der Zeit, dass wir als Bauingenieure unsere reservierte Haltung gegenüber der Forderung 
nach Nachhaltigkeit im Bauwesen überwinden und uns aktiv an der inhaltlichen Diskussion mit eigenen 
Ideen und Vorschlägen beteiligen. Die Bereitschaft dafür ist offensichtlich vorhanden. Dies zeigt eine 
Umfrage, die in diesem Jahr unter dem Motto „Forschung aktiv gestalten“ von der Arbeitsgruppe „Net-
works“ der German Construction Technology Platform unter Bauingenieuren durchgeführt wurde. Der 
Fragebogen hatte die Form einer Matrix und es wurde gefragt, welche Kombination von forschungspoliti-
schen und fachlichen Schwerpunkten als besonders wichtig und förderungswürdig für die Entwicklung 
des Bauwesens angesehen wird. Eine Auswertung zeigt Bild 4. Man erkennt, dass das Thema „Nachhal-
tigkeit“ – hier differenziert als sozial, ökologisch und ökonomische Nachhaltigkeit – von über 40 % der 
Befragten als das wichtigste forschungspolitische Thema angesehen wird.  
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Bild 4:  Auswertung nach forschungspolitischen Schwerpunkten 
 
Tatsächlich gibt es eine große Zahl von innovativen geotechnischen Fragestellungen, die im Themen-
kreis  „Nachhaltigkeit“ einzuordnen sind. Dazu gehören z. B. Geothermie, die mit Energiepfählen genutzt 
werden kann, aber auch alternative Ufersicherungen zur Sicherung von Böschungen an Wasserstraßen 
durch Pflanzen. Das  gemeinsam mit der BfG bearbeitete FuE-Projekt „Alternative technisch-biologische 
Ufersicherungen“ entspricht idealtypisch den zwei ersten Zielen des Normungspolitischen Konzepts der 
Bundesregierung: 
 
– „Die Bundesregierung unterstützt … Normung und Standardisierung zur Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands … und setzt sich dafür ein, dass die Normung die Nachhaltigkeitszie-
le der Bundesregierung unterstützt. 
– Die Bundesregierung nutzt Normung und Standardisierung zur Unterstützung, Umsetzung und 
Verbreitung von Innovationen und Forschungsergebnissen.“ 
 
Ziel dieses FuE-Vorhabens ist es, der WSV ein Merkblatt für technisch-biologische Ufersicherungen zur 
Verfügung zu stellen (http://www.baw.de/ufersicherung/index.php). 
 
Als Bauingenieure wissen wir, dass zwischen der Wirtschaftlichkeit und der Sicherheit ein enger und kon-
fliktreicher Zusammenhang besteht: Wenn man das Sicherheitsniveau senkt, steigt die Wirtschaftlichkeit 
und umgekehrt sinkt die Wirtschaftlichkeit, wenn das Sicherheitsniveau angehoben wird. Ein Beitrag zur 
Nachhaltigkeit könnte also auch in der Reduzierung des Sicherheitsniveaus liegen – ein Gedanke, der 
sicher spontan zu Recht auf Ablehnung stößt. Geotechniker haben nach den Schadensfällen in Köln und 
Nachterstedt eigentlich keinen Grund, über eine Absenkung des Sicherheitsniveaus nachzudenken. 
Trotzdem muss sich die Geotechnik intensiver mit dem Sicherheitsniveau beschäftigen, denn das, was 
man als Sicherheitsniveau bezeichnet, bemisst sich bei geotechnischen Bauwerken ja nicht nur nach der 
zahlenmäßigen Größe der rechnerischen Standsicherheit. Auf diese Tatsache weist der EC 7-1 gleich 
einleitend im Kapitel 2.4 „Geotechnische Bemessung auf Grund von Berechnungen“ hin: 
 
(2) Es sollte berücksichtigt werden, dass die Kenntnis der Baugrundverhältnisse vom Umfang 
und von der Güte der Baugrunduntersuchungen abhängt. Deren Kenntnis und die Überwachung 
der Bauarbeiten sind im Allgemeinen wichtiger für die Einhaltung der grundsätzlichen Anforde-
rungen als die Genauigkeit der Rechenmodelle und Teilsicherheitsbeiwerte. 
 
Die wichtigsten Komponenten der Sicherheit in der Geotechnik sind:  
 
– ausreichende Kenntnisse über den Baugrundaufbau und seine bodenmechanischen Eigenschaf-
ten,  
– eine Planung mit fachlich qualifiziertem Personal, 
– ein realistisches Berechnungsmodell,  
– ausreichende rechnerische Sicherheit und 
– ausreichende Qualitätssicherung auf der Baustelle. 
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Die meisten Geotechniker werden aus ihrer Erfahrung der These zustimmen, dass geotechnische Scha-
densfälle in der Regel nicht auf mangelhafte Rechenmodelle oder zu kleine rechnerische Sicherheiten 
zurückzuführen sind, sondern 
  
– in unzureichenden Baugrunderkundungen,  
– im schlichten Übersehen von Grenzzuständen oder  
– mangelhafter Qualitätssicherung bei den Bauarbeiten  
 
begründet sind. Dies gilt insbesondere für Schadensfälle an Dämmen, wie schon Peck (Peck, 1980) und 
Hager (Hager, 1982) deutlich zeigten. Solche Schadensfälle kann man durch eine Erhöhung der rechne-
rischen Sicherheit nur begrenzt verhindern. Diese Strategie ist wenig zielführend und erst recht nicht wirt-
schaftlich und damit auch nicht nachhaltig. Der Verfasser vertritt daher die These, dass man das Sicher-
heitsniveau von geotechnischen Bauwerken erheblich steigern könnte, wenn man mehr Wert auf den 
Umfang und die Qualität der Baugrundaufschlüsse sowie auf die Qualitätssicherung bei der Herstellung 
der Bauwerke legen würde. Dann wäre es auch durchaus möglich, die rechnerische Sicherheit herabzu-
setzen und damit wirtschaftlicher und nachhaltiger zu bauen. Hier besteht ein sehr dringender For-
schungsbedarf. Schwerpunkt dieser Untersuchungen sollten nicht nur die geotechnischen Ursachen der 
Schadensfälle sein, sie sollten vor allem der Frage nachgehen, welche der wesentlichen Sicherheits-
Komponenten bei den Schadensfällen vernachlässigt wurden. 
 
Wenn diese These richtig ist, muss man sich fragen, ob die Forderung nach Energieeffizienz und Nach-
haltigkeit nicht auch eine Neuausrichtung in der Baunormung und in der bauaufsichtlichen Einführung von 
Normen zur Folge haben muss.  Zunächst einmal ist weiterhin mit Nachdruck zu fordern, dass die DIN 
4020:2003-9 „Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke“ bauaufsichtlich eingeführt wird, 
um den Mindestanforderungen an Baugrunduntersuchungen als sicherheitsrelevanter Planungsgrundlage 
Nachdruck zu verleihen (siehe Schuppener und Ruppert, 2007). Eine bauaufsichtlich eingeführte Norm 
unterscheidet sich von den sonstigen Normen dadurch, dass ihre Einhaltung im Baugenehmigungsver-
fahren vom Prüfstatiker oder der Bauaufsicht zu überprüfen ist. Damit wird baurechtlich die Anwendung 
des „Vier-Augen-Prinzips“ sichergestellt. Beim Baugrund besteht hier eine Sicherheitslücke, als Art und 
Umfang sowie die Bewertung der Baugrunduntersuchungen nicht überprüft werden und Baugrundunter-
suchungen deshalb in der Praxis oft genug entsprechend unzureichend oder schlampig durchgeführt 
werden. Der Bauherr wurde von der Bauaufsicht der Länder mit dem Baugrundrisiko allein gelassen! Zu 
fordern ist, dass der Prüfer eines Bauvorhabens nicht nur die rechnerischen Nachweise der Standsicher-
heit und Gebrauchstauglichkeit prüft, sondern auch in die Pflicht genommen wird zu prüfen, ob die An-
nahmen zum Baugrund umfassend und hinreichend belegt sind. Wenn er dazu nicht die notwendige fach-
liche Kompetenz besitzt, muss er sich geotechnischen Sachverstand von außen holen. Dazu sieht das 
Baurecht die Einschaltung eines geotechnischen Sachverständigen vor. 
 
Was die Qualitätssicherung auf der Baustelle angeht, hat man sich bei der Normung bislang auf den 
Standpunkt gestellt, dass man die Qualifikation und die Fachkenntnisse desjenigen, der eine Norm erfolg-
reich und richtig anwenden soll, nicht normen kann und will. Von dieser Regel gibt es einige Ausnahmen, 
z. B. in der Geotechnik bei den geotechnischen Probenentnahmeverfahren und Grundwassermessungen. 
So legt der Teil 2 der CEN ISO/TS 22475-2:2006 Qualifikationskriterien für Unternehmen und Personal 
fest (CEN, 2006). Dies darf keine Ausnahme bleiben. Schadensfälle zeigen, dass z. B. für den Einbau 
eines mineralischen Filters eine mindestens ebenso strenge und gewissenhafte Qualitätssicherung auf 
der Baustelle erforderlich ist, wie für den Beton und die Bewehrung einer Brücke. Eine solche Qualitätssi-
cherung kann aber nur dann gewährleistet werden, wenn die Qualifikationskriterien für Unternehmen und 
Personal z. B. in Normen formuliert sind, vertraglich verpflichtend festgelegt  und geprüft werden. 
 
In diesem Zusammenhang ist noch auf den politischen Aspekt der Qualitätssicherung hinzuweisen. Seit 
mehr als 10 Jahren wird in Bund, Ländern und Gemeinden das Personal in den bautechnischen Verwal-
tungen Schritt für Schritt reduziert und die Planungs- und Überwachungsleistungen in großem Umfang 
privatisiert. Was das im Detail bedeutet, will ich hier nicht im Einzelnen schildern. Im Ergebnis ist aller-
dings festzuhalten, dass der Staat damit als Auftraggeber zwangsläufig an technischer Fachkompetenz 
und vor allem an Erfahrung verliert, ohne die eine technische sachgemäße Planung, Ausschreibung, 
Vergabe und Qualitätssicherung nicht möglich ist. Hier ist es uns Ingenieuren nicht gelungen, der Politik 
deutlich zu machen, dass sich ein Personalabbau in der bautechnischen Verwaltung vielleicht betriebs-
wirtschaftlich rechnet, volkswirtschaftlich jedoch teuer ist. Für die Folgekosten des Schadensfalls in Köln 
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hätte sich die Stadt über viele Jahre eine U-Bahn-Abteilung in einem technischen Rathaus leisten kön-
nen. Dass sich die Spitzen der bautechnischen Verwaltungen gegen diesen Personalabbau wehren, ver-
steht sich von selbst, wirkungsvoller wäre es, wenn sie dabei von der Bauindustrie unterstützt würden.  
 
 
8 Verbesserungspotential 
Ich glaube, es ist deutlich geworden, dass der Verfasser ein engagierter Befürworter der Normung ist, der 
deshalb einige der eingangs vorgetragenen Kritikpunkte durchaus ernst nimmt. Dazu gehört die Klage 
über den großen Umfang einzelner Normen, die durch unnötige Erläuterungen und Anmerkungen aufge-
bläht werden. Dieses Problem ist auch im Beirat des Normenausschusses Bauwesen (NABau) wiederholt 
diskutiert worden und man hat eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die ein Konzept erarbeiten soll, wie eine 
Straffung von Normen auf das Wesentliche erreicht werden kann.  
 
Ein wesentlicher Grund für das Ausufern des Inhalts von Normen ist dadurch begründet, dass die eigent-
lichen Anwender der Normen in den Ausschüssen in der Regel nicht ausreichend vertreten sind. Vertreter 
von Ingenieurbüros und Firmen müssen sich wesentlich genauer überlegen, ob sie unentgeltliche, ehren-
amtliche Arbeit in einem Normenausschuss übernehmen können. Anderenfalls sind sie weiterhin unter-
repräsentiert und es dominieren Vertreter der Hochschulen und Behörden, die eher einen Hang zur Voll-
ständigkeit haben. Insofern möchte ich an die Ingenieurbüros und Baufirmen appellieren, ihre Repräsen-
tanz in den Normenausschüssen zu verstärken und dort für pragmatische 80-%-Lösungen zu kämpfen.  
Ein wesentlicher Grund für den großen Umfang der Eurocodes ist darin begründet, dass ihre erste Fas-
sung immer noch stark einer Sammlung von Regelungen aus allen Mitgliedsländern ähnelt.  Die Überar-
beitung der Eurocodes in 5 Jahren muss daher unter dem Auftrag erfolgen, die Norm kürzer und präg-
nanter zu machen und auf die normativen Regelungen zu reduzieren. 
 
Natürlich ist ein Teil des großen Umfangs der Normen auch dem Umstand geschuldet, dass es zum Teil 
noch nationale und zusätzlich schon europäische Normen gibt. Diese Überlappung irritiert den Anwender, 
da ihm oft der Überblick fehlt, welche Norm denn gültig ist. Dies wird mit der beabsichtigten bauaufsichtli-
chen Einführung der Eurocodes im  Jahr 2010 sicher einfacher werden, trotzdem werden sich alle euro-
päischen Ingenieure daran gewöhnen müssen, dass es in Zukunft nationale und europäische Normen 
gibt. Dies gilt besonders für die Geotechnik, weil der Eurocode 7 wesentlich stärker als die anderen Euro-
codes eine Grundnorm ist, die für die praktische Anwendung durch nationale Regelungen ergänzt werden 
muss. Deshalb wird es auch weiterhin eine DIN 1054 geben mit dem Titel „Baugrund – Sicherheitsnach-
weise im Erd und Grundbau – Ergänzende Regelungen zu DIN EN 1997-1“ (DIN EN 1997-1 ist der Euro-
code 7-1). In einem so genannten Normenhandbuch werden der EC 7-1 und die DIN 1054 zusammenge-
führt. Grundlage der textlichen Zusammenfassung ist der EC 7-1, in den die ergänzenden deutschen 
Regelungen der DIN 1054 hinter den entsprechenden Textstellen eingefügt wurden. Durch entsprechen-
de Kennzeichnungen wird dabei deutlich, welche Regelung aus welcher Norm stammt. Solche Normen-
handbücher soll es auch für die anderen Fachbereiche des Bauingenieurwesens geben. 
 
 
9 Die Normungsarbeit des Fachbereichs Geotechnik der BAW  
Der Fachbereich Geotechnik der BAW ist in allen Ausschüssen des DIN, der DGGT, der HTG und des 
DVWK vertreten, die sich mit geotechnischen Fragestellungen beschäftigen. Es sind insgesamt 25 Aus-
schüsse. Hinzu kommen die Arbeitgruppen für den Standardleistungskatalog, den PIANC und das CEN. 
Der Schwerpunkt der Normungsarbeit liegt allerdings in der Bearbeitung der geotechnischen Merkblätter 
für die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung.  
 
Der Anteil der Arbeit in Arbeitsgruppen und Ausschüssen am gesamten Personalaufwand der Abteilung 
Geotechnik betrug im Jahr 2008 etwa 5 %. Natürlich muss das Ergebnis der Ausschussarbeit den An-
wendern vermittelt werden, deshalb gehört auch die Schulung in der Anwendung von Normen und Merk-
blättern zur Normungsarbeit. Damit kommt man auf einen Aufwand von insgesamt 10 % für die Nor-
mungsarbeit. Gemessen an der Zahl der bearbeiteten und in den letzten Jahren herausgegebenen Re-
gelwerken und ihrer Bedeutung für die tägliche praktische Arbeit der BAW und der WSV ist dieser Anteil 
klein.  
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10 Zusammenfassung und Schluss 
Normen sind eine Zusammenführung von Erkenntnissen über bestimmte Produkte und Verfahren zu 
anerkannten technischen Regeln, die in einem demokratischen Prozess unter Beteilung der interessier-
ten Kreise erarbeitet und weiter entwickelt werden. Der Nutzen der Normen ist vielfältig:  
 
– Sie definieren technische Begriffe und Verfahren und liefern damit eine Basis für die Kommunikati-
on über technische Sachverhalte. 
– Sie enthalten Checklisten, mit denen überprüft werden kann, ob alle Aspekte bei der Planung und 
dem Nachweis eines Entwurfs bedacht wurden und 
– sie definieren direkt oder indirekt die Sicherheit und Gebrauchstauglichkeit von Bauwerken und be-
schreiben Verfahren, wie die Sicherheit und Gebrauchstauglichkeit nachgewiesen werden kann. 
– Mit diesen Eigenschaften sind sie Bestandteil von Leistungsbeschreibungen von Bauverträgen. 
 
Daraus ergibt sich ein volkswirtschaftlicher und politischer Nutzen für Deutschland und Europa, indem sie 
  
– für einen klaren und objektiven Wettbewerb sorgen, 
– Vertrauen und Sicherheit schaffen,  
– durch Erteilung von Zulassungen die Einführung von Innovationen ermöglichen und so  
– die Wettbewerbsfähigkeit der Bauwirtschaft verbessern. 
– Damit wird das wirtschaftliche und technische sowie das politische Zusammenwachsen Europas 
gefördert und die Stellung Europas in der Weltwirtschaft gestärkt.  
 
In Zukunft wird sich die Normungsarbeit weiter auf die europäische Ebene verlagern. Dabei werden als 
strategische und politische Ziele die Energieeffizienz und die Nachhaltigkeit stark an Bedeutung gewin-
nen. Dazu kann auch die Geotechnik in Forschung und Normung einen wichtigen Beitrag leisten. Durch 
Verbesserung der Baugrunduntersuchungen und der Qualitätssicherung bei der Bauausführung kann das 
Sicherheitsniveau in der Geotechnik deutlich erhöht werden. Damit wird bei den rechnerisch erforderli-
chen Sicherheiten ein Spielraum für eine wirtschaftlichere und damit nachhaltigere Bemessung von geo-
technischen Bauwerken geschaffen.  
 
Für unsere Gesellschaft ist die Sicherheit und zuverlässige Nutzung der öffentlichen und privaten Bauten 
sowie der Verkehrswege und Verkehrsmittel so selbstverständlich, dass ihr kaum bewusst ist, dass diese 
Sicherheit auf der Einhaltung eines umfangreichen und permanent vertieften und optimierten Normen-
werks beruht. Unsere Normen sind daher ein konstituierender und unverzichtbarer Bestandteil unserer 
modernen Zivilisation. Darauf können Ingenieure zu Recht sehr stolz sein. Dies sollte der Beitrag ins Be-
wusstsein rufen, auch um Motivation und Engagement für die Weiterentwicklung der Normen zu wecken. 
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Geotechnische Spezialaufgaben bei der Gründung von Offshore-Anlagen 
Was ist bekannt? Wo ist wissenschaftliches Neuland? 
 
Referent: Prof. Dr.-Ing. Thomas Richter, GuD Consult GmbH 
 
 
1 Zur Problemstellung 
Auf der Suche nach neuen Energiequellen zur Versorgung unserer zivilisierten Welt ist in den letzten 
Jahrzehnten immer wieder auch wissenschaftliches Neuland im Bereich der Geotechnik beschritten wor-
den. Anlass für die Suche waren dabei unter anderem politische bzw. militärische Wirren, wie die Kriege 
im Nahen Osten, oder aber wie in neuester Zeit die Erkenntnis, dass der Vorrat an fossilen Energieträ-
gern endlich ist. 
 
In diesem Zusammenhang ist dann auch der Bereich der Nordsee in die Energiesuche einbezogen wor-
den. Infolge der ersten Ölkrise 1972/ 73 als Folge des Jom-Kippur-Krieges wurde die Suche nach dem 
Energieträger Erdöl in der Nordsee in erheblichem Maße verstärkt und es wurden dort Anlagen errichtet, 
die eine ganz neue und erhebliche geotechnische Herausforderung bedeutet haben. 
Zur Erschließung der Bohrfelder mussten weit vor den Küsten in Wassertiefen von bis zu 70 m Bohrplatt-
formen und größere Strukturen errichtet werden, wie z.B. die Anlagen im Ekofisk-Ölfeld. Die Veröffentli-
chungen zu diesem Ölfeld spiegeln den Forschungsstand der damaligen Zeit wieder. 
 
Bild 1: Ekofisk-Tank (Foto aus SAGEX Petroleum AS) 
 
Bild 1 zeigt eine Luftaufnahme des Ekofisk-Öltankes. Dieses Bauwerk mit einem Durchmesser von 90 m 
und einer Gesamthöhe von ebenfalls 90 m wurde im Trockendock gefertigt und mittels einer Flachgrün-
dung auf dem Seeboden abgesetzt. 
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Die Gründungen der Bohrplattformen wurden überwiegend in Form von Pfahlgründungen ausgeführt, die 
in einzelnen Fällen als Bohrpfähle bis in eine Tiefe von 100 m herabgeführt worden (siehe Bild 2). Für 
größere Strukturen, wie z.B. den Tanks, wurden Flachgründungen ausgeführt. 
 
Bild 2: Typische Pfahlkonstruktionen im Ekofisk-Feld (Bjerrum 1973) 
 
Herausragend waren die mit der Errichtung dieser Bauwerke verbundenen geotechnischen Fragestellun-
gen nicht allein aufgrund der Größe der baulichen Anlage und der Unwirtlichkeit ihres Errichtungsortes, 
sondern insbesondere auf Grund der großen, insbesondere durch Wellengang hervorgerufenen Belas-
tungen. 
 
In jüngerer Zeit hat die Suche nach alternativen Energien, insbesondere auch im Bereich der Windener-
gie, erhebliches Forschungs- und bzw. Entwicklungspotential freigesetzt. Es ist in diesem Zusammen-
hang wiederum die Nordsee, als ein durch den Wind begünstigtes Gebiet, in den Focus geraten, um hier 
im großen Stil Windenergieparks zu errichten (siehe Bild 3). 
 
 
Bild 3:  Blick auf einen Offshore-Windpark (Foto aus Ankündigung European-North American-
Dialog) 
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Die mit der Errichtung dieser Anlagen weit vor den Küsten verbundenen Probleme zeigen sich dabei ähn-
lich denen, die sich 30 Jahre zuvor bei der Errichtung der Erdölförderanlagen ergeben haben.  
 
Bild 4 zeigt skizzenhaft die derzeit verfolgten Gründungsvarianten für Windkraftenergieanlagen in Was-
sertiefen bis 40 m vor den Nordseeküsten Deutschlands aber auch in anderen Teilen Europas. Auch hier 
wiederum kommen Flachgründungen in Form von großflächigen Schwergewichtsfundamenten und alter-
nativ Pfahlgründungen in Form eines großen Einzelpfahls (Monopfahl) bzw. kleinerer Pfähle von Tripod- 
und Jacket-Gründungen zum Einsatz. 
 
Bild 4: Gründungsprinzipien Offshore-Windenergieanlagen (Althaus 2009) 
 
Die Beanspruchung dieser Strukturen ist ebenfalls geprägt durch den hohen Lastanteil resultierend aus 
der Wellenbelastung und zu einem nicht unerheblichen Teil durch Belastungen aus Wind und Betrieb. 
 
Im Unterschied zu den Konstruktionen aus der Erdölförderung sind bei den Windkraftanlagen in der Re-
gel relativ geringe Vertikalbelastungen verbunden mit großen Horizontalbelastungen, was zu einem er-
heblich stärkeren Wechsellastverhalten im Gründungsbereich führt. 
 
Nachfolgend soll ein kurzer Abriss gegeben werden, in welcher Art theoretische Überlegungen, Laborver-
suche und Prognoseberechnungen in „Alter Zeit“ durchgeführt wurden, und was sich davon als hilfreiche 
Unterstützung für die Bearbeitung in unseren Tagen erweisen kann. 
 
 
2  Zum bodenmechanischen Verhalten 
Wie eingangs beschrieben, ist die Beanspruchung von Offshore-Anlagen, insbesondere der von Wind-
energieanlagen, geprägt durch große, ständig in ihrer Richtung wechselnde Belastungen. Dieses hat zur 
Folge, dass neben den klassischen Standsicherheitsbetrachtungen unter statischer Belastung der Effekt 
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dieser wechselnden, d.h. zyklischen Belastungen auf das Verformungs- und Festigkeitsverhalten des 
Baugrundes untersucht werden muss. 
Im Bild 5 ist in einem Scherversuch, d.h. in einem Versuch, in dem die Materialprobe wechselnden 
Schubspannungen bei konstanter Normalspannungsbelastung ausgesetzt wird, das Verformungsverhal-
ten abhängig von der Lastspielzahl in Form der Verringerung der Porenzahl e dargestellt. 
 
Bild 5: Verdichtungsgeschichte – zyklisch belasteter trockener Sand (Youd 1972) 
 
Der bei trockenen Verhältnissen durchgeführte Versuch zeigt, dass die Probe, auch wenn sie im Aus-
gangszustand schon eine dichte Lagerung aufweist, sich durch die zyklische Beanspruchung weiter ver-
dichtet. 
Wird dieser Versuch an einer wassergesättigten Probe durchgeführt und wird die Entwässerung der Pro-
be verhindert, so führt der Verdichtungswunsch der Probe zu einem Aufbau des Porenwasserdrucks und 
dann, wie im Bild 6 ersichtlich, zu einem Abbau der effektiven Spannungen – nach längerer Belastung 
verbunden mit einem Versagen der Probe. 
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Bild 6: Spannungspfad – zyklisch belasteter undrainierter Sand (Tatsuoka 1972) 
 
Relevant sind diese Effekte zum einen im Gründungsbereich einer Flachgründung (siehe Bild 7), bei der 
entlang einer gedachten Gleitfuge, in der aufgrund der Durchlässigkeit des Bodens die Entwässerung 
behindert ist, sich die Scherfestigkeit abbaut und daraus folgend dann die Grundbruchsicherheiten bis hin 
zu einem möglichen Versagen reduziert werden kann. 
 
Bild 7: Vereinfachte Beanspruchungsgeschichte unter einer Flachgründung (Andersen 1988) 
 
Zum anderen ergibt sich mit der langsam eintretenden Konsolidierung (Entwässerung) aufgrund der im 
Bild 5 dargestellten Verdichtung des Baugrundes eine Verformung, d.h. Setzung des Bauwerkes.  
 
Weiterhin zeigen sich, wie im Falle von Pfahlgründungen im Bild 8 dargestellt, resultierend aus verschie-
denen zyklischen Belastungszuständen Verformungseffekte. Im Teilbild a) zeigt sich bei Wechselbelas-
tung eine zyklische Entfestigung. Ursache hierfür ist, dass im dargestellten Fall die untersuchte Probe der 
zyklischen Belastung im undrainierten Zustand ausgesetzt ist, so dass durch den Probenwasseranstieg 
und die daraus folgende Reduktion der effektiven Spannungen, sich der Schubmodul des Bodens verrin-
gert, was sich in einem Abkippen der Hysteresisschleife ausdrückt. Gleichzeitig verbunden ist dieses mit 
einer Vergrößerung der Dämpfung. 
 
Im Falle von Schwellbelastungen zeigt sich wie im Teilbild b) ein zyklisches Kriechen dieser bindingen 
Probe unter nicht drainierten Verhältnissen. 
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Bild 8: Spannungsdehnungsverhalten wassergesättigter Tone unter zyklischer Belastung (Andersen 
1992) 
 
 
3  Zur labormäßigen Erfassung der zyklischen Effekte 
Das im Vorkapitel beschriebene prinzipielle Stoffverhalten von Böden unter zyklischer Belastung war 
schon seit einigen Jahrzehnten intensiver Forschungsgegenstand bei der Untersuchung der Erdbebenan-
fälligkeit von Erdstrukturen und Gründungen. Vorreiter waren hier Untersuchungen, die in den USA z.B. 
in Berkeley und auch in Japan durchgeführt wurden. 
 
Bei den Laborversuchen wurden dabei unterschieden in Versuche an trockenem Probenmaterial und in 
solche im gesättigten Zustand ohne Entwässerung. 
Bezogen auf trockenen Sand zeigt Bild 9 typische Versuchsergebnisse, bei denen die Verdichtung in 
ihrer Abhängigkeit vom zyklischen Schubverzerrungsniveau, der Lagerungsdichte und dann jeweils der 
Zyklenzahl (hier ein Ergebnis für 10 Belastungszyklen) dargestellt ist. 
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Bild 9: Einfluss der Dichte auf das zyklische Verdichtungsverhalten von trockenem Sand (Silver  
Seed 1971) 
 
Im Falle der wassergesättigten Probe im undrainierten Zustand zeigt Bild 10 den typischen Lauf eines 
kraftgesteuerten Versuches, bei dem mit der Zyklenzahl der Porenwasserdruck ansteigt und ab einem 
gewissen Zeitpunkt dann nach vorherigem Anwachsen der zyklischen Scherdehnung ein Probenversa-
gen auftritt. 
Bild 10: Kraftgesteuerter zyklischer Scherversuch an wassergesättigtem Sand – undrainiert (Bjerrum 
1973) 
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Umfangreiche Versuche diesbezüglich wurden auch am NGI (Norwegien Geotechnical Institute) durchge-
führt. Im Bild 11 sind die Versuche von Andersen und Moussa für dichtgelagerte Böden aus einem Auf-
satz von Bjerrum (1973) dargestellt. Gezeigt wird der mittlere Porenwasserdruckanstieg bezogen auf das 
effektive Anfangsnormalspannungsniveau je Zyklus in Abhängigkeit vom Schubspannungsniveau. 
 
Bild 11: Porenwasserdruckabhängigkeit zyklisch belasteter dichter wassergesättigter Sande (Bjerrum 
1973)  
 
Beachtenswert und von wesentlicher Bedeutung für alle weiteren Betrachtungen ist der dargestellte er-
hebliche Unterschied einer Probe ohne im Vergleich zu einer Probe mit zyklischer Vorbelastung. 
 
Es zeigt sich, dass letztere um den Faktor 20 bis 50 widerstandsfähiger gegen zyklische Scherbeanspru-
chungen ist. Dies führt dazu, dass dem Aspekt der Belastungsgeschichte des Bodens, insbesondere aber 
auch dem Aspekt einer geeigneten Probenaufbereitung, intensive Beachtung geschenkt werden muss. 
 
So ist aus dem Bild 12 ersichtlich, welch starken Einfluss die Art der Probenverdichtung besitzt. Darge-
stellt ist hier die Abhängigkeit zwischen aufgebrachter Scherbeanspruchung und Anzahl der Belastungs-
zyklen, die notwendig sind, eine undrainierte Probe zu verflüssigen. 
 
Bild 12: Einfluss der Probenpräparation (Schuppener 1977) 
 
Auch die Art des eingesetzten Versuchsgerätes hat nicht unerheblichen Einfluss auf das zu erhaltende 
Laborergebnis. So unterscheiden sich bekanntermaßen Triaxial- und Einfachscherversuche dadurch, 
dass bei letzteren eine Drehung der Hauptachsen stattfindet, bei ersteren jedoch nicht (siehe Bild 13). 
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Bild 13: Verflüssigungsverhalten im Vergleich Einfachschergerät/ Triax (Finn u.a. 1971) 
 
Auch an der Bundesanstalt für Wasserbau (Außenstelle Küste) wurden in den 70er Jahren umfangreiche 
Laborversuche zur Erfassung des zyklischen Stoffverhaltens von Boden durchgeführt. So wurde z.B. von 
Schuppener 1977 gezeigt, dass, wie im Bild 14 dargestellt, das Überkonsolidierungsverhältnis ebenfalls 
eine entscheidende Rolle spielt. In einer anderen Arbeit (siehe Bild 15) wurde auch gezeigt, dass für ver-
gleichbare Böden abhängig von dem die Versuche durchführenden Institut nicht unerhebliche Differenzen 
im Ergebnis – hier der Zunahme des bezogenen Porenwasserdrucks – festgestellt werden konnten. 
 
Bild 14: Einfluss der Überkonsolidierung auf die Porenwasserdruckentwicklung bei zyklischer Belas-
tung (Schuppener 1977) 
 
Bild 15: Vergleich Porenwasserdruckentwicklung zyklischer belasteter Proben BAW und NGI 
(Schuppener 1980) 
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Ein weiterer wichtiger Aspekt, der zur damaligen Zeit erkannt wurde, ist der Einfluss des Laborgerätes 
selbst auf die Porenwasserdruckentwicklung. Die Bilder 16 und 17 zeigen die Folgen aus dem Effekt der 
Membraneindringung, festgestellt in den Versuchen der BAW. Das Bild 18 zeigt vergleichbare Ergebnis-
se, veröffentlicht von Martin u.a. im Jahre 1978. 
 
 
Bild 16: Effekt der Membraneindringung (Schuppener 1977) 
 
Bild 17: Effekt der Membraneindringung auf die Porenwasserdruckentwicklung (Kieckbusch 1976) 
Bild 18: Einfluss der Membraneindringung auf das Verdichtungsverhalten zyklisch belasteter Böden 
(Martin u.a. 1978) 
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Zusammenfassend ist erkennbar, dass bei der Verwendung von Laborversuchsergebnissen Wert auf 
möglichst repräsentative Probenaufbereitung und saubere Randbedingungen gelegt werden muss. Eine 
einfache und unreflektierte Übernahme alter, sowie die Verwendung neuer Laborunterlagen kann zu 
drastischen Fehleinschätzungen führen. Hervorzuheben ist die Bedeutung der Struktur des In-Situ-
Materials auf das zyklische Verhalten und daraus die Schwierigkeit, eine adäquate Abbildung im Labor zu 
finden. 
 
Wie auch in anderen Bereichen der Geotechnik sind deshalb größermaßstäbliche In-Situ-Versuche zur 
zielgerichteten Dimensionierung unabdingbar. 
 
 
4  Zu den Prognoseverfahren 
4.1  Zur Belastung 
Bei dem Versuch, unter Verwendung von Laborversuchsergebnissen und Einsatz entsprechender Re-
chenmodelle eine Prognose des realen Strukturverhaltens ableiten zu können, tauchte schon in den 60er 
Jahren für den Lastfall Erdbeben die Fragestellung nach einer äquivalenten Belastung auf, wie dement-
sprechend die Abfolge der Lastaufbringung das Materialverhalten beeinflusst. 
 
Im Erdbebeningenieurwesen hat sich hierbei durchgesetzt und durch Nachrechung realer Schadensfälle 
als hinreichend genau erwiesen, dass die Überführung eines stochastischen Erdbebensignals in äquiva-
lente Belastungszyklen ein zuverlässiges Hilfsmittel ist. Dazu sind u. a. Arbeiten von Seed u. a. (1975) 
veröffentlicht. 
 
Zur Beantwortung der Frage, inwieweit es bei Sturmereignissen von Bedeutung ist, die Abfolge der Be-
lastungsintensitäten entsprechend abzubilden, gibt es Untersuchungen, die aufzeigen, dass zumindest 
für ein zusammenhängendes Ereignis die Belastungsabfolge nicht von maßgebender Bedeutung ist. 
 
Die im Bild 19 für synthetische Erdbebenzeitverläufe (aus Rechenergebnissen) unter Verwendung von 
Laborversuchsspuren im Jahr 1975 und im Bild 20 für synthetische Wechsellastfolgen dargestellten Be-
rechnungs- und Versuchsergebnisse aus dem Jahr 2005 belegen dieses. 
 
Bild 19: Einfluss stochastischer Belastungsfunktionen auf die Porenwasserdruckentwicklung (Martin 
u. a. 1975) 
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Bild 20: Einfluss der Belastungsgeschichte auf die Verformungsakkumulation (Wichtmann u. a. 2005) 
 
Überraschend ist dieses Ergebnis insofern, als dass die zuvor im Kapitel 3 geschilderte starke Struktur-
abhängigkeit der Sensitivität gegen zyklische Belastung augenscheinlich innerhalb eines Ereignisses 
nicht gleichermaßen durchschlagend ist, sondern hier der Miner-Regel entsprechend lediglich der Ge-
samtenergieeintrag bestimmend ist. 
 
4.2  Zu den Pfahlgründungen 
Bei der Bemessung der Pfähle ist, soweit es sich um Monopiles handelt, vornehmlich das zyklische hori-
zontale Tragverhalten und soweit es sich um Tripod- oder Jacket-Gründungen handelt, das zyklische 
Vertikaltragverhalten von Bedeutung. Die diesbezüglich in der Vergangenheit für die Offshore-Strukturen 
durchgeführten Untersuchungen beschränken sich dabei vornehmlich auf das Vertikaltragverhalten, da 
zu der damaligen Zeit Monopilegründungen in den erforderlichen Formaten nicht ausführbar waren. 
 
Exemplarisch ist im Bild 21 die Systemantwort eines zyklisch vertikal belasteten Pfahles von Pou-
los (1981) dargestellt. Erkennbar ist, dass ab einer zyklischen Belastungsintensität von 50 % der stati-
schen Grenztragfähigkeit ein mehr oder weniger plötzliches Pfahlversagen auftritt. Dieses und andere 
Ergebnisse haben dazu geführt, dass Belastungsbereiche – abhängig von der theoretisch angenomme-
nen Art der Entfestigung der Mantelreibung – ermittelt wurden, die ein Pfahlversagen befürchten lassen, 
so z.B. von Poulos (1989) dargestellt im Bild 22. 
 
Bild 21: Tragverhalten eines Pfahles unter zyklisch vertikaler Belastung (Poulos 1981) 
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Bild 22: Einfluss der Mantelreibungsabnahme zyklisch vertikal belasteter Pfähle auf die Grenzragfä-
higkeit (Poulus 1989) 
 
In jüngerer Zeit wurden hierzu weitere Untersuchungen, so z.B. von Schwarz (2008) sowohl theoretisch 
als auch experimentell sowie unter Zugrundelegung auch der Versuche des NGI von Mittag und Rich-
ter (2005) durchgeführt, die von letzteren zu einem Bemessungsvorschlag zusammengefasst wurden 
(siehe Bild 23). 
Bild 23: Grenztragfähigkeitsdiagramm für zyklisch vertikal belastete Pfähle (Schwarz 2008) 
 
Diese Betrachtungen zielen dabei sowohl für die Tragfähigkeit als auch für die Gebrauchstauglichkeit 
darauf ab, einen verträglichen Beanspruchungsbereich zu definieren, ohne jedoch in der Lage zu sein, 
damit Verformungen direkt prognostizieren zu können. 
 
Aktuelle sowohl theoretische (siehe Bild 24 von Grabe (2004) und Bild 25 von Achmus (2008)) als auch 
experimentelle Untersuchungen (siehe Bild 26) zeigen, dass auch für zyklische Horizontalbelastungen 
plastische, d.h. bleibende Verformungen abhängig von der Belastungsintensität und den Entwässerungs-
verhältnissen von Relevanz sind.  
 
Für den Nachweis von Offshore-Strukturen im Hinblick auf deren Gebrauchstauglichkeit ist mithin die 
Ermittlung solcher bleibender, horizontaler und vertikaler Verformungen aus zyklischer Belastung von 
großer Bedeutung. 
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Bild 24: Berechnung der Porenwasserdruckentwicklung horizontal belasteter Pfähle abhängig von 
Belastung und Durchlässigkeit (Grabe u.a. 2004) 
 
Bild 25: Berechnung des Verformungsverhaltens zyklisch horizontal belasteter Pfähle (Achmus 
2008) 
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Bild 26: Experimentelles Verformungsverhalten eines zyklisch horizontal belasteten Pfahls (durchge-
führt am Fachgebiet für Grundbau und Bodenmechanik der TU Berlin) 
 
 
4.3  Zu den Flachgründungen 
Im Falle von großflächigen Flachgründungen im Offshore-Bereich können zur Prognose der Standsicher-
heit dieser Gründungen Laborversuche an undrainierten Proben nicht ohne weiteres verwendet werden, 
da sich während der Sturmbelastung der sich im Gründungshorizont entwickelnde Porenwasserüber-
druck abhängig von der Durchlässigkeit des anstehenden Bodens mehr oder minder stark abbauen wird.  
 
Für diese Konstruktionen wurden in den 70er Jahren unterschiedliche theoretische Überlegungen ange-
stellt. 
 
Die BAW Hamburg (Schuppener 1980) beschritt dabei zur Lösung dieses Problems den Weg, teilweise 
drainierte Laborversuche durchzuführen und diese dann mit Blick auf zu erwartende Standsicherheitsbe-
einträchtigungen auszuwerten. Im Bild 27 ist für den Ekofisk-Tank das Ergebnis einer solchen labormäßi-
gen Untersuchung dargestellt, das dann von Schuppener – hier dargestellt im Bild 28 – verwendet wurde, 
Gefährdungen durch den Porenwasserdruckanstieg zu identifizieren. 
Bild 27: Porenwasserdruckentwicklung bei  teilweiser Entwässerung - Simulation für den Ekofisk-
Tank (Schuppener 1980) 
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Bild 28: Diagramm zur überschlägigen Beurteilung einer Porenwasserdruckgefährdung von Flach-
gründungen (Schuppener 1980) 
 
Ein anderer, aber ebenso ingenieurmäßiger Weg wurde von Rahman u.a. (1976) beschritten. Vergleich-
bar mit der Vorgehensweise der Erdbebenstandsicherheitsprognose wurden hier die labormäßig gewon-
nenen Porenwasserdruckergebnisse abhängig von Beanspruchung und Zyklenzahl verwendet. Dazu wird 
im Vorfeld das durch die Wellenbelastung erzeugte Beanspruchungsniveau im Baufeld mit der FEM-
Methode ermittelt (siehe Bild 29). 
 
Bild 29: Zyklisches Spannungsverhältnis – berechnet für Ekofisk-Tank – 12,5 m Welle (Rahman u.a. 
1977) 
Unter Verwendung des Ansatzes der Konsolidierungstheorie wurden dann unterhalb des Bauwerkes, 
exemplarisch für den Ekofisk-Tank in den Bildern 30 und 31 dargestellt, Porenwasserdruckverläufe ermit-
telt. Über nachfolgende Standsicherheitsuntersuchungen wurden dann eventuelle Gefährdungen identifi-
ziert. 
Verformungen konnten dann über das Konsolidationsvermögen des Bodens, wie dieses auch von Bjer-
rum (1973) durchgeführt wurde, errechnet werden. 
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Bild 30: Porenwasserdruckentwicklung – während des Bemessungssturmes für den Ekofisk-Tank 
(Rahman 1977) 
Bild 31: Porenwasserdruckentwicklung unter dem Ekofisk-Tank: Bild oben - vor dem Sturmmaxi-
mum, Bild Mitte - beim Sturmmaximum, Bild unten - am Sturmende (Rahman 1977)  
 
In jüngerer Zeit wird abweichend hiervon versucht, das zyklische Langzeitverhalten mit expliziten oder 
impliziten FEM-Verfahren in geschlossenen Lösungen abzubilden. Die Frage eines geeigneten Stoffge-
setzes insbesondere bei den impliziten Verfahren steht dabei deutlich im Vordergrund, wobei hiermit zur-
zeit noch keine hohen Zyklenzahlen nachgefahren werden konnten. 
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Im Hinblick auf explizite Berechnungen wurden jedoch auch schon für hohe Zyklenzahlen von Wichtmann 
u.a. (2005), wie im Bild 32 dargestellt, hinreichend gute Übereinstimmungen mit Laborversuchen erhal-
ten. 
 
Bild 32: Vergleichsberechnung – Versuch Einzelfundamentsetzung unter zyklischer Belastung 
(Wichtmann u. a. 2005) 
 
 
5 Zusammenfassung und Ausblick 
Es konnte gezeigt werden, dass vielfältige geotechnische Probleme sowohl für Schwergewichtsfunda-
mentgründungen als auch für Pfahlgründungen im Offshore-Bereich während der Herstellung der Erdöl-
förderungsanlagen in der Nordsee in den 70er Jahren vergleichbar zu den anstehenden Thematiken bei 
der Gründung der Offshore-Windenergieanlagen anstanden und gelöst wurden. 
 
Die zu Zeiten der Errichtung der Ölförderanlagen umfangreich durchgeführten Laboruntersuchungen 
geben einen guten Anhalt bzw. sind ein gutes Fundament zur Fortsetzung aktueller Versuche, wobei 
insbesondere die Empfindlichkeit des Ergebnisses bezüglich experimenteller Laborstörungen und bezüg-
lich der Abbildung der In-Situ-Bodenstruktur beachtet werden muss. 
 
In Verbindung mit den speziellen Entwässerungs-, d.h. Konsolidationsbedingungen ist die zyklische Be-
lastung von größeren Gründungsstrukturen eine komplexe mechanisch-hydraulische Aufgabe, deren 
Lösung eine intensive Auseinandersetzung mit den bodenmechanischen Zusammenhängen erfordert. 
 
Hinsichtlich der Prognoseverfahren bietet heute die Methode der Finiten Elemente ein kraftvolles Instru-
ment für umfassende Lösungen an. 
Für die ingenieurmäßige Praxis erscheinen jedoch einige der in den 70er Jahren ingenieurmäßig ange-
dachten Vorgehensweisen, wie die von Schuppener (1977) und Rahman u. a. (1976), durchaus brauch-
bar und eher schneller, verwendbare Lösungen zu liefern.  
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Auch an dieser Stelle sei nochmals eine Lanze für In-Situ-Beobachtungen, sei es an Forschungsplattfor-
men, Forschungsmasten oder an Pilotanlagen gebrochen, da insbesondere die Abhängigkeit der Sys-
temantwort von den In-Situ-Verhältnissen, d.h. der anisotropen Bodenstruktur im Kleinen und der Schich-
tenabfolge im Großen, von wesentlicher Bedeutung für eine sichere Verformungs- und Stansicherheits-
prognose ist.  
 
 
Ganz zum Abschluss sei nochmals auf die vielfältigen Untersuchungen der BAW (Außenstelle Küste) in 
den 70er Jahren und im Speziellen auf die hier teilweise zitierten Arbeiten von Schuppener verwiesen. 
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Bewältigung von geotechnischen Problemen beim Bau des Hafens  
Bandar Shahpour, Iran 
 
Prof. Dr.-Ing. E. h. Manfred Nußbaumer, M. Sc. 
 
 
 
Die Ed. Züblin AG arbeitete im Jahr 1975 auf Baustellen in Indonesien, in Malaysia und im Irak. Ende des 
Jahres 1974 erhielt sie einen Großauftrag im Iran in Arbeitsgemeinschaft mit dem niederländischen Un-
ternehmen „Royal Adrian Volker Group“, und zwar den Bau einer rd. 2,5 km langen Anlegeplattform für 
Seeschiffe im bereits bestehenden Hafen Bandar Shahpour. 
 
 
 
 
Bild 1: Lage von Bandar Shahpour 
 
 
Bandar Shahpour war zu dieser Zeit ein kleiner Ort, der im Zweiten Weltkrieg von den Briten als Hafen 
ausgebaut wurde, um Transporte vom Golf nach Norden in den Süden der Sowjetunion zu ermöglichen. 
1975 war der Hafen mit einigen wenigen Anlegestellen für große Seeschiffe weit überfordert. Schiffe hat-
ten Liegezeiten von bis zu mehreren Wochen, um entladen zu werden. Obwohl ca. 800 km von Teheran 
entfernt, war Bandar Shahpour damals der wichtigste Seehafen Irans. Über ihn wurden vor allem indus-
trielle Güter aller Art, Fahrzeuge, Schafe und Militärgüter importiert. 
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Bild 2: Lage von Bandar Shahpour 
 
 
Der Hafen Bandar Shahpour liegt am Ende eines großen Priels, dem Khor Musa, das sich in Bandar 
Shahpour in mehrere Khors verzweigt, so auch in ein weiteres großes Priel, den Khor Doraq. 
 
 
 
 
Bild 3: Lage der Hafenerweiterung 
 
 
Die Anlegeplattformen waren parallel zum Khor Doraq zu bauen. Im Anschluss an den bestehenden Ha-
fen hatte die französische Firma Dumez bereits einen Auftrag zum Bau von 10 Anlegeplattformen. Die 
Arge Züblin / Volker erhielt den Auftrag über 14 weitere Anlegeplattformen mit einem Auftragsvolumen in 
Höhe von 350 Mio. DM. Das entspräche heute einem Auftragsvolumen von ca. 0,5 Mrd. EURO. 
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Bild 4: Schnitt durch zu errichtende Anlegeplattform 
 
 
Der Entwurf kam vom Ingenieurbüro Kampsax, Kopenhagen. Die Anlegeplattform war entworfen für 13 m 
Wassertiefe ab Mittelwasser, war 50 m breit und schloss nahtlos auf der gesamten Länge an das Hinter-
land, das zur Lagerung von Umschlagsgütern genutzt werden sollte, an. 
 
Die Plattform stand auf 12 Pfahlreihen, bestehend aus ca. 35 m langen Spannbetonhohlpfählen mit ei-
nem Außendurchmesser von 800 mm und 120 mm Wanddicke. 
 
 
 
 
Bild 5: Spannbetonhohlpfahlherstellung 
 
 
Die Pfähle erhielten Pfahlkopfplatten, auf denen Fertigteilplatten mit max. 5,0 x 5,0 m verlegt und dann 
mit Ortbeton zu einer zusammenwirkenden Tragkonstruktion verbunden wurden. Wasserseitig verläuft 
ein begehbarer Versorgungstunnel, der biegesteif mit einem Fenderelement verbunden ist. Auch dazu 
wurden Fertigteile verwendet. 
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Landseitig wird die Anlegeplattform von einer Abschlusswand, die etwa 3 m in das Erdreich einbindet, 
begrenzt. Um die hohen Verkehrslasten unmittelbar neben der Plattform aufzunehmen, verlaufen mit 
einem gegenseitigen Abstand von 3,5 m 4 Reihen Entlastungspfähle mit lose aufgelegten Stahlbeton-
Pfahlkopfplatten landseitig der Anlegeplattform. 
 
 
 
 
Bild 6: Baugrundverhältnisse 
 
 
Der Baugrund in der Region Bandar Shahpour besteht aus jungen Sedimenten, die der großen Deltare-
gion des Schatt al-Arab zuzurechnen sind. Bis nahe zu 30 m Tiefe stehen feinsandige Tone und Schluffe 
sowie bindige Feinsande an. Die undrainierte Scherfestigkeit dieser Schichten beträgt bis zu 7 m Tiefe 
20 kN/m2 und nimmt etwa linear bis zur Tonschicht auf Kote -23 auf rd. 90 kN/m2 zu. SPT-Werte lassen 
sich erst unter diesem Horizont bestimmen, sie betragen dort rd. 20 Schläge / 30 cm Eindringung. 
 
 
 
 
Bild 7: Geplanter Bauablauf 
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Der Bauablauf wurde anhand der Ausschreibungsunterlagen und entsprechend der verfügbaren Geräte 
ursprünglich wie folgt geplant: 
 
− Zunächst Aufbringung einer 2 m mächtigen und 30 m breiten Vorbelastung bis Kote +5,00 im Be-
reich der Entlastungspfähle und landeinwärts 
− Einrammen der 4 Reihen Entlastungspfähle mit 26 m Länge und einem Querschnitt von 45 x 45 cm 
im Abstand von 3,5 x 3,5 m, Aufbringen der Pfahlkopfplatten und der Erdüberschüttung in Höhe 
von ± 4,75 
− Herstellung der Unterwasser-Böschung durch Nassbaggerung 
− Wasserseitig Einrammen der 8 Pfahlreihen mit einem gegenseitigen Abstand von 3,5 bis 4,5 m von 
schwimmendem Gerät aus 
− Einrammen der landseitig liegenden 4 Pfahlreihen, die erste Reihe von Land aus, die drei weiteren 
Reihen von einer Rammbrücke aus 
 
 
 
 
Bild 8: Pfahlrammung 
 
 
− Einrammen der landseitigen Pfahlreihe mit Vertikal- und Schrägpfählen von Land aus 
− Herstellen der Fahrschienen für die Rammung von der Rammbrücke aus und Einrammen der drei 
verbleibenden Pfahlreihen 
 
 
Im Februar 1975 übergab mir der zuständige Auslandsdirektor Projektunterlagen mit dem Auftrag zu un-
tersuchen, welche Probleme entstehen können und welche eventuell durch die Umstellung der Baupro-
zesse eintreten können. 
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Bild 9: Welche Grundbauprobleme können auftreten? 
 
 
Das Ergebnis meiner Untersuchung war aus geotechnischer Sicht wie folgt: 
 
 
 
 
Bild 10: Grundbautechnischer günstiger Bauablauf 
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Bild 11: Porenwasserdruckanstieg infolge Rammung nach D’Appalonia / Lumbe (1971) 
 
 
Um den Einfluss der Rammung abzuschätzen, wurden Porenwasserdruck-Messungen aus einer Veröf-
fentlichung von D’Appalonia und Lambe aus dem Jahr 1971 in die Gleitkreisuntersuchungen mit einbezo-
gen. 
 
 
 
 
Bild 12: Standsicherheit ermittelt unter Betrachtung der  effektiven Spannungen und effektiven Scher-
festigkeiten und Berücksichtigung von Porenwasserüberdrücken aus Rammung 
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Bild 13: Von der Bauleitung vorgesehener Bauablauf 
 
 
 
 
Bild 14: Forderungen aus geotechnischer Sicht an Bauleitungslösung 
 
 
 
 
Bild 15: Tidehöhen und gemessene Porenwasserdrücke infolge Tide 
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Bild 16: Erste Rammarbeiten an Entlastungpfählen 
 
 
Etwa eine Woche vor Beginn der Rammarbeiten für die Entlastungspfähle kam von der Baustelle ein 
Telex mit der Mitteilung, dass die Rammarbeiten beginnen werden und dass alle 4 Pfahlreihen gleichzei-
tig gerammt werden würden. Mit einem Rücktelex wurde der Baustelle mitgeteilt, dass die Böschung bei 
dieser Verfahrensweise nicht stabil bleiben wird und ein Böschungsbruch zu erwarten sei. 
 
Die Baustelle hat trotzdem die 4 Pfahlreihen gleichzeitig gerammt. Nach weniger als einer Woche brach 
die Böschung und nahezu alle Pfähle brachen wie Streichhölzer mit der abgehenden Böschung. 
 
 
 
 
Bild 17: Abgerutschte Böschung 
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Bild 18: Aufmass der abgerutschten Böschung 
 
 
Obwohl die Ursache der hohe Porenwasserüberdruck infolge der konzentrierten Pfahlrammung war, wur-
den weitere mögliche Ursachen in Bild 19 zusammengestellt. 
 
 
 
 
Bild 19: Ursachen des Böschungsbruchs 
 
 
Für das Einrammen der Entlastungspfähle wurde ein neuer Bauablauf festgelegt, wie aus Bild 20 hervor-
geht. 
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Bild 20: Angepasster Bauablauf für Entlastungspfähle 
 
 
Einrammen der landseitig liegenden 5 Spannbetonpfahlreihen 
 
Bei der landseitigen Spannbetonpfahlreihe ist alle 5 m ein vertikaler Pfahl und dazwischen ein Schräg-
pfahl angeordnet. Diese Pfahlreihe wurde von Land aus eingerammt. In geringer Entfernung zu der abge-
rutschten Böschung wurde dabei eine Böschungsbewegung infolge der Installation dieser Pfahlreihe von 
bis zu 50 cm festgestellt.  
 
 
 
 
Bild 21: Ausbauchung an der Stützwand infolge der Installation der Landseitigen Spannbetonpfahl-
reihe 
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Da weiterhin mit Pfahlbewegungen in dieser Größenordnung gerechnet werden musste, mit der Gefahr 
eines Böschungsbruches oder Rissen in den Spannbetonpfählen, wurde ein den ungünstigen Boden-
verhältnissen angepasster Bauablauf entwickelt. 
 
Mit einem Schneckenbohrer wurde vor der Pfahlrammung eine Bohrung mit 700 mm Durchmesser bis 
auf Höhe des Böschungsfußes hergestellt. 
 
 
 
 
Bild 22: Vorbohrung vor Pfahlrammung und Füllung der Bohrung mit Bentonitsuspension 
 
Die Bohrung wurde beim Ziehen über das zentrale Rohr mit Bentonitsuspension gefüllt, um nicht zu kol-
labieren. 
 
 
 
 
Bild 23: Schrägbohrung für geneigten Pfahl 
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Auf die Bohrung von 700mm wurde der Pfahl mit 900 mm aufgesetzt. 
 
 
 
 
Bild 24: Aufsetzen des Pfahles auf die Bohrung 
 
 
Die Pfähle sanken unter Eigengewicht bis etwa auf Böschungsfußtiefe in den Untergrund. Über die restli-
che Tiefe von mehr als 15 m wurden sie dann mittels der Ramme eingebracht. 
 
 
 
 
Bild 25: Pfahlrammung 
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Bild 26: Gerammtes Pfahlfeld 
 
Die Pfahlverschiebungen blieben infolge dieser schonenden Böschungsbehandlung bei wenigen cm, 
max. bei 5 cm. Bohrungen und Rammungen folgten einander im Takt. Die Tagesleistung für Vorbohrung 
und Rammung betrug im Mittel 8 Pfähle. Sie war etwa gleich groß wie die ursprüngliche Rammleistung 
ohne Vorbohrung. 
 
 
 
 
Bild 27: Pfahlkopfherstellung 
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Die Anlegeplattform einschließlich der Sanierung der Böschungsrutschung konnte im Jahr 1981 abge-
schlossen werden. 
 
 
 
 
Bild 28: Offshore-Einsatz von Herrn Sänger 
 
 
Welche Lehren sind aus diesem Projekt zu ziehen? 
 
 
 
 
Bild 29: Lehren aus diesem Projekt 
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